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Friedrichs Überwachungspläne 

Der Minister scheitert - vorerst - beim Zugriff auf Millionen von neuen (Maut-)Daten 



E ine bekannte Vokabel der deut¬ 
schen Sprache wurde jetzt mit 
einem neuen Sinn belastet: Da¬ 
tenautobahn. Bisher war damit der 
superschnelle Transport vielen Da¬ 
ten gemeint. Jetzt wurde durch Bun¬ 
desinnenminister Hans-Peter Fried¬ 
rich (CSU) daraus eine vielbefahre¬ 
ne Straße mit unzähligen potentiellen 
Verbrechern und Terroristen, deren 
Daten und Bewegungsprofile jeder¬ 
zeit und umfassend vom Verfassungs¬ 
schutz abgesaugt werden sollten. 
Deutschlands Oberschnüffler belegt 
die größte deutsche Spezies, die Au¬ 
tofahrer, mit einer anlasslosen Dau¬ 
erüberwachung und einem General¬ 
verdacht. 

12 800 Autobahnkilometer könn¬ 
ten über 5 400 Abschnitte „unter 
die Lupe“ genommen werden. Mil¬ 
lionen Erfassungen würden gespei¬ 
chert. Aus dem Vergleich der einzel¬ 
nen Erhebungen ließen sich einzelne 
Bewegungsproüle erstellen: Wer ist 
wann wo? Auch die Frage, ob es ein 
zweites Fahrzeug mit gleichem Pro¬ 
fil gab, könnte beantwortet werden. 
Dann wüssten der Verfassungsschutz, 
Herr Friedrich und Herr Seehofer als 
Mauteintreiber: Familie Deutschmann 
und der Jupp aus Köln sind dann und 
dann mit zwei Pkws über bayerische 
Autobahnen in Richtung Toskana ge¬ 
fahren. Bleibt vielleicht noch die Fra¬ 
ge: Was wollten die da? 

Friedrichs 30 Seiten dicke „Ge¬ 
brauchsanweisung“ sollte zunächst 
nur Lkws ab zwölf Tonnen betreffen. 
Das macht Sinn, denn Pkws werden 
ja - noch - nicht erfasst. Diese Ein¬ 
schränkung muss nicht so bleiben. 
Selbst bürgerliche Zeitungen wie etwa 
die Düsseldorfer „Westdeutsche Zei¬ 
tung“ unterstellen dem Innenminister 
eine gewisse Hartnäckigkeit, wenn es 
darum geht, die Grundrechte aus dem 
Grundgesetz geschmeidig zu interpre¬ 
tieren. 

Die nassforsche Art des Umgangs 
mit Gesetzen und höchsten Urtei¬ 
len - das Bundesverfassungsgericht 
zum Scannen von Pkw-Daten - erin¬ 
nert an den Namensvetter Friedrich 
(Zimmermann). Dieser Ex-Nazi (ab 
1943: NSDAP) war ebenfalls Innen¬ 
minister (ab 1948: CSU). Er hatte sich 
schon 1988 auch dafür eingesetzt, den 


Datenschutz auszuhebeln, indem er¬ 
möglicht werden sollte, Daten zwi¬ 
schen Polizei und Geheimdiensten 
legal hin- und her zu schieben. Dazu 
sollten die Rechte des Bundesdaten¬ 
schutzbeauftragten beschnitten wer¬ 
den. Zimmermann war Träger des 
Bayerischen Verdienstordens und des 
Großen Bundesverdienstkreuzes mit 
Stern und Schulterband. 

Peter Schaar, aktueller Bundesdaten¬ 
schutzbeauftragter, ist auf der Hut. 
Der Maut-Eintreiber Toll Collect 
darf Lkws nur erfassen, damit die 
Maut sprudelt. Nach Zahlung muss 
gelöscht werden. Schon am 28. Sep¬ 
tember 2009 hatte Schaar beim ADAC 
gewarnt: „Die neuen Techniken haben 
das Potenzial, die Verkehrsteilnehmer 
lückenlos zu überwachen, zu registrie¬ 
ren und die dabei gewonnenen Daten 
mit umfangreichen anderen Daten¬ 
sammlungen ... abzugleichen.“ Schon 
damals verwies Schaar auf „wachsen¬ 
de Begehrlichkeiten“. Er schloss sei¬ 
nen Vortrag: „Der dauerüberwachte 


Autofahrer ist genau das Gegenteil 
eines verantwortungsbewussten Ver¬ 
kehrsteilnehmers.“ Dieser vielleicht 
versteckt gemeinte Appell an den 
Bundesverkehrsminister kann aktu¬ 
ell auf den Bundesinnenminister be¬ 
zogen werden. Dann betrifft er aber 
nicht nur erfasste Verkehrsteilnehmer, 
sondern alle Bürger. 

Der ADAC lehnt nicht nur die neu¬ 
en Maut-Pläne ab. Er sperrt sich auch 
gegen die Ausspähung auf den Au¬ 
tobahnen. Schon im Dezember 2009 
schrieb er: Setzt man der Radio Fre- 
quency Identiücation (RFID) „keine 
klaren Einsatzgrenzen, so kann durch 
heimliche Überwachung der ,Gläser¬ 
ne Mensch’ zu Realität werden.“ Jetzt 
wiederholte Markus Schäpe, Jurist des 
ADAC, die Kritik bezogen auf die 
Friedrich-Pläne. 

Der erneute Anlauf von Minister 
Friedrich ist der Versuch, das Thema 
„warm“ zu halten. Die SPD scheint 
ihm die Pläne im Rahmen der Koa- 
litionsverhandlungen erst einmal auf 


Eis gelegt zu haben, indem sie die Er¬ 
fassungstechnik ausgeschlossen hat, 
nicht aber die Ausspähung der Bür¬ 
ger durch den Verfassungsschutz ins¬ 
gesamt. Es bleiben die Pläne der lü¬ 
ckenlosen Überwachung. Und dort, 
wo überwacht wird, dort wird auch 
gespeichert und gerastert. 

Viele Medien kochen das Thema 
klein, indem sie in dem Vorgang ei¬ 
nen aus der Persönlichkeit Friedrichs 
zu erklärenden „Überwachungs¬ 
traum“ des Ministers sehen, der sich 
zudem instinkt- und respektlos ge¬ 
genüber den Bürgern verhalte. Wenn 
ihm aber unterstellt wird, dass seine 
Pläne auf eine Kopie von „1984“ hin¬ 
auslaufen, dann werden diese Überle¬ 
gungen schon eher dem Kapitalismus 
und seinen Herrschaftsmechanismen 
gerecht. Die DKP geht deshalb nicht 
von einer Reformierbarkeit des Ver¬ 
fassungsschutzes aus. Sie plädiert für 
seine Abschaffung. 

Uwe Koopmann 


„Haiyan“ - Verwüstung auf 600 Kilometer Breite 

530 000 Tote seit 1993 durch Extremwetterlagen 


Auf den Philippinen hat das Wü¬ 
ten des Wirbelsturms „Haiyan“ die 
schlimmste Naturkatastrophe seit 
1976 verursacht, als ein Erdbeben 
und ein Tsunami 8 000 Menschen 
auf der Insel Mindanao den Tod 
brachte. 

Dieses Mal sind die zentralen Inseln 
Leyte und Samar am härtesten be¬ 
troffen. Vermutlich untertreiben die 
Behörden die Opferzahlen, wenn 
sie von 10 000 Toten und 2 000 Ver¬ 
missten ausgehen. In dem Erdboden 
gleichgemachten Siedlungen bewe¬ 
gen sich zwischen geknickten Strom¬ 
masten und umgestürzten Fahrzeu¬ 
gen auch noch Tage nach der Ka¬ 
tastrophe die Überlebenden wie 
benommen. 


„Die Zerstörungen sind massiv .. .Das 
letzte Mal habe ich Zerstörungen in 
dieser Größenordnung nach dem Tsu¬ 
nami im Indischen Ozean 2004 gese¬ 
hen“, so Sebastian Rhodes Stampa, 
UN-Chefkoordinator für Katastro¬ 
pheneinsätze. 

Noch zu Anfang der Woche waren vie¬ 
le Gemeinden von der Außenwelt ab¬ 
geschnitten und damit für Hilfsliefe- 
rungen nicht zu erreichen. Die durch 
ein schweres Erdbeben im Oktober 
bereits stark belasteten einheimischen 
Rettungskräfte scheinen überfordert: 
Viele Mitarbeiter des Gesundheitswe¬ 
sens erscheinen offenbar nicht zum 
Dienst, weil sie nach eigenen Famili¬ 
enangehörigen suchen oder diese in 
Sicherheit bringen. Außerdem wird 


von Überfällen auf Hilfskonvois und 
Plünderungen berichtet. Darüber hi¬ 
naus behinderte ein weiterer, schwä¬ 
cherer Sturm am Montag die Katas¬ 
trophenhilfe. 

Auch Vietnam wurde von dem Taifun 
getroffen, der sich aber bereits stark 
abgeschwächt hatte. 800 000 Men¬ 
schen waren in Zentralvietnam schon 
nach den ersten Sturmwarnungen in 
Sicherheit gebracht worden. 

Bei der bis zum 22. November tagen¬ 
den Klimakonferenz in Warschau fand 
die Katastrophe auf den Philippinen 
bisher wenig Beachtung. Ausnahme 
war der emotionale Ausbruch eines 
philippinischen Delegierten, der for¬ 
derte, den Klimawahnsinn zu stoppen 
und ankündigte, bis zu einem rich¬ 


tungsweisenden Beschluss der Kon¬ 
ferenz in den Hungerstreik zu treten. 
Parallel zu der Klimakonferenz ver¬ 
öffentlichte das Internetportal „Ger- 
manwatch“ seinen Klima-Risiko-In- 
dex. Danach sind seit 1993 mehr als 
530 000 Menschen durch Extremwet¬ 
terlagen - Hitzewellen, Überschwem¬ 
mungen, Taifune - ums Leben ge¬ 
kommen. Als am schwersten betrof¬ 
fene Länder werden Haiti, Myanmar, 
Honduras, die Philippinen und Pakis¬ 
tan genannt. 

In diese Liste gehen allerdings die Fol¬ 
gen von Wetterereignissen nicht ein; 
allein durch Missernten infolge von 
Dürre starben in den letzten Jahren 
am Horn von Afrika Hunderttausen¬ 
de. B.R. 


Thema der Woche 


Kein Vergeben - 
kein Vergessen! 

Am vergangenen Sonnabend wurde 
in vielen Städten auch an den 75. Jah¬ 
restag der Reichspogromnacht erin¬ 
nert. Wir veröffentlichen einen Arti¬ 
kel über eine antifaschistische Kund¬ 
gebung in München, 
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UZ in Aktion! 


Folgende UZ-Ausgaben eignen sich 
besonders für Verkaufs- oder Verteil¬ 
aktionen: 

• UZ 47/2013 vom 22.11.2013: 
Arbeitszeitverkürzung & 
30-Stundenwoche 

• UZ 50/2013 vom 6.12.2013: 
Energie & Ökologie 

• UZ 1-2/2014 vom 10.1.2014: 
Gegen Krieg und Krise - 
LLL-Wochenende Berlin 


Bezugspreise: 


10 

X 

UZ 

10,00 

Euro 

20 

X 

UZ 

20,00 

Euro 

40 

X 

UZ 

30,00 

Euro 

IOO 

X 

UZ 

60,00 

Euro 

500 

X 

UZ 

100,00 

Euro 


weitere 100 Exemplare jeweils plus 
10,00 Euro 

Alle Preise inklusive Versand/MwSt. 

Bestellungen bitte an: 

CommPress Verlag GmbH | Hoff¬ 
nungstraße 18 | 45127 Essen 
vertrieb@unsere-zeit.de | Tel.: 0201 
17788923 | Fax.: 020117788928 


UZ-Extra: Jetzt 
bestellen! 

Ende November 2013 erscheint eine 
8-seitige UZ-Extra „Gegen Krieg 
und Krise“ mit folgenden Themen: 

• Bundeswehr im Auslands¬ 
einsatz 

• Top-Ten der Rüstungs¬ 
profiteure 

• Hände weg von Syrien! 

• Karl Liebknecht und Rosa 
Luxemburg: Kämpfer gegen 
den imperialistischen Krieg 

• Europa-Wahlen: DKP-Kan- 
didatur gegen Abschottung 
und Krieg 

• Initiative Schule ohne Militär 

Bezugspreise der UZ-Extra: 

70 x UZ-Extra: 7,00 Euro 

140 x UZ-Extra: 14,00 Euro 
210 x UZ-Extra: 21,00 Euro 
500 x UZ-Extra: 45,00 Euro 
1000 x UZ-Extra: 90,00 Euro 
2000 x UZ-Extra: 180,00 Euro 
Alle Preise inklusive Versandkos¬ 
ten! 


Kandidatur der DKP 
zur EU-Wahl 

Die Formulare für die Unterschrif¬ 
tensammlung können ab sofort 
als Datei oder als gedrucktes For¬ 
mular beim Parteivorstand bestellt 
werden oder von der Internetseite 
news.dkp.de heruntergeladen wer¬ 
den. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Mit Placebos die Leute 
beruhigen 


Wohlfahrtsverbände in der Kritik 

Caritas & Co. sind ein gigantisches Imperium geworden 


Castkolumne von Siw Mammitzsch 


Union und SPD haben sich am 4. No¬ 
vember in ihren Koalitionsverhand¬ 
lungen auf ein „Paket für bezahlbares 
Wohnen und Bauen“ geeinigt. Dass 
in einer eventuellen Großen Koali¬ 
tion sich die Situation für die Mie¬ 
terinnen und Mieter in Deutschland 
grundlegend verbessert, hat sicher 
niemand erwartet. Dass aber nicht 
eine einzige der erst kürzlich vor¬ 
genommenen Verschlechterungen 
durch die Mietrechtsreform zurück 
genommen werden soll, spricht vor 
allem nicht für die SPD. Aber wer 
mit der CDU ins Bett geht, kann nun 
mal nicht damit rechnen, als Gewin¬ 
ner aus der Ehe hervor zu gehen. Zu¬ 
rück zur Sache. 

Der deutsche Blätterwald begann 
kurz zu rauschen, als sämtliche Titel 
versprachen, dass die Mietpreisbrem¬ 
se kommt. Das Rauschen verlor sich 
sofort in ein laues Lüftchen, als die 
Bedingungen klar wurden. Nur in 
Gebieten mit „angespannten Woh¬ 
nungsmärkten“ sollen die Mieten bei 
bestehenden Mietverträgen um nur 
15 Prozent in vier Jahren, statt wie 
bisher um 20 Prozent in drei Jahren, 
steigen dürfen. In den anderen Ge¬ 
bieten bleibt es beim alten. In den an¬ 
gespannten Wohnungsmarktgebieten 
sollen die Mieten auch bei Neuver¬ 
mietung begrenzt werden können, 
und zwar auf zehn Prozent oberhalb 
des lokalen Mietspiegels. Da stellt 
sich doch zuerst die Frage, wer diese 
Gebiete denn festlegt. Das wird man 
wahrscheinlich den Bundesländern 
überlassen, deren Landesregierun¬ 
gen eine Verordnungsermächtigung 
erteilt wird. Was als angespannter 
Wohnungsmarkt gelten darf, muss 
dann per gerichtsfestem Gutachten 
belegt werden. 

Im Ruhrgebiet ist zu erwarten, dass 
diese Regelungen nur in äußerst we¬ 
nigen Städten überhaupt Anwen¬ 
dung finden werden. Und das auch 
erst nach einem langwierigen Ge- 
setzgebungs- und Gutachterverfah¬ 
ren. Eine wirksame Mietpreisbrem¬ 
se sieht anders aus. Schon allein die 
Anlehnung an den Mietspiegel bei 
Neuvermietungen ist problematisch, 
da in die Berechnung der Mietspie¬ 
gel immer nur diejenigen Mieten ein- 
gehen, die in den letzten vier Jahren 
abgeschlossen wurden - also keines¬ 
wegs die meist günstigeren Bestands¬ 
mieten. Selbst für Berlin, Hamburg, 
München usw. dürfte dieses Instru¬ 
ment daher ein zahnloser Tiger blei¬ 
ben. Gezügelt werden allenfalls die¬ 
jenigen Vermieter, deren Mietwucher 
allzu deutlich ist und damit soziale 
Proteste provoziert. 

Wer eine ernsthafte Bremse der 
derzeit explodierenden Mieten will, 
kommt um eine staatliche Begren¬ 



zung der Höchstmieten nicht her¬ 
um. Denn es gibt überhaupt keinen 
Grund für exorbitante Mieten von 
zehn Euro und mehr, kalt pro Qua¬ 
dratmeter. So viel Luxus kann in ei¬ 
ner Bude gar nicht stecken, die für 
die meisten Mieter vor allem funkti¬ 
onal sein soll. 

Auch die angekündigte Reduzierung 
der Modernisierungsumlage ist mehr 
Schein als Sein. Konnten bislang 11 
Prozent der Gesamtkosten einer 
energetischen Gebäudesanierung 
(Dämmung, bessere Fenster usw.) 
pro Jahr auf die Miete aufgeschla¬ 
gen werden - und zwar unbegrenzt 
viele Jahre, so sollen es zukünftig 
„nur“ noch 10 Prozent sein. Ein ech¬ 
ter Witz. Wo bitte ist der Unterschied, 
ob ich eine derartige Mieterhöhung 
von 150 €, oder doch nur 140 € ver¬ 
kraften muss? Dass der Zuschlag 
zukünftig nur zeitlich begrenzt ge¬ 
fordert werden darf, ist ja nett, aber 
wenn der Altmieter auszieht, weil 
er sich die Miete nicht mehr leisten 
kann, wird ohnehin eine völlig neue 
Miete verlangt. 

Zwar sollen Wohnraumförderung 
und Städtebauförderung aufgestockt 
werden, aber noch ist nichts dazu ge¬ 
sagt, ob auch eine massive Auswei¬ 
tung des Sozialen Wohnungsbaus 
kommen wird - vermutlich eher 
nicht. Einfach nur bessere Abschrei¬ 
bungsmöglichkeiten fördert die Bau¬ 
herren, aber nicht den Sozialen Woh¬ 
nungsbau. 

Eine mögliche Große Koalition 
macht also viel Wind um nichts. Es 
wird noch ein weiter Weg für uns 
Mieter, um die Einsicht dahin zu ver¬ 
tiefen, dass Grund und Boden eigent¬ 
lich ein unverkäufliches Gut sind und 
dass die Profite mit der Miete kein 
gottgegebener Umstand sind, son¬ 
dern das rein kapitalistische Interes¬ 
se, uns auch den letzten Cent aus der 
Tasche zu pressen. 

Unsere Autorin ist Geschäftsführerin der 
Mietergemeinschaft Essen e. V., Mieter¬ 
schutzverein im DMB 


Im Gefolge der jüngsten Affäre um 
den Limburger Lebemann und Bischof 
Franz-Peter Tebartz entfachte notwen¬ 
dige Debatte um das Verhältnis von 
Kirche und Staat kommt nun auch das 
System der „christlichen“ Wohlfahrts¬ 
verbände in die Schusslinie der Kritik. 
Mit reißerischen Überschriften wie 
„Monopolkommission knöpft sich Ca¬ 
ritas und Diakonie vor“ berichten die 
bundesdeutschen Zeitungen, dass die 
kirchennahen Sozialkonzerne ins Vi¬ 
sier der Marktwächter geraten. 

Den Zeitungsmeldungen zu Folge er¬ 
wägt die Monopolkommission die 
Wohlfahrtspflege, insbesondere der 
kirchlichen Verbände wie Caritas, Di¬ 
akonie, Malteser, aber auch das Rote 
Kreuz in einem neuen Hauptgutachten 
einer Prüfung zu unterziehen. Deren 
nur schwer überschaubare Mischfinan¬ 
zierung werfe Fragen nach Transparenz 
auf und führe zu Fehlentwicklungen. 
Diese Verbände erbrächten Leistun¬ 
gen, über deren Bedarf und Preise sie 
zugleich in staatlichen Gremien mitent¬ 
scheiden, begründete Daniel Zimmer, 
der Vorsitzende der Monopolkommis¬ 
sion, dieses Vorhaben. 

Doch so neu sind die angeblichen Sor¬ 
gen der regierungsnahen Marktwäch¬ 
ter allerdings nicht. Schon 1998 sprach 
die Monopolkommission in ihrem Gut¬ 
achten von einem „kartellartigen Er¬ 
scheinungsbild“ der Sozialkonzerne. 
Auch hätten sie kein Interesse daran, 
effizient zu arbeiten. Die ihnen zuge¬ 
standene Gemeinnützigkeit würde be¬ 
nutzt, um Marktmacht und Einfluss 
permanent auszudehnen. Dies führe 
zu einem „Überangebot“ an sozialen 
Beratungs- und Betreuungsangeboten. 
Aus wirtschaftlicher Sicht seien das 
überflüssige Einrichtungen und wür¬ 
den quer subventioniert. So würden 
die Bürger durch einen überzogenen 
Einsatz von Steuergeldern und Mitteln 
der Sozialversicherung belastet; auch 
entstünden erhebliche volkswirtschaft¬ 
liche Mehrkosten, wenn etwa Teilneh¬ 
mer an subventionierten Programmen, 
wie dem freiwilligen sozialen Jahr, dem 
Arbeitsmarkt nicht oder erst später zur 
Verfügung stünden. Die sozialen Ver¬ 
bände erbrächten Leistungen, über de¬ 
ren Notwendigkeit und Preise sie zu¬ 
gleich als Mitglieder in Gremien mit¬ 
entscheiden dürften. 

Das für Sommer 2014 geplante Gut¬ 
achten dürfte die gleiche Stoßrichtung 
haben. Caritas & Co. haben sich zu ei¬ 
nem gigantischen Wohlfahrtsimperi¬ 
um entwickelt. Unter vielerlei Namen 
betreiben sie eine Art Franchising der 
Nächstenliebe. Die ganz Großen der 
Branche heißen Caritas (katholisch) 
und Diakonisches Werk (evangelisch), 
die zusammen fast eine Million Mitar¬ 
beiter auf ihren Gehaltslisten führen. 
Allein die Zahl der Arbeitsplätze bei 
den großen fünf der Mildtätigkeit 
hat sich seit 1970 mehr als verdrei¬ 


facht. Marktführer Caritas ist mit rund 
560 000 Beschäftigten der größte pri¬ 
vate Arbeitgeber in Deutschland. Mit 
rund 80 000 hauptamtlich Beschäftig¬ 
ten ist das Rote Kreuz eher ein klei¬ 
ner Player. Der Umsatz der Gesamt¬ 
branche liegt bei ca. 60 Milliarden 
Euro. Insgesamt wird z.B. allein das 
mögliche Outsourcingpotential in der 
Wohlfahrtspflege auf rund 270 Millio¬ 
nen Euro geschätzt. Daher gehören in 
der Tat die Finanzen und Praktiken bei 
der Vergabe staatlicher Gelder an die 
Sozialkonzerne und die unheilige Ver¬ 
quickung von Kirche und Staat endlich 
einer demokratischen Kontrolle unter¬ 
zogen. 

In den vergangenen Jahren wurden 
schon viel zu viele soziale Einrichtun¬ 
gen privatisiert. Doch aufgepasst: Der 
jetzt vorgetragene Angriff auf Caritas, 
Diakonie & CoKG greift Kritikwürdi¬ 
ges nur auf, um einen Beitrag zur Sturm- 
reifschießung von gemeinnützigen, nicht 
ausschließlich am Profit orientierten Or¬ 
ganisationen im Sozialbereich zu leisten. 
Das hat zu einem gnadenlosen, allein am 
Profit orientierten Wettbewerb im sozi¬ 
alen Sektor geführt. Auf der Strecke ge¬ 
blieben sind die zu betreuenden Men¬ 
schen. Immer weniger Personal steht 
für immer mehr Arbeit bei den sozialen 


Dienstleistungen zur Verfügung. Da¬ 
mit verschlechtert sich die Qualität der 
Dienstleistung und die Arbeitsbedin¬ 
gungen der in diesem Sektor Beschäf¬ 
tigten. 

Betriebliche Mitbestimmung, gewerk¬ 
schaftlich ausgehandelte Tarifverträge 
oder gar das Streikrecht sind in die¬ 
sen Unternehmen Fremdwörter Das 
Soziale soll weiter zu Gunsten des 
Profits zurückgedrängt werden. Doch 
gerade da braucht es mehr statt weni¬ 
ger Gemeinnützigkeit. Druck kommt 
auch immer wieder aus Brüssel. Für 
die Brüsseler Wettbewerbshüter sind 
Caritas, Diakonie etc. normale Un¬ 
ternehmen im Sinn des EU-Wettbe¬ 
werbsrechts. Und auch schon die wis¬ 
senschaftlichen Berater von Finanzmi¬ 
nister Peer Steinbrück empfahlen, das 
Gemeinnützigkeitsrecht radikal zu be¬ 
schneiden, denn „Die althergebrachte 
Privilegierung von Wohlfahrtsorgani¬ 
sationen verhindert die Entwicklung 
eines effizienten Marktes für Pflege¬ 
dienstleistungen“. Steinbrück war an¬ 
fangs geneigt, den Rat auch zu beher¬ 
zigen. Doch es kam nicht dazu, die 
Zeit dazu war noch nicht reif. In und 
mit der drohenden Großen Koalition 
ist das anders. 

Manfred Dietenberger 



„Schuster, bleib bei deinen Leisten“ gilt längst nicht mehr 

Berufliche Mobiltät ist häufig mit Abstieg verbunden 


Berufswechsel werden mehr und 
mehr zur Normalität im Arbeitsle¬ 
ben. Die Arbeitswissenschaftler Mat¬ 
thias Dütsch, Verena Liebig und Olaf 
Struck von der Universität Bamberg 
veröffentlichten jüngst die Ergebnis¬ 
se ihrer empirischen Studie, die ein¬ 
deutig belegt, dass die „Bindekraft 
der Beruflichkeit“ wie sie es etwas 
verquastet ausdrücken, in den ver¬ 
gangenen Jahrzehnten abgenommen 
hat, also immer weniger Beschäftig¬ 
te ihren erlernten Beruf durchgehend 
ausüben können und so aber ihr so¬ 
zialer Status unsicherer geworden ist. 
Denn mit der beruflichen Mobilität 
steigt parallel die Gefahr, sozial ab¬ 
zusteigen. 

Dabei unterscheiden die Forscher 
einerseits zwischen vertikaler Ab¬ 
wärts- und horizontaler Mobilität. 
Die liegt vor, wenn der ausgeübte 
dem erlernten Beruf nicht entspricht, 
aber mit einer ähnlichen beruflichen 


Stellung verbunden ist. Vertikale Ab¬ 
wärtsmobilität bezeichnet hingegen 
einen Statusverlust. Von einem der 
beiden Formen der Mobilität betrof¬ 
fen zu werden, würde immer wahr¬ 
scheinlicher. Dies vor allem wegen 
der sich ständig verschärfenden welt¬ 
weiten Konkurrenz und dem Inno¬ 
vationsdruck, der die Schwankungen 
in der Arbeitskräftenachfrage anstei- 
gen lässt. 

Parallel dazu hätten sich die arbeits¬ 
rechtlichen Rahmenbedingungen 
durch Deregulierung geändert. Die 
Folge ist eine drastische Auswei¬ 
tung der atypischen Beschäftigung. 
Da Leiharbeiter, befristet Beschäf¬ 
tigte und viele Minijobber gezwun¬ 
gen sind, regelmäßig den Arbeits¬ 
platz zu wechseln, hätten sie wenig 
Gelegenheit, sich betriebsspezifische 
Kenntnisse anzueignen oder sich 
weiterzubilden. Zudem gälten häu¬ 
fige Betriebswechsel ebenso wie Ar¬ 


beitslosigkeit als negatives Signal auf 
dem Arbeitsmarkt. 

Für ihre Analyse zogen die Wissen¬ 
schaftler die Angaben zum Schul- 
und Ausbildungsverhalten sowie 
zum beruflichen Werdegang von 
über 4 000 westdeutschen Erwerbs¬ 
tätigen, die zwischen 1956 und 1988 
geboren wurden, heran. Das Ergeb¬ 
nis: Von den Männern, die zwischen 
1973 und 1977 auf dem Arbeitsmarkt 
gestartet sind, wechselten 14 Prozent 
unmittelbar nach der Ausbildung 
den Beruf. Bei Beschäftigten, die 
zwischen 1998 und 2002 ihren Be¬ 
rufseinstieg hatten, waren es 20 Pro¬ 
zent. Bei den Frauen stieg der Anteil 
im gleichen Zeitraum von neun auf 
22 Prozent. Von den Berufseinstei¬ 
gern der Jahre 1998 bis 2002 haben 
über die Hälfte der Männer und 38 
Prozent der Frauen inzwischen min¬ 
destens einmal ihren Beruf gewech¬ 
selt. 


Interessant ist auch die von den Wis¬ 
senschaftlern beobachtete alarmie¬ 
rende Entwicklung, dass das Risiko, 
im erlernten Beruf sozial abzusteigen 
im Untersuchungszeitraum um 117 
Prozent angestiegen ist. Ebenso be¬ 
sorgniserregend ist auch der festge¬ 
stellte Fakt, dass die Wahrscheinlich¬ 
keit, mit dem Berufswechsel gleich¬ 
zeitig an Status einzubüßen, um 41 
Prozent zugenommen hat. Von den 
Beruf seinsteigern der Jahre 1998 bis 
2002 landete fast jeder dritte nicht 
„statusinadäquat“, sondern in einem 
weniger prestigeträchtigen Beruf. 
Die Wissenschaftler arbeiteten auch 
heraus, welche Faktoren diese Ent¬ 
wicklung beeinflussen. Eine fachlich 
oder sozial unangemessene Beschäf¬ 
tigung wird durch häufige Betriebs¬ 
wechsel, Leiharbeit, Befristung, län¬ 
gere Phasen von Arbeitslosigkeit und 
Entlassungen immer wahrscheinli¬ 
cher. Weiterbildung senkt das Risiko 


in der Hierarchie abzusteigen. Eine 
schlechte Arbeitsmarktlage und eine 
ungünstige wirtschaftliche Situation 
verstärken die Destabilisierungsten¬ 
denzen. Insgesamt, so die Forscher, 
weise „der in zunehmendem Maße 
nicht gelingende Transfer berufli¬ 
cher Qualifikationen bei zwischenbe¬ 
trieblicher Mobilität auf eine sinken¬ 
de Bindekraft der Beruflichkeit und 
auf wachsende Risiken des Verlustes 
berufsfachlicher Qualifikationen hin“. 
Insbesondere die deutliche Zunahme 
der Abwärtsmobilität sei dabei pro¬ 
blematisch. Als Gegenmittel empfeh¬ 
len die Autoren der Studie zum einen 
Änderungen bei der Ausbildung, die 
möglichst breit angelegt sein und sich 
an vollständigen Arbeits- und Ge¬ 
schäftsprozessen orientieren sollte. 
Zum anderen plädieren sie dafür, die 
Weiterbildungsmöglichkeiten vor al¬ 
lem für atypisch Beschäftigte zu ver¬ 
bessern. Wilhelm Dörner 
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Textilarbeiter kämpferisch 

Verschleiß älterer Arbeiterinnen der Textilindustrie enorm hoch 



• • 

ber 250 Textilarbeiterinnen und 
Textilarbeiter warfen am Mitt¬ 
woch der vergangenen Woche 
in Rheine die Brocken hin. Beschäf¬ 
tigte der beiden Fabriken „Nur die“ 
und „Kettelhack“ gingen bei einem 
einstündigen Warnstreik auf die Stra¬ 
ße, um für ihre Forderungen in den 
laufenden Tarifverhandlungen zu de¬ 
monstrieren. 

Die IG Metall, die 120 000 deutsche 
Textilarbeiter vertritt, will erreichen, 
dass Regelungen zum Belastungsab¬ 
bau für Arbeiter, die Übernahme al¬ 
ler Auszubildenden und die seit Jahren 
gestellte Forderung nach einer demo¬ 
grafischen Altersteilzeit in den Tarif¬ 
vertrag festgeschrieben werden. Karin 
Hageböck, Gewerkschaftssekretärin 
der IGM in Rheine, sprach zu den Ar¬ 
beitern: „Wir wollen drei Dinge: Al¬ 
tersteilzeit, die Übernahme der Azu¬ 
bis, sowie alters- und alternsgerechte 
Arbeitsbedingungen ... “ 

Nach dem Tarifabschluss für die Tex¬ 
tilarbeiter/innen vor einem Jahr hat¬ 
te die IG Metall große Enttäuschung 
über den Unwillen der Textilkapita¬ 
listen geäußert, die Forderungen nach 
demografischer Altersteilzeit und Be¬ 
lastungsabbau zu diskutieren und ih¬ 
nen eine Zusage abgerungen, 2013 da¬ 
rüber neu zu verhandeln. 

Gerade in der Textilindustrie ist der 
Verschleiß durch schwere Arbeit und 
gesteigerte Arbeitshetze besonders bei 
älteren Arbeiter/innen enorm. Im ver¬ 
gangenen Jahr hatte sich der Betriebs¬ 
ratsvorsitzende der Kammgarnspinne¬ 
rei Neuhof, Randolf Öchslein, der auch 
Mitglied des IGM-Vorstands Ostober¬ 
franken ist, in einem bemerkenswerten 
Bericht und Interview mit dieser Prob¬ 
lematik auseinandergesetzt. Öchslein, 
der seit Jahren mit seinen Kollegen um 
bessere Arbeitsbedingungen für ältere 


Textilarbeiter ringt: „Wir müssen die 
Arbeitsbedingungen dringend verän¬ 
dern. Bis 67 hält das hier keiner durch 
...“ (Das gesamte Interview kann bei 
der IGM nachgelesen werden unter 
www.gut-in-r ente. de.) 

Die Forderungen der Textilarbeiter 
und die Situation in der Industrie wer¬ 
den jetzt erstmalig im Wahlkampf für 
das Eu-Parlament thematisiert. Marion 
Baur, selbst Textilarbeiterin und Kan¬ 
didatin auf der Liste der DKP zu den 
EU-Parlamentswahlen im kommen¬ 
den Mai, in einem Schreiben an die 
Kolleg/innen in Rheine: „Euer Kampf 
um die Aufnahme dieser Forderungen 


in einen Tarifvertrag wird von Gewerk¬ 
schaftern weit über Deutschland hin¬ 
aus mit großer Sympathie und großem 
Interesse verfolgt. Wie bei Euch sind 
die Kolleginnen und Kollegen in der 
Textilindustrie in Ländern wie Portu¬ 
gal, Spanien, Großbritannien und Ir¬ 
land, um nur einige zu nennen, mit 
verschärfter Arbeitshetze, längeren 
Arbeitszeiten statt Arbeitszeitverkür¬ 
zung und andauernden Versuchen, die 
Lebensarbeitszeit zu verlängern, kon¬ 
frontiert. Immer wieder hängen die 
Unternehmer das Damoklesschwert 
des Abwanderns in sogenannte Billig¬ 
lohnländer über unsere Köpfe. 


Ich werde die Situation in der Textilin¬ 
dustrie zu einem Hauptthema meines 
Wahlkampf machen, jede Möglichkeit 
nutzen, auf die Forderungen der Kol¬ 
leginnen und Kollegen und ihrer Ge¬ 
werkschaften öffentlich hinzuweisen. 
Eure Forderungen nach altersgerech¬ 
ten Arbeitsbedingungen und Belas¬ 
tungsabbau für die Arbeiterinnen und 
Arbeiter, die europaweit Modellchar- 
kater erhalten können, werden sich 
nur im Kampf durchsetzen lassen Euer 
Warnstreik in Rheine ist die Sprache, 
die die Unternehmer verstehen ...“ 
Hermann Glaser-Baur 



Arbeitsplatzvernichtung bei ALSTOM angekündigt 

In den Standorten Deutschlands organisiert sich der Widerstand 


Wenige Wochen nachdem Siemens 
seine Arbeitsplatzabbauzahlen be¬ 
kannt gegeben hat, zieht Konkurrent 
ALSTOM nach: Von den derzeit welt¬ 
weit rund 93.000 Beschäftigten sol¬ 
len innerhalb von zwei Jahren 2.200 
ihren Arbeitsplatz verlieren. In Eu¬ 
ropa sollen es 900 sein, davon rund 
die Hälfte in Deutschland. Hier ist 
schwerpunktmäßig der High-Tech- 
Dampfkesselbereich betroffen: der 
Ingenieurstandort Stuttgart soll hal¬ 
biert und die Kesselfertigung in Neu¬ 
mark ganz geschlossen werden. Da¬ 
rüber hinaus soll Personal im inter¬ 
nen IT-Dienstleistungsbereich, in der 
Schaufelfabrik in Bexbach sowie im 
Bereich der C0 2 -Abspaltung (Mainz - 
Kastel) abgebaut werden (jeweils in 
zweistelliger Höhe). Der Turbinens¬ 
tandort Mannheim soll vorerst ver¬ 
schont bleiben. 

Kenner des Konzerns sehen die Ursa¬ 
chen in der immer noch andauernden, 



Foto: IG Metall 
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weltweiten Wirtschafts- und Finanz¬ 
krise sowie in hausgemachten Feh¬ 
lern der ALSTOM-Konzernleitung 
(Fehlinvestitionen im Ausland auf¬ 
grund falscher Markteinschätzungen, 
Verlust von Marktanteilen bei großen 
Gasturbinen). Die finanzielle Situa¬ 
tion des Konzerns ist so angespannt, 
dass Anteile an der gut laufenden 
Schienenfahrzeugproduktion sowie 
Minderheitsbeteiligungen in Höhe 
von insgesamt ein bis zwei Mrd. Euro 
verkauft werden sollen. 

In den meisten Standorten Deutsch¬ 
lands organisiert sich der Widerstand. 
Dort finden in der nächsten Woche 
Betriebsversammlungen statt. Es ist 
damit zu rechnen, dass - wie in frü¬ 
heren Jahren- sich die Belegschaften 
gegenseitig helfen. Sie werden versu¬ 
chen, der Konzernleitung in Paris wie¬ 
der einen Strich durch die Profitrech¬ 
nung zu machen. 

-pi 


A uf Rekordjagd 


Die visionäre Kanzlerin hat es schon immer gewusst: 
„Deutschland geht es gut.“ Nun jubeln auch die Me¬ 
dien: „Deutsche werden immer reicher(HB) Das 
Geldvermögen der Deutschen klettere „ ungebremst 
auf immer neue Rekordhöhen .“ Gleichzeitig schrump¬ 
fe „ überall der Schuldenstand, obwohl die Zinsen 
extrem niedrig sind Und die GfK schwärmt:„Die 
Konsumlaune der deutschen Verbraucher bleibt weiter 
ungebrochen.“ Toll! 

Und hier nun die glänzende Bestätigung. „Im Oktober 
2013 zählt Deutschland 6,58 Mio. überschuldete Pri¬ 
vatpersonen“ berichtet der Inkasso-Eintreiber Credit- 
reform. Und der dürfte wohl wissen, wo nichts mehr 
zu holen ist. Macht bei 67,13 Mio. Erwachsenen eine 
Quote von 9,81 Prozent. Durchschnittlicher Schulden¬ 
stand: 33 500 Euro. Jedem Zehnten geht es - „ unge¬ 
brochene Konsumlaune “ - also so richtig gut. 

Das alles ist schon nicht übel. Hier ist aber deutlich 
Luft nach oben. Immerhin ist die „atypische Be¬ 


schäftigung“ die mehr und mehr zur typischen wird, 
auf über 18,5 Mio. geklettert. 2012 waren es schon 
46 Prozent der Beschäftigten, die auf diese fröhlich¬ 
unkonventionelle Weise am „deutschen Jobwunder“ 
teilhaben dürfen. 

Ebenfalls über „ ungebremst immer neue Rekordhö¬ 
hen“ dürfen sich die nächsten Rentnergenerationen 
freuen. Die geplante Absenkung des Rentenniveaus 
auf 43 Prozent (vor Steuern und Versicherung) dürfte 
mit der erwähnten „atypischen Beschäftigung“ dafür 
sorgen, dass sich im Ergebnis fast alle über eine Auf¬ 
stockung aus der Grundsicherung freuen dürfen. Die 
Differenz zwischen dem notwendigen Einkommen, 
um der Grundsicherung im Alter zu entkommen und 
der Beitragsbemessungsgrenze wird spürbar kleiner. 
Die Einheitsrente ist auf dem Vormarsch. Sie liegt 
aktuell bei 382 (Single)/690 (Paar) Euro plus Woh¬ 
nungskostenzuschuss. Die fünf Billionen Geldvermö¬ 
gen der Reichen und mäßig Schönen wollen schließ¬ 


lich irgendwie gegenfinanziert sein. Creditreform ist 
unverkennbar in einer Boombranche investiert. 

Nicht so richtig mitgekriegt hat diese tollen Leistungen 
der Mario Draghi. Da standen unlängst so unange¬ 
nehme Worte wie Rezession und sogar Deflation im 
Raum. Der EZB-Chef senkte den Leit zins auf 0,25 
Prozent. Auch so ein Rekord. Um die Wirtschaft anzu¬ 
kurbeln. Irgendwie in einem Paralleluniversum, wie es 
scheint. Die Kritik von „ Top-Ökonom“Hans-Werner 
Sinn kam denn auch postwendend. Draghi solle sich 
aus Dingen heraushalten, die ihn nichts angingen, „die 
Rettung der Krisenländer ist nicht Auf gäbe der EZB“. 
Wenn nur alle es so toll machen würden wie wir, dann 
würd‘s auch klappen in Europa. Mit dieser erquick¬ 
lichen Botschaft wird die ewig-geliebte Kanzlerin der 
Bild-Herzen Arm in Arm mit ihrem strahlend-neuen 
Sozi-Pop-Prinzen Siggi uns und Resteuropa phantas¬ 
tische vier weitere Jahre beglücken können. 

Guntram Hasselkamp 


Teilzeit häufig Sackgasse 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund be¬ 
grüßt, dass Union und SPD sich in den 
Koalitionsverhandlungen darauf geei¬ 
nigt haben, im Falle einer gemeinsamen 
Regierungsbildung ein Recht auf be¬ 
fristete Teilzeit für Beschäftigte einzu¬ 
führen. Damit, so der DGB, soll offen¬ 
bar das Teilzeit- und Befristungsgesetz 
zugunsten der Beschäftigten verbessert 
werden. Elke Hannack, stellvertreten¬ 
de Vorsitzende des DGB, äußerte sich 
dazu so: „Jede zweite erwerbstätige 
Frau in Deutschland arbeitet in Teil¬ 
zeit. Die Teilzeit erweist sich für Frau¬ 
en aber viel zu häufig als Sackgasse und 
rächt sich im Rentenalter“. Besonders 
für Frauen bedeute das heute oft: Ein¬ 
mal Teilzeit, immer Teilzeit. „Daher 
brauchen wir einen gesetzlich geregel¬ 
ten Anspruch auf befristete Teilzeit, da¬ 
mit Beschäftigte ihre Arbeitszeit nach 
Bedarf reduzieren und wieder aufsto¬ 
cken können - und auch Männer sich 
trauen, in bestimmten Lebensphasen 
ihre Arbeitszeit zu reduzieren.“ 

Gewerkschaftsmit¬ 
glieder profitieren 

Laut einer kürzlich gemachten Umfra¬ 
ge erhalten etwas mehr als jeder zweite 
Beschäftigte Weihnachtsgeld (54 Pro¬ 
zent). Aber während 64 Prozent aller 
Gewerkschaftsmitglieder eine Sonder¬ 
zahlung in Form eines Weihnachtsgel¬ 
des erhalten, sind es bei den Unorga¬ 
nisierten nur 52 Prozent. Beschäftigte 
in Betrieben, die tarifgebunden sind, 
bekommen sogar zu 71 Prozent Weih¬ 
nachtsgeld, bei Beschäftigten in Be¬ 
trieben ohne Tarifbindung sind es ge¬ 
rade einmal 41 Prozent. 

Ausbildungsgarantie 
nötiger denn je 

Immer weniger junge Menschen fin¬ 
den einen Ausbildungsplatz. Derzeit 
sind über 80 000 Ausbildungswillige 
registriert - aber es gibt nur knapp 
34000 gemeldete offene Stellen. Vor 
allem kleine und mittlere Unterneh¬ 
men bilden immer weniger aus, kriti¬ 
siert die stellvertretende DGB-Vorsit¬ 
zende Elke Hannack das Verhalten der 
Arbeitgeber. „Der bisherige Ausbil¬ 
dungspakt wurde seinen eigenen An¬ 
sprüchen nicht gerecht.“ Eine Ausbil¬ 
dungsgarantie ist deshalb für Hannack 
„nötiger denn je“. 

Frauen stärker belastet 

Eine aktuelle Befragung zeigt, Frau¬ 
en sind durch Belastungen am Ar¬ 
beitsplatz stärker körperlich beein¬ 
trächtigt als Männer. Fast zwei Drittel 
der Frauen und „nur“ knapp 40 Pro¬ 
zent der Männer leiden unter Schul¬ 
ter- und Nackenschmerzen. Dennoch 
haben Frauen weniger Chancen, an 
gesundheitsfördernden Maßnahmen 
teilzunehmen. Daher fordert die stell¬ 
vertretende DGB-Vorsitzende Elke 
Hannack, dass „Branchen wie der 
Handel stärker auf die gesundheitli¬ 
chen Belange ihrer Beschäftigten ein- 
gehen“ müssen. 

Neurentner unter der 
Armutsschwelle 

Fast jede fünfte ausbezahlte gesetz¬ 
liche Rente ist mittlerweile eine Er¬ 
werbsminderungsrente. Die durch¬ 
schnittliche monatliche Rente betrug 
bei Neurentnern im Rentenzugang 
2012 nur 607 Euro und war damit 
unter dem steuerfreien Existenzmi¬ 
nimum. Schuld daran sind vor allem 
die Abschläge auf Erwerbsminde¬ 
rungsrenten von bis zu 10,8 Prozent. 
„Die schrittweise Anhebung der Zu¬ 
rechnungszeit bei der Erwerbsminde¬ 
rungsrente bringt keine nennenswer¬ 
te Verbesserung für die Betroffenen“, 
kritisiert Ulrike Mäscher, Präsidentin 
des Sozialverbands VdK Deutschland, 
jüngste Vorschläge aus den Reihen 
von Union und SPD. „Seit 20 Jahren 
sinken die Erwerbsminderungsren¬ 
ten und liegen für Neurentner heute 
unter der Armutsschwelle. Die Poli¬ 
tik hat dieser Entwicklung tatenlos 
zugesehen und plant jetzt offenbar, 
die Rentner noch einmal bis 2029 zu 
vertrösten. Das ist nicht akzeptabel.“ 
„Die Erhöhung der Zurechnungszeit 
muss in einem Schritt sofort erfolgen“, 
so Mäscher. Dies würde Neurentnern 
immerhin 45 Euro mehr Rente im Mo¬ 
nat bringen. 
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Genf-Il-Konferenz unterstützen 

„Die amtierende Bundesregierung muss 
ihre bisherige Regime-Change Politik 
endlich aufgeben und sich für die Frie¬ 
denskonferenz Genf II positionieren. 
Die Flüchtlingshilfe und die Mittel für 
humanitäre Hilfe müssen zudem auf¬ 
stockt werden“, erklärt Sevim Dagdelen, 
Sprecherin für Internationale Beziehun¬ 
gen der Linksfraktion im Bundestag, an¬ 
lässlich des heutigen Gesprächs mit den 
Mitgliedern der Syrien-Untersuchungs¬ 
kommission des UN-Menschenrechts- 
rats, Paulo Sergio Pinheiro, Karen Ko- 
ning Abuzayd und Carla del Ponte, im 
Bundestag. Dagdelen weiter: 

„Die Mitglieder der Untersuchungs¬ 
kommission haben unmissverständ¬ 
lich für die Genf II-Konferenz ge¬ 
worben und baten nachdrücklich um 
Unterstützung für den UN-Sonderbe- 
vollmächtigten Lakhdar Brahimi. Als 
Ursache des Bürgerkriegs in Syrien be- 
zeichneten sie die sich widersprechen¬ 
den Interessen unterschiedlicher Ak¬ 
teure in der Region. Dieser inzwischen 
internationalisierte Konflikt habe die 
Zerschlagung Syriens zum Ziel. Die 
Kommissionsmitglieder bezeichneten 
die Situation der Opposition in Syri¬ 
en als sehr komplex; ihr größter Anteil 
bestehe aus ,Extremisten 4 . So befänden 
sich mittlerweile auch die meisten Al 
Kaida-Kämpfer in Syrien. Die Kom¬ 
missionsmitglieder stellten unmissver¬ 
ständlich klar, ein Sieg der Rebellen sei 
nicht möglich in Syrien. So genannte 
chirurgische Eingriffe in Syrien lehn¬ 
ten sie ab, da diese vor allem die Zivil¬ 
bevölkerung träfen. Stattdessen sei ein 
Waffenstillstand dringend notwendig.“ 

Naziaufmarsch in 
Bad Nenndorf 

Bereits zum zweiten Mal in diesem Jahr 
mobilisierten Neonazis zu einem Auf¬ 
marsch nach Bad Nenndorf, Nieder¬ 
sachsen. Im August konnte ein breites 
Spektrum aus antifaschistischen Initi¬ 
ativen und Bad Nenndorferinnen mit 
Blockaden verhindern, dass die Nazis 
ihr Ziel, das Wincklerbad, erreichten. 
Auch am 2. November 2013 waren 
mehrere hundert Gegendemonstran- 
tlnnen in Bad Nenndorf auf der Stra¬ 
ße, um lautstark gegen den Aufmarsch 
zu protestieren und ihn zu verhindern. 
Doch obwohl die Nazis nur knapp über 
50 Personen mobilisieren konnten, er¬ 
möglichte ihnen die rot-grüne Landes¬ 
regierung eine Kundgebung vor dem 
Winckler-Bad. Im Sommer noch hat¬ 
te der niedersächsische Innenminis¬ 
ter Pistorius an den Protesten in Bad 
Nenndorf teilgenommen. Jetzt sorgten 
die Entscheidungen der zuständigen 
Ämter und ein enormes Polizeiaufge¬ 
bot dafür, dass die rechte Kundgebung 
stattfinden konnte. 

Dabei wäre ein Verbot des Aufmar¬ 
sches naheliegend gewesen. Nicht nur 
der Termin, eine Woche vor dem Jah¬ 
restag der Reichsprogromnacht am 
9. November, war als Provokation 
gewählt. Auch die Beleidigungen, die 
Drohungen, der Aufruf zur Selbstjus¬ 
tiz und die Angriffe auf Journalistinnen 
durch Nazis im letzten August wären 
eine Steilvorlage für ein Verbot des Na- 
ziaufmarschs gewesen. 

Große Koalition für mehr 
Kriegsbeteiligung 

„Mehr Kriegsbeteiligung, mehr Rüs¬ 
tungsexporte, mehr Drohnen: das ist 
das verteidigungspolitische Programm 
der großen Koalition“, sagt Christine 
Buchholz, friedenspolitische Spreche¬ 
rin der Fraktion „Die Linke“, anlässlich 
der Koalitionsverhandlungen, bei de¬ 
nen es um die Bereiche Verteidigung 
und Außenpolitik ging. Buchholz wei¬ 
ter: 

„Die Ankündigung, die große Koali¬ 
tion werde die ,Kultur der außenpoli¬ 
tischen Zurückhaltung 4 aufgeben und 
die ,globale Ordnung aktiv mitgestal¬ 
ten 4 , verheißt nichts Gutes. Hinter den 
blumigen Worten verbirgt sich das ge¬ 
meinsame Ziel von Union und SPD, 
die Öffentlichkeit auf weitere Aus¬ 
landseinsätze durch die Bundeswehr 
vorzubereiten. Union und SPD haben 
nichts aus dem Afghanistan-Desaster 
gelernt. Beide Parteien wollen, dass 
einige hundert Bundeswehr-Soldaten 
über 2014 hinaus am Hindukusch sta¬ 
tioniert bleiben. 


Castkolumne von Karin Binder, MdB 


Bei Gammelfleisch-Betrug zeigen sich Behörden oft machtlos 


Zwei Mitarbeiter eines Fleischbetriebs in Niedersach¬ 
sen decken einen weiteren Gammelfleisch-Skandal 
auf. Sie werden bedroht und entlassen. Das zustän¬ 
dige Verbraucherministerium in Nieder Sachsen er¬ 
klärt dazu: „Einen Nachweis, dass Gammelfleisch 
in der Produktion genutzt worden ist, gab es bisher 
nicht. Demzufolge gab es keine Veranlassung für 
Produktwarnungen oder -rückrufe.“ Das war 4 s. Der 
Fleischverarbeiter macht weiter wie bisher, zwei mu¬ 
tige Leute sind arbeitslos und die Verbraucher sind 
die Dummen. 

Ob Gammelware in der Wurst, Pferdefleisch in der 
Lasagne oder Falschkennzeichnung. Das System der 
betrieblichen Eigenkontrollen sowie schwache Be¬ 
hörden öffnen dem Betrug in der Fleischindustrie 
Tür und Tor. Hinzu kommen ein erheblicher Perso¬ 
nalmangel bei den Lebensmittelkontrolleuren und 
eine fehlende Herkunftskennzeichnung bei Fleisch¬ 
produkten. 

Im konkreten Fall der Ekelfleisch-Panscherei in der 
Wurstfabrik in Bad Bentheim könnte sich das Ganze 
wie folgt abgespielt haben: Fleischerzeuger stellen bei 
den betriebseigenen Kontrollen fest, dass ein Teil der 
Ware nicht genießbar ist. Vielleicht wurde sie falsch 
gelagert oder ist mit Keimen belastet. Das Fleisch 
wird gesperrt und müsste eigentlich der Entsorgung 
zugeführt werden. Statt dessen kauft es ein Verarbei¬ 
tungsbetrieb billig auf und vermischt die grünlich¬ 
stinkende Ware mit unproblematischem Fleisch. Das 
Gemisch wird sofort zu Wurst verarbeitet, verpackt 
und ins Ausland verkauft. Gelangt nicht zu viel Gam¬ 
melfleisch in den Verarbeitungsprozess, werden bei 
den Lebensmittelkontrollen keine Grenzwerte über¬ 
schritten. 

Der Betrug funktioniert, weil durch Eigenkontrol¬ 
len gesperrte Fleisch-Chargen nicht den Behörden 
gemeldet werden müssen. Die Überwachungsbehör- 



Karin Binder ist Parlamentarische Geschäftsführerin 
der Linksfraktion im Bundestag und deren Obfrau 
im Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 

den sind notorisch unterbesetzt und kommen mit 
den Kontrollen nicht nach. Eine lückenlose Kontrol¬ 
le müsste zudem nach dem Vier-Augen-Prinzip, also 
mit zwei Kontrolleuren gleichzeitig, und in kürzeren 
Abständen stattfinden. Das ist derzeit völlig unrealis¬ 
tisch. Der Bundesverband der Lebensmittelkontrol¬ 
leure weist schon seit Jahren darauf hin, dass 3 000 
Kontrolleure fehlen, um den gesetzlichen Überwa¬ 
chungsauftrag erfüllen zu können. Zuständig für die 
Lebensmittelüberwachung sind zudem die oft klam¬ 
men Kommunen und Landkreise. So bleibt die Le¬ 
bensmittelsicherheit auf der Strecke. 

Auch beim aktuellen Gammelfleisch-Skandal ist 
völlig unklar, woher die verdächtigen Chargen ka¬ 
men und an welche Unternehmen und Händler die 
gepanschte Wurst weiterverkauft wurde. Auf dem 


globalen Fleischmarkt gibt es keine lückenlose Her¬ 
kunftskennzeichnung. Das ist ein Märchen der Her¬ 
steller. Die Unternehmen werben zwar für Qualität 
und Sicherheit mit dem „QS-Label“. Doch nicht ein¬ 
mal die amtlichen Überwacher haben freien Zugang 
zu den Daten. Im Zweifel tappen die Behörden im 
Dunkeln. Noch Anfang November warnte die Fleisch¬ 
wirtschaft vor der Einführung einer verbindlichen 
Herkunftskennzeichnung für Fleischprodukte. Dies 
sei zu aufwändig und zu teuer. Hauptsache billig, so 
die Botschaft. Doch wo Massenerzeugung zu Dum¬ 
pingpreisen den Ton angibt, bleiben Qualität und Ver¬ 
braucherschutz auf der Strecke. 

„Die Linke“ fordert eine verbindliche Herkunfts¬ 
kennzeichnung für alle Fleischprodukte mit einem 
lückenlosen Nachweis in der Lieferkette. Zudem 
brauchen wir einen Neuanfang in der Lebensmittel¬ 
überwachung. Personal und Ausstattung müssen deut¬ 
lich aufgestockt werden. Die Verantwortung für die 
Kontrolle großer Fleischkonzerne muss beim Bund 
liegen. Es kann nicht sein, dass Gemeinden und Land¬ 
kreise für die Überwachung weltweit handelnder Un¬ 
ternehmen verantwortlich sind. Die Billgfleisch-In- 
dustrie muss deutlich strenger überwacht werden und 
die Kosten der behördlichen Kontrollen tragen. Alle 
Daten der betrieblichen Eigenkontrolle und Quali¬ 
tätssicherung müssen den Überwachungsbehörden 
jederzeit zugänglich sein. 

Und letztendlich brauchen wir sofort einen gesetzli¬ 
chen Schutz für Whistleblower. Wieder einmal wur¬ 
de ein Gammelfleisch-Skandal erst durch Hinweise 
von Mitarbeitern bekannt. Die beiden Whistleblower 
aus dem Betrieb in Bad Bentheim wurden darauf¬ 
hin bedroht und entlassen. Sie zahlen einen hohen 
Preis für ihren Mut, weil sich die Bundesregierung 
seit Jahren einem wirksamen Schutz von Hinweisge¬ 
bern verweigert. 


Krieg ist keine 
Berufsperspektive 

Protest gegen Bundeswehr-Propaganda 


20. Friedenspolitischer 
Ratschlag 

Uni Kassel 7. und 8. Dezember 2013 


Am Montag (11.11.) hat im Berufsin¬ 
formationszentrum (BIZ) der „Agen¬ 
tur für Arbeit Hamburg 44 zum wieder¬ 
holten Male eine Rekrutierungs- und 
Propagandaveranstaltung der Bundes¬ 
wehr stattgefunden. Der seit 29 Jah¬ 
ren dienende Kapitänleutnant Mey¬ 
er, Leiter des „Karriereberatungsbü¬ 
ros Hamburg“, informierte in seiner 
Funktion als „Karriereberater“ (frü¬ 
her „Wehrdienstberater“) die etwa 30 
Interessenten über das Thema „Studi¬ 
um und Beruf - Offizier bei der Bun¬ 
deswehr“. 

Dazu kam es aber erst, nachdem eine 
hohe Zahl von Mitarbeitern des ge¬ 
orderten Sicherheitspersonals eine 
Gruppe von rund zehn Aktivistinnen 
handgreiflich aus dem BIZ entfernt 
und die Polizei das Gebäude an der 
Kurt-Schumacher-Allee 16 umstellt 
hatte. Zuvor wollte der Karrierebe¬ 
rater partout nicht auf die vor Ort 
gestellten Fragen eingehen, wie und 
wann man an Auslandseinsätzen teil¬ 
nehmen könne. Gewieft sollten die 
konfliktbeladenen Themen umschifft 
und die sogenannten Attraktivitäts¬ 
merkmale der Bundeswehr, wie z.B. 
ein kostenloses Studium, beworben 
werden. 


Damit sofort erkennbar wird, mit wem 
die „Agentur für Arbeit“ paktiert, um 
junge Menschen aus ihren Erwerbslo¬ 
senstatistiken zu streichen - oder sie 
erst gar nicht darin aufnehmen zu müs¬ 
sen -, erschien parallel zur Werbever¬ 
anstaltung an der Fassade des BIZ ein 
Transparent mit der Aufschrift „Krieg 
beginnt hier. Kein Werben fürs Töten 
und Sterben 44 Zudem verteilten einige 
engagierte Kriegsgegnerinnen an die 
Besucherinnen des Arbeitsamts Flyer 
mit aufklärenden Informationen über 
Sinn und Zweck der Bundeswehr-Re¬ 
klame. 

Der rabiate Umgang des BIZ und sei¬ 
nes Sicherheitsdiensts mit Kritikerin¬ 
nen ihrer militärfreundlichen Politik 
der „Arbeitsagentur“ ist keine Neuig¬ 
keit. Bereits bei früheren - kleineren - 
Protesten kam es immer wieder zu 
vollkommen unverhältnismäßigen Re¬ 
aktionen. Man kann davon ausgehen, 
dass sich daran auch beim nächsten Be¬ 
such des Karriereberaters im Hambur¬ 
ger Berufsinformationszentrum nichts 
ändern wird, wenn auf Einladung von 
Ulf Kronshage Kapitänsleutnant Mey¬ 
er am 27. Januar 2014 Menschenmate¬ 
rial für die Mannschaftslaufbahnen der 
Bundeswehr einsammeln will. 


„100 Jahre Weltkriege -100 Jahre Frie¬ 
densbewegung: Umbrüche und Konti¬ 
nuität“, unter diesem Motto findet der 
20. (man glaubt es kaum) Friedensrat¬ 
schlag in Kassel statt. Wieder ist es den 
Veranstaltern gelungen, ein umfang¬ 
reiches und attraktives Programm auf 
die Beine zu stellen. Im Flyer zur Ver¬ 
anstaltung heißt es: „Im kommenden 
Jahr jährt sich zum lOOsten Mal der 
Beginn des Ersten Weltkriegs - An¬ 
lass für uns, das Jahrhundert der Ka¬ 
tastrophen und Extreme zu besich¬ 


tigen, historische Kontinuitäten und 
Umbrüche zu analysieren und die 
Perspektiven der Menschheit im 21. 
Jahrhundert aus friedenspolitischer 
Sicht zu diskutieren. Dabei geraten 
neben der Historie die dramatischen 
Geschehnisse der Gegenwart und 
die alarmierenden Zukunfts-Trends 
in den Blick. Der Klimawandel, der 


„Wer sich nicht an die 
Vergangenheit erinnern 
kann, ist dazu verdammt, sie 
zu wiederholen.“ 

(George Santayana, 1905) 


Raubbau an den endlichen Ressour¬ 
cen, die zunehmende Kluft zwischen 
Arm und Reich, die unmenschliche 
Bekämpfung von Flüchtlingen, die 
Ausspähung der Bevölkerung durch 
in- und ausländische Geheimdienste 
und die Perfektionierung der Militär¬ 


apparate (z.B. Drohnen) sind nur ei¬ 
nige Beispiele. Friedenswissenschaft 
und Friedensbewegung brauchen da¬ 
rauf Antworten 44 

Diese sollen in zahlreichen Veranstal¬ 
tungen und Arbeitsgruppen gesucht 
werden. Zu den Höhepunkten zählen 
traditionell die Vorträge und Plenums¬ 
veranstaltungen. Diesmal sind das: 

★ Über 100 Jahre Imperialismus. Und 
heute?, Dr. David Salomon, Uni Siegen 

★ Der israelisch-palästinensische Kon¬ 
flikt: Ohne Lösung, ohne Perspektive?, 


Dr. Margret Johannsen, Institut für 
Friedensforschung an der Uni Ham- 
bürg 

★ Die Toten vor Lampedusa sind un¬ 
vermeidlich. Fragt sich nur wofür?, 
Prof. Dr. Arian Schiffer-Nasserie, 
Evangelische Fachhochschule RWL, 
Bochum 

★ „Die Ideen von 1914“ - Zu den 
Hintergründen und Besonderheiten 
des deutschen Militarismus, Dr. Detlef 
Bald, München 

★ 100 Jahre Weltkrieg: Die Geschich¬ 
te wiederholt sich nicht - oder etwa 
doch?, Podiumsdiskussion mit Prof. 
Dr. Norman Paech, Hamburg, Thomas 
Wagner, Berlin (junge Welt), Bruno 
Kern, Mainz (Initiative Ökosozialis¬ 
mus), Dr. Sabine Schiffer, IMV-Insti- 
tut für Medienverantwortung, Erlan¬ 
gen/Berlin; Mod.: Anne Rieger, Graz. 

Weitere Informationen unter www.ag-frie- 
densforschung.de. 
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Der Koalitionspoker geht weiter 

Alles offen bis Ende November - und dann? 


B einahe täglich informieren die 
Medien über angeblich erreichte 
Ergebnisse, über offene Fragen 
und strittige Themen aus den zwölf Ar¬ 
beitsgruppen zwischen Unionsparteien 
und SPD über einen Koalitionsvertrag. 
Zwei Ziele nennt Fraktionsvorsitzen¬ 
der Kauder für die Union, nämlich 
„keine neuen Schulden und keine 
Steuererhöhungen“ Das Lieblingsthe- 
ma ihrer Schwesterpartei CSU ist die 
Maut. Um einen Mindestlohn und ein 
„gerechteres Steuersystem“ geht es 
der SPD. „Sollten wir ein gerechteres 
Steuersystem mit der CDU/CSU nicht 
hinbekommen - wonach es zugegeben 
derzeit aussieht - bleiben ja noch viele 
andere Themen, bei denen wir uns be¬ 
wegen können“ muss SPD-Parteichef 
Sigmar Gabriel dieser Tage einräumen. 
Er nennt Mindestlohn, doppelte Staats¬ 
bürgerschaft und die Verankerung des 
Rechts auf Volksabstimmungen im 
Grundgesetz. 

Während Gabriel einen Kompromiss 
anstrebt, hält seine Generalsekretärin 
Andrea Nahles Steuererhöhungen für 
unausweichlich „Eine maßvolle Steu¬ 
ererhöhung für wenige Spitzenverdie¬ 
ner und Vermögende in diesem Land 
wäre ein wichtiger Beitrag, um die 
Lebenssituation vieler Menschen zu 
verbessern“, sagte sie Spiegel Online. 
Doch Gabriel wiegelt ab und ruft den 
„schweren Fehler der SPD“ von 2005 in 
Erinnerung. Die große Koalition hatte 
seinerzeit die Erhöhung der Mehrwert¬ 
steuer und die Einführung der Rente 
mit 67 beschlossen. Daher rühre das 
tiefe Misstrauen der SPD-Basis gegen 
die derzeitige Koalitionsbildung, er¬ 
kannte er. „Wir dürfen in einem Koali¬ 
tionsvertrag nie wieder etwas verabre¬ 
den, was das Gegenteil von dem ist, was 


wir vor der Wahl versprochen haben“, 
sagte er der Hannoverschen Allgemei¬ 
nen Zeitung. Das ist sicherlich genau¬ 
so verbindlich, wie Gabriels Getöse 
im Wahlkampf: „Nichts von dem, was 
Deutschland jetzt braucht, könnte man 
mit der Union umsetzen“ tönte er da. 
Und in der Tat: Einen flächendecken¬ 
den gesetzlichen Mindestlohn in Höhe 
von 8,50 Euro sowie eine Reichensteu¬ 
er, wie es die Gewerkschaften und die 
Umfairteilen-Bündnisse zu den Wah¬ 
len gefordert haben, wird es mit die¬ 
ser Koalition nicht geben. Die Chan¬ 
ce, diese beiden Forderungen mit der 
realen Bundestagsmehrheit von SPD, 
Grünen und Linkspartei durchzuset- 

Nichts ist verhandelt, 
bis alles verhandelt ist 


zen, hat die SPD längst vertan. Und 
was die angeblich erreichten positiven 
Ergebnisse im Koalitionspoker angeht, 
die in einer „konstruktiven Arbeitsat¬ 
mosphäre trotz kontroverser Debat¬ 
ten“ erreicht wurden, gilt wohl eher 
das, was CSU-Generalsekretär Dob- 
rindt nach dem Treffen der 75-köpfi- 
gen großen Runde letzte Woche über 
den gegenwärtigen Stand der Dinge als 
Botschaft verkündete: „Also das Prin¬ 
zip ist einfach: Nichts ist verhandelt, bis 
alles verhandelt ist. Und das gilt in be¬ 
sonderem Maße für Dinge, die mit Fi¬ 
nanzen zu tun haben.“ Das sieht auch 
Frau Nahles ein, die meinte, erst in der 
Gesamtsicht könne man entscheiden, 
was realistisch sei. 

Kein Wunder, dass die Unruhe in der 
SPD-Mitgliedschaft nach wie vor la¬ 
tent vorhanden ist. Zumal sowohl 


CDU und CSU nicht verhehlen, wer 
hier Koch bzw. Kellner ist. Frau Mer¬ 
kel mahnt zwar ihre Parteifreunde, 
dass man den Sozialdemokraten ent¬ 
gegen kommen müsse, fährt aber kla¬ 
re Kante: einen Mindestlohn ä la SPD 
wird es nicht geben. CSU-Chef Seeho¬ 
fer schließt eine Erhöhung von Kin¬ 
dergeld und Kinderfreibeträgen ka¬ 
tegorisch aus. Im Wahlkampf hatten 
CDU und CSU mit einer Anhebung 
geworben. Den Bruch eines Wahlver¬ 
sprechens sieht der Bayer nicht. „Die¬ 
se Leistungen standen im Wahlpro¬ 
gramm unter Finanzierungsvorbehalt, 
und dann kann man jetzt nicht so tun, 
als wären sie ohne Rücksicht auf die 
Finanzen versprochen worden“, sagte 
er dem Spiegel. Er könne nicht sehen, 
woher die Milliardenbeträge dafür 
kommen sollen. Deutlich - vielleicht 
auch mit einer Prise Hohn versehen - 
formuliert die Sachlage auch Unions- 
Fraktionschef Kauder in der Frankfur¬ 
ter Allgemeinen Zeitung: „Alle Fragen, 
die mit Finanzen zu tun haben, werden 
am Schluss der Koalitionsverhandlun¬ 
gen beantwortet. Das werden schwie¬ 
rige Schlussrunden. Und da muss auch 
deutlich werden, dass die Wählerinnen 
und Wähler Angela Merkel und ihre 
Politik bestätigt und keinen Politik¬ 
wechsel gewählt haben.“ 
Außerordentlich zurückhaltend in ih¬ 
ren Kommentaren äußern sich der¬ 
zeit noch die Kreise des Kapitals, die 
Bundesverbände der Wirtschaft und 
der Finanzen sowie ihre Sprecher. Sie 
sehen nach dem Debakel der FDP of¬ 
fensichtlich keine brauchbare Alter¬ 
native zu einer großen Koalition, ob¬ 
wohl ihnen die Verhandlungen nicht 
ganz koscher verlaufen. Auch im Wirt¬ 
schaftsflügel der Union rumort es hin¬ 


ter verschlossenen Türen. Dort wird 
befürchtet, dass die Sozialdemokraten 
zu großen Einfluss gewinnen könnten. 
Man munkelt sogar über einen „ökono¬ 
mischen Linkskurs“ der Koalition. Vor¬ 
sichtig formuliert daher auch Michael 
Hüther vom „Institut der deutschen 
Wirtschaft“ seine Kritik an der „wirt¬ 
schaftlichen Unvernunft“ der ausge¬ 
spähten Koalitionäre. Er wundert sich 
insbesondere darüber, „dass nun neben 
der SPD auch die CDU offensichtlich 
dieses Maß an Vernunft nicht mehr 
aufbringt“. In dem längeren WDR5- 
Gespräch verweist er zugleich darauf, 
dass sich die Unionsparteien mit ihren 
Wahlversprechungen nicht grundsätz¬ 
lich anders als die Sozialdemokraten 
aufgestellt hätten, sondern eher auch 
mit einer verteilungspolitischen Ori¬ 
entierung in den Wahlkampf gegan¬ 
gen seien. Aber: „Wenn ich gucke, was 
jetzt beschlossen wird oder was sich im 
Konsens-Findungsprozess so herausfil¬ 
tert, dann sind das alles Dinge, die nicht 
gerade von tiefer ökonomischer Kennt¬ 
nis getrübt sind. Ob das die Mietpreis¬ 
bremse ist, die ... keine konstruktiven 
Wirkungen haben kann, ob es ein Min¬ 
destlohn ist, von 8,50 Euro flächende¬ 
ckend ... wo niemand so naiv sein kann 
davon auszugehen, dass es nicht auch 
Beschäftigungsverluste nach sich zieht 
...“ Beschäftigung, so Hüther, sei mit 
einer Politik, die mit der Agenda 2010 
verbunden war, aufgebaut worden. 
Keine Illusionen über die kommende 
Wirtschaftspolitik und darüber, nach 
wessen Pfeife eine neue Regierung 
tanzen wird, macht sich hingegen ei¬ 
ner, der folgende Botschaft über Face- 
book sandte: „Insgesamt investierten 
BMW und Daimler 1 141 193,73 Euro 
in CDU/CSU und SPD.“ Rolf Priemer 


Der Arbeiter- und Matrosenaufstand 1918 

Jedes Jahr Thema in Kiel 



Um es vorweg zu nehmen: in Kiel be¬ 
ginnen bereits jetzt die Vorbereitungen 
zum 100. Jahrestag der Novemberrevo¬ 
lution. 

Schon seit vielen Jahren ist es nicht 
mehr nur die Kommunistische Partei 
in Stadt und Land, die sich die Aufar¬ 
beitung der Geschichte des Arbeiter¬ 
und Matrosenaufstands in Kiel im No¬ 
vember 1918 auf die Fahne geschrieben 
hat. Der Motorradclub Kuhle Wampe, 
linke Gruppen, Autonome, die SPD, die 
Gewerkschaften und geschichtsinteres¬ 
sierte Bürgerinnen in Kiel sind einige 
der Gruppen, die neben der DKP die 
Geschichte der Stadt wachhalten. 
Bereits am 1. November wurde durch 
die Stadt Kiel am „Platz der Kieler Ma¬ 
trosen“ vor dem Kieler Hauptbahnhof 
eine Stele mit Fakten zur Novemberre¬ 
volution eingeweiht. Nach jahrelangem 
Ringen von Initiativen und Vereinen 
Kiels trägt der Platz seit 2011 diesen 
Namen. Mit der Stele wurde der Name 
in seinem Bezug zur Novemberrevolu¬ 
tion 1918 eindeutig erklärt. 

Am 3. November hatte der Kieler Um¬ 
weltbildungsverein Geo Step by Step 
e.V. zu einem historischen Stadtrund¬ 
gang eingeladen. Wie schon in den Jah¬ 
ren zuvor hieß es für die Teilnehmerin¬ 
nen „Feuer aus den Kesseln!“ - und es 
wurde der Frage nachgegangen: „Wie 
macht man eine Revolution?“ 

Mit einer Straßeninszenierung an 
Schauplätzen der Ereignisse vor 95 Jah¬ 
ren, dem Nachgehen einer Strecke der 
damaligen Demonstrationsroute wur¬ 
de ein Eindruck der dramatischen Si¬ 
tuation dieser Tage im November 1918 
vermittelt. Dabei kamen nicht nur die 
bekannten Revolutionäre wie Artelt 
und Popp zu Wort, sondern auch Er¬ 
innerungen des aus Kiel stammenden 
und an der Revolution teilnehmenden 
Ernst Busch wurden zitiert. Am spä¬ 
ten Nachmittag diesen Tages fand im 
Flandernbunker eine szenische Lesung 
statt, veranstaltet vom Kieler Initiativ¬ 
kreis Revolution 1918/19. 

Der 9.11. stand erneut im Zeichen des 
Herbstes 1918. Bei stürmischem und reg- 


Gedenkstein mit Blumengebinde der DKP. 

nerischem Kieler Wetter wurde um 10 
Uhr am Revolutionsdenkmal des Künst¬ 
lers Hans-Jürgen Breuste vom DGB der 
Region und der SPD eine Kranznieder¬ 
legung mit Ansprachen durchgeführt. 
Das Denkmal selbst wurde im 60. Jah¬ 
restag der Revolution 1978 von der Rats¬ 
versammlung Kiel mit SPD-Mehrheit 
beschlossen und 1982 eingeweiht. Be¬ 
gleitend fand eine Debatte in Kiel über 
den Sinn dieses Denkmals statt. Einigen 
war es nicht klar genug im Bezug auf die 
Revolution, die CDU und ihre Anhän¬ 
ger wollten von so einem Denkmal in 
der Stadt für „meuternde Matrosen“ wie 
sie sagten, gar nichts wissen. Die Tatsa¬ 
che, dass es gegen den erbitterten Wider¬ 
stand dieser Kräfte durchgesetzt wurde, 
mag mit dazu beitragen, dass die Erin¬ 
nerung dort jährlich immer noch im No¬ 
vember stattfindet. 

Überwiegend von linken Gruppen, 
Parteien und Einzelpersonen besucht, 
ist das jährliche Treffen auf dem Eich¬ 
hoffriedhof. Hier wurden am 10.11.1918 
die Opfer der Revolution aus der Be¬ 
völkerung, Arbeiterinnen und Matro¬ 
sen, beerdigt. In früheren Jahren wurde 


sich hier hauptsächlich zu „runden“ Ge¬ 
denktagen versammelt. Anfang der 90er 
Jahre des letzten Jahrhunderts woll¬ 
te die Verwaltung des Friedhofs diese 
Stätte schließen. Daraufhin bildete sich 
Protest, vor allen Dingen vom Motor¬ 
radclub Kuhle Wampe organisiert. Seit¬ 
dem wird dort jährlich das Gedenken 
mit Reden durchgeführt, oft durch Mu¬ 
sikbeiträge begleitet. Der Bezug zu den 
Kämpfen der heutigen Zeit, die Lehren 
aus der Geschichte zu ziehen, ist dabei 
fast selbstverständlich. Die Errungen¬ 
schaften der Novemberrevolution gilt 
es heute teilweise ja immer noch und 
immer wieder in den Auseinanderset¬ 
zungen zwischen Kapital und Arbeite¬ 
rinnen zu verteidigen, hier sei nur der 
8-Stunden-Tag genannt. Aber auch an¬ 
deres, das damals eine zentrale Rolle 
spielte, gilt es nach wie vor zu erstreiten. 
Der Wunsch der Menschen nach einem 
Leben ohne Militarismus und Krieg ist 
noch nicht erfüllt. Kiel ist immer noch 
Rüstungsschmiede, hier werden nicht 
nur die U-Boote gebaut und in Kriegs¬ 
und Krisenregionen verschifft, auch an¬ 
dere Industriezweige verdienen an der 


Rüstung. Und Bundeswehrstandorte 
mit Kriegsmarine und Luftwaffenstütz¬ 
punkten befinden sich ebenfalls zu Häuf 
in Kiel und Schleswig-Holstein. 

Wie in jedem Jahr gab es auch diesmal 
die Gelegenheit für jede/n Teilneh¬ 
merin, das Wort zu ergreifen und ei¬ 
gene Gedanken bei diesem Treffen zu 
äußern. Die Reden von Dietrich Lohse 
und Bettina Jürgensen können auf der 
Internetseite der DKP Schleswig-Hol¬ 
stein gelesen werden (www.dkp-sh.de). 
Festgestellt werden kann, dass alle 
Veranstaltungen, die in Kiel zu die¬ 
sem Thema jährlich stattfinden, sich 
gut ergänzen. Wer die Zeit hat und 
sich an mehreren Aktivitäten beteiligt, 
bekommt einen guten Einblick in die 
Geschichte der Stadt. Darüber hinaus 
kann das Gespräch mit anderen Betei¬ 
ligten und auch Veranstalterinnen ge¬ 
nutzt werden, um Gemeinsamkeiten im 
Geschichtsverständnis zu bekommen, 
aber auch, um das Gemeinsame im Wi¬ 
derstand gegen Sozial- und Demokra¬ 
tieabbau heute zu erkennen. 

Sicher gibt es weitaus mehr Aspek¬ 
te, die auch zum 100. Jahrestag auf¬ 
gegriffen werden sollten, wie z.B. die 
Frage der Entwicklung internationa¬ 
ler Zusammenarbeit, die Veränderun¬ 
gen, die sich hier seit dem November 
1918 ergeben haben. Das wird in den 
Vorbereitungskreisen und Gruppen in 
den nächsten Jahren beraten werden. 
Bis dahin heißt es aber auch in den 
kommenden Jahren: Lernen wir aus 
der Geschichte! In einer Frage gibt es 
schon heute gemeinsame Erkenntnis, 
wenngleich auch noch zu unterschied¬ 
liche Umsetzung: wie 1918 brauchen 
wir auch heute breite Bündnisse, die 
Gewerkschaften, soziale Bewegungen 
und linke Parteien, wenn wir Verände¬ 
rungen im Interesse der Mehrheit der 
Menschen durchsetzen wollen. Und 
in der Aufarbeitung des Beginns des 
1. Weltkriegs 1914 kann schon jetzt 
begonnen werden, in der Rüstungs¬ 
schmiede Kiel gegen Krieg und Mili¬ 
tarisierung aktiv zu werden. 

Bettina Jürgensen 


Überfall auf die Syna¬ 
goge in Pinneberg 

Mit Abscheu hat sich die Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes - Bund 
der Antifaschisten in Schleswig-Hol¬ 
stein in einer Presseerklärung über den 
Anschlag auf die neue Synagoge der 
Jüdischen Gemeinde in Pinneberg ge¬ 
äußert. Dort heißt es: Die bisher un¬ 
bekannten Täter haben den Zeitpunkt 
ganz bewusst ausgesucht: den 75. Jah¬ 
restag der Reichspogromnacht 2013, 
an den auch in Schleswig-Holstein mit 
Mahn- und Gedenkveranstaltungen er¬ 
innert wurde. In der Nacht vom 9. zum 
10. November zerstörten sie die Ein¬ 
gangstür des jüdischen Gotteshauses. Es 
ist nicht das erste Mal, dass Anschläge 
auf jüdische Einrichtungen in Pinneberg 
verübt wurden. Aus der Presse ist zu er¬ 
fahren, dass noch kurz zuvor der Vorsit¬ 
zende der Gemeinde, Wolfgang Seibert, 
nach persönlichen Bedrohungen unter 
besonderen Polizeischutz gestellt wer¬ 
den musste. 

Nach unserer Erfahrung sind die Täter 
in neofaschistischen Kreisen zu suchen. 
Von dort werden antisemitische und ras¬ 
sistische Parolen in Umlauf gebracht. 
Sie heizen eine Stimmung an, die laut 
Antisemitismusbericht der Bundesre¬ 
gierung bereits von einem Fünftel der 
deutschen Bevölkerung akzeptiert wird. 
Wir fordern die Ermittlungsbehörden 
zum schnellen Handeln auf, wenden 
uns aber zugleich an die Politik, jeg¬ 
licher ideologischer Verharmlosung 
entgegenzutreten. Es darf nicht ange- 
hen, dass jüdisches Leben in Deutsch¬ 
land nur unter Polizeischutz und hinter 
Panzerglas stattfinden kann. Die VVN- 
Bund der Antifaschisten, in deren Rei¬ 
hen auch Überlebende des Holocaust 
noch immer als Zeitzeugen aktiv sind, 
bekundet ihre Solidarität mit der Jüdi¬ 
schen Gemeinde in Pinneberg und mit 
allen anderen Menschen jüdischer Her¬ 
kunft, die wieder in Angst und Sorge le¬ 
ben müssen. 

Weder Aufklärung noch 
Konsequenzen 

„Zwei ganze Jahre nach der Aufdeckung 
des NSU hat es weder eine wirkliche 
Aufklärung noch verbindliche Konse¬ 
quenzen gegeben. Aus zahlreichen Ak¬ 
ten, Berichten, Vorfällen und endlosen 
Aktenvernichtungen springt einen die 
beispiellose Kumpanei von Sicherheits¬ 
behörden und NSU-Terroristen förm¬ 
lich an. Wer noch immer vom Amts¬ 
versagen spricht, der verharmlost den 
staatlich be- und geförderten Rechts¬ 
terrorismus in Deutschland. Die Frage 
nach einem ,Tiefen Staat 4 in Deutsch¬ 
land ist dringend zu klären“, erklärt Se- 
vim Dagdelen, Bundestagsabgeordne¬ 
te der Fraktion „Die Linke“, anlässlich 
des zweiten Jahrestages der NSU-Auf¬ 
deckung. Dagdelen weiter: 

„Erst kürzlich wurde bekannt, dass der 
V-Mann des Bundesamts für Verfas¬ 
sungsschutz (BfV), Michael See aus 
der rechtsradikalen Szene, das Terror- 
Konzept für das NSU-Trio entwickelt 
haben und für seine ,Dienste 4 mindes¬ 
tens 66 000 D-Mark erhalten haben soll. 
Kurz nach Aufnahme der NSU-Ermitt- 
lungen durch die Bundesanwaltschaft 
im Jahr 2011 wurde die Akte vom BfV 
vernichtet. Der Verdacht ist nahelie¬ 
gend, dass die Aktenvernichtung durch 
staatliche Behörden mögliche Bezüge 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
zum NSU-Trio vereiteln soll. 

Der Fall Florian H. wirft ebenso er¬ 
neut grundsätzliche Fragen bezüglich 
der Arbeit der Ermittlungsbehörden 
auf. Mitte September verbrannte der 
21-jährige NSU-Zeuge Florian H. aus 
dem Landkreis Heilbronn in seinem 
Auto bei Stuttgart kurz bevor ihn der 
Staatsschutz zu möglichen Komplizen 
der rechten Terrorgruppe NSU befragen 
konnte. Die Polizei ging trotz Mangel an 
Indizien von einem Selbstmord aus und 
ermittelte nicht weiter. Das wirft Fragen 
auf. 

Eine lückenlose Aufklärung der Taten 
des NSU und der Verwicklungen der 
staatlichen Behörden steht nach wie vor 
aus. Wir brauchen wirkliche Aufklärung 
und verbindliche Konsequenzen. Eine 
internationale Untersuchungskommis¬ 
sion unter der Leitung der Vereinten 
Nationen ist gefordert. Dies ist nach den 
neuesten Vorfällen und Erkenntnissen 
aktueller denn je.“ 
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Die Frage nach dem Weg 

Es kann kaum schlimmer kommen als 
die eigene Partei bei einem Forum wie 
dem „15. Treffen der Kommunistischen 
und Arbeiterparteien“ zu vertreten, da¬ 
bei gerade noch dem zentralen Akt zum 
100. Geburtstag des großen portugiesi¬ 
schen Kommunisten Älvaro Cunhal mit 
mehreren Tausend Menschen und den 
Vertreterinnen und Vertretern von fast 
achtzig Parteien aus allen Kontinenten 
beigewohnt zu haben - und dann am 
Abend, schon bei der Verabschiedung 
aus Lissabon, die Nachricht zu erhalten, 
dass soeben wieder zwei Mitglieder der 
Partei ermordet worden sind: so gesche¬ 
hen Pavel Blanco, dem Generalsekretär 
der KP Mexikos. 

Das zeigt die Dringlichkeit unseres Tuns 
als weltweiter Zusammenschluss von 
Kommunistischen Parteien; und darin 
von sehr konkreten Menschen, die mit 
wissenschaftlicher Weltanschauung und 
Vertrauen auf ihre Prinzipien die Welt 
verbessern wollen, indem sie möglichen 
Formen von Gerechtigkeit und Huma¬ 
nismus eine materielle Grundlage ver¬ 
schaffen wollen. Wir nennen sie Sozia¬ 
lismus. 

Die Morde verweisen also darauf, wie 
sehr wichtig das konkrete Handeln ist, 
in Solidarität und an einem Strang zie¬ 
hend. Aber sie machen auch deutlich, 
dass der Streit um den Weg zur sozia¬ 
listischen, grundlagenschaffenden Welt 
nicht ohne Realitätsbezug geführt wer¬ 
den darf. 

Der Arbeitstitel „Die sich vertiefende 
Krise des Kapitalismus, die Rolle der 
Arbeiterklasse und die Aufgaben der 
Kommunisten im Kampf um Arbei¬ 
ter- und Völkerrechte - die Offensive 
des Imperialismus, die Neuordnung 
der Kräfte auf internationaler Ebene, 
die nationale Frage, Klassenausgleich 
und der Kampf um Sozialismus“ ließ 
entsprechenden Spielraum für solche 
realistische Einschätzungen. Und es 
ist davon auszugehen, dass alle Kom¬ 
munistischen und Arbeiterparteien die 
Situation im eigenen Land am besten 
kennen. Dabei ist es durchaus mög¬ 
lich, dass zwei KPen aus demselben 
Land unterschiedlich analysieren und 
dennoch beide Recht haben, weil sie 
die Ergebnisse der Politik an den Zie¬ 
len messen, was natürlich dann unter¬ 
schiedlich ausfallen muss, wenn die eine 
der Regierung, die andere der Opposi¬ 
tion angehört. 

Damit ließe sich leben, weil es zu¬ 
nächst beschreibend bleibt. Wenn aber 
der Kapitalismus sich immer mehr auf 
die De-facto-Macht stützen muss und 
immer weniger hegemonische Autori¬ 
tät genießt, scheint seine Überwindung 
näher zu rücken - oder wenigstens not¬ 
wendiger zu werden. Und dann stellt 
sich die Frage nach dem Weg. Gibt es 
Übergänge auf dem Weg zum Sozia¬ 
lismus? Sind linkssozialdemokratische 
Ansätze Schritte in die richtige Rich¬ 
tung oder führen sie sogar weiter weg, 
weil sie dem Gegner geradezu den 
letzten Rettungsanker zuwerfen? Ist 
das Bündnis mit der nationalen Bour¬ 
geoisie noch realistisch, wenn es um 
die Schwellenländer geht, wie sie die 
BRICS derzeit nicht besser symbolisie¬ 
ren könnten, oder handelt es sich hier 
um sub- oder vorimperialistische Staa¬ 
ten? Sind zwischenstaatliche Bündnisse 
in im Weltmaßstab unterdrückt gehal¬ 
tenen Regionen per se fortschrittlich 
oder verschleiern sie - womöglich gar 
nicht ungeschickt - die Besitz- und Pro¬ 
duktionsverhältnisse? In welchen Fäl¬ 
len muss die Debatte tiefer geführt wer¬ 
den, in welchen verschiebt die Notwen¬ 
digkeit der Verteidigung des Erreichten 
(vor allem in sozialistischen Staaten) 
solche Debatte auf sicherere Zeiten? 
Über im Wesentlichen dieses konnte 
bei diesem Treffen keine ausreichen¬ 
de Übereinstimmung gefunden wer¬ 
den. Das ist schon allein deshalb nicht 
grundsätzlich beunruhigend, weil es 
darüber bekanntlich seit Jahrzehnten 
keine Einigkeit gibt. Abgenommen hat 
eher die Bereitschaft, sich Diskrepan¬ 
zen nach außen nicht anmerken zu las¬ 
sen. 

Günter Pohl 

In der kommenden Ausgabe wird die 
UZ mehr über das Lissabonner Treffen 
berichten, an dem für die DKP auch der 
Vorsitzende Patrik Köbele teilnahm. 


Wahlsieg eines „Linken“ in New York 

„Election day“ bietet Einblicke in Entwicklungen in der politischen Landschaft der USA 


D 


, ass der Demokrat Bill de Bla- 
Isio bei der Bürgermeisterwahl 
in New York am 5. November 
nicht weniger als 73,3 Prozent der ab¬ 
gegebenen Stimmen (752 000 Stim¬ 
men) für sich verbuchen konnte, hat 
für einiges Aufsehen gesorgt. Sein Sieg 
beendete die 20-jährige Herrschaft der 
Republikaner und zugleich die zwölf¬ 
jährige Herrschaft des Multimilliardärs 
Michael Bloomberg über die Stadt, 
dessen Vermögen auf 27 Milliarden 
Dollar geschätzt wird. 

Die Wahlbeteiligung lag allerdings nur 
bei 25 Prozent. Das lässt erkennen, wie 
viele US-Amerikaner offenbar jeden 
Glauben an eine Änderung ihrer Si¬ 
tuation durch solche Wahlen verloren 
haben. 

Die Beunruhigung in manchen Krei¬ 
sen des Establishments beruht aber 
vor allem auf den politischen Inhalten, 
mit denen de Blasio den Umschwung 
in der Wählermeinung erreicht hat. Er 
hatte sich selbst im Wahlkampf über¬ 
all als „Mann der Linken“ bezeichnet. 
Zu seinen „Zugpferden“ gehörte die 
Ankündigung, die städtische 
Einkommensteuer für Reiche 
mit einem Jahreseinkommen 
über 500 000 Dollar zu erhö¬ 
hen, um damit Kindergärten 
für alle Kinder der Stadt ab 
4 Jahren und andere Verbes¬ 
serungen im Bildungswesen 
finanzieren zu können. In sei¬ 
nen Wahlversammlungen er¬ 
zählte er das „Märchen von 
den zwei Städten“, die heu¬ 
te in New York bestehen: die 
Stadt der 400 000 hier residie¬ 
renden Millionäre - weltweit 
die größte Zahl von Millionä¬ 
ren in einer Stadt -, und die 
andere Stadt, in der 1,7 Milli¬ 
onen Menschen (ca. 21 % der 
Einwohner) unterhalb der Ar¬ 
mutsgrenze leben. Dafür ist er in rech¬ 
ten Medien sogar als „Sozialist“ etiket¬ 
tiert worden. Das war als abschrecken¬ 
de Beschimpfung gedacht, hat aber 
offenkundig nicht so gewirkt. 

Mit Sozialismus hat de Blasio natür¬ 
lich nichts im Sinn. Er hatte sich im 
Jahr 2000 als Wahlkampfmanager von 
Hillary Clinton einen Namen gemacht 
und verdankt dem Clinton-Clan einen 
Teil seiner Karriere. Doch offensicht¬ 
lich gehört er innerhalb der Demokra¬ 
tischen Partei der USA zu denen, die 
sich nicht scheuen, als „Linke“ aufzu¬ 
treten, und die Wählerstimmung so 
einschätzen, dass sie dies für erfolg¬ 
versprechend halten. 
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'Progressive' Bill’s secret Cotd War trip 


Neben der Reichensteuer gehörte zu 
diesem Programm auch die Ankün¬ 
digung, mehrere zehntausend Sozial¬ 
wohnungen bauen zu lassen, ein kos¬ 
tenloses Schulessens einzuführen und 
die Studiengebühren an der New York 
City Universität zu senken. Auf Zu¬ 
stimmung stieß bei der „multikolo- 
ren“ Bevölkerung der Stadt auch seine 
Ankündigung, die von Bloomberg zur 
„Kriminalitätsbekämpfung“ eingeführ¬ 
te Polizei-Praxis des „stop-and-frisk“ 
wieder abzuschaffen, bei der jeder Poli¬ 
zist jeden beliebigen Passanten einfach 
wegen seines Aussehens anhalten und 
durchsuchen kann, ohne dass irgend ein 
konkretes Verdachtsmoment vorliegt. 


Eine Art „Lob des Kommunismus“: 
Weil de Blasio etwas gegen die Armut 
in New York unternehmen will gilt er 
vielen als Bolschewik. 


Zu diesen Ansagen passte auch die 
publicity-wirksame „Einbettung“ sei¬ 
ner Familie in den Wahlkampf. De 
Blasio ist mit einer Afroamerikanerin 
verheiratet und hat zwei Kinder, von 
denen besonders der 15-jährige Sohn 
eine eindrucksvolle Afro-Frisur zur 
Schau trägt. 

Zum Image des Kandidaten als bür¬ 
gernaher „Normalmensch“ gehörte 
auch, dass er nicht wie seine Vorgänger 
auf der reichen „upper east side“ son¬ 
dern im dichtbesiedelten und ethnisch 
stark gemischten Stadtbezirk Brook¬ 
lyn wohnt und seine Kinder nicht in 
private, sondern in normale öffentliche 
Schulen schickte. 

Dieses von de Blasio verfochtene 
Programm sozial- und bildungspoli¬ 
tischer Verbesserungen und stärkerer 
Beachtung der Belange der afroame¬ 
rikanischen und aus Lateinamerika 
eingewanderten Einwohner fand bei 
vielen Menschen offensichtlich mehr 
Anklang als die neoliberalen, oft ras¬ 
sistisch gefärbten und religiös ver¬ 
brämten Predigten der Republikaner. 
Wobei natürlich noch zu prüfen sein 
wird, was der Gewählte davon tatsäch¬ 


lich umsetzen wird, wenn er ab Januar 
2014 im Amt ist. 

Der Verlust von New York ist für 
die US-amerikanischen Rechten ein 
schwerwiegender Verlust. Er bestä¬ 
tigt offenbar einen Erosionsprozess 
der Wählerbasis dieser Partei in den 
großen Städten. Unter den 30 größten 
Städten der USA finden sich jetzt nur 
noch zwei mit einem republikanischen 
Bürgermeister, nämlich Indianapolis 
(Indiana) auf dem 12. Platz und Fort 
Worth (Texas) auf dem 16. Platz. 
Neben dem New Yorker Wahlergebnis 
gab es an dem „election day“ eine Rei¬ 
he weiterer interessanter Ergebnisse. 
So konnten sich die Republikaner im 
Bundesstaat New Jersey zwar mit der 
Wiederwahl ihres Gouverneurs Chris 
Christie trösten. Aber beim gleichen 
Wahlgang ergab sich bei einer Bür¬ 
gerabstimmung eine Mehrheit von 
61 Prozent für die Anhebung des Min¬ 
destlohns von einem auf 8,50 Dollar. 
Und dies, obwohl Christie angekün¬ 
digt hatte, dagegen sein Veto einzule¬ 
gen. Der Erfolg des Referendums war 
das Ergebnis einer Kampagne, die 
von einem breiten Bündnis von 256 
Organisationen aus Gewerkschaften, 
kommunalen Vereinen, Bürgerrechts-, 
Frauen- und Rentnervereinigungen 
geführt worden war. 

Besondere Beachtung fand auch das 
Ergebnis im Bundesstaat Virginia. 
Hier gelang es dem Demokraten Terry 
McAuliffe, den Tea-Party-Kandidaten 
Ken Cucinelli im Kampf um den Gou¬ 
verneursposten zu schlagen. Virginia 
gilt als einer der sogenannten „swift 
States“, in denen bei Präsidentenwah¬ 
len die Entscheidung fällt. Cucinelli 
war als „Leugner des Klimawandels“, 
für die Abschaffung des Gesetzes über 
den Mindestlohn und das Verbot von 
Schwangerschaftsabbrüchen in den 
Wahlkampf gezogen. Mit McAulif¬ 
fe siegte aber, wenn auch nur knapp, 
ein Kandidat, der von Gewerkschaf¬ 
ten, Bürgerrechtsorganisationen und 
Frauenvereinigungen unterstützt wur¬ 
de und sich für Sozialmaßnahmen, für 
Schwangerschaftsabbruch und gleich¬ 
geschlechtliche Ehen und für die Kon¬ 
trolle des Waffenbesitzes der Bürger 
aussprach. Das will in einem ehemali¬ 
gen „Südstaat“ der USA etwas heißen. 
Natürlich muss berücksichtigt werden, 
dass es sich bei diesen Ergebnissen nur 
um eine Momentaufnahme der Ent¬ 
wicklung der politischen Stimmung in 
denVereinigten Staaten handeln kann. 
Bis zur nächsten Präsidentenwahl im 
Jahr 2016 ist noch viel Zeit. Dirk Grobe 


Friedenskonferenz in Israel 

Initiative für eine von Massenvernichtungswaffen freie Zone im Nahen Osten 


„Für einen Nahen Osten ohne Kern¬ 
waffen und andere Massenvernich¬ 
tungswaffen“ - das ist der Titel, unter 
dem sich Anfang Dezember Menschen 
aus den verschiedenen israelischen 
Friedens- und Menschenrechtsorgani¬ 
sationen mit Teilnehmern aus anderen 
Ländern zu einer internationalen Kon¬ 
ferenz in Haifa treffen wollen. 
Einberufen wurde die Konferenz von 
Issam Makhoul, Präsident des Emil- 
Touma-Instituts für palästinensische 
und israelische Studien, und Avraham 
Burg, ehemaliger Vorsitzender des is¬ 
raelischen Parlaments (Knesseth) und 
Mitglied der sozialdemokratischen 
„Arbeitspartei“ sowie weitere Persön¬ 
lichkeiten der israelischen Zivilgesell¬ 
schaft. Das Emil-Touma-Institut be¬ 
fasst sich mit wissenschaftlichen Stu¬ 
dien über die Lage der Palästinenser 
in Israel und organisiert den Austausch 
von Artikeln und Informationen, aber 
auch kulturellen Werken zwischen Is¬ 
raelis und Palästinensern. Zu den In¬ 
itiatoren gehört auch der kommunis¬ 
tische Knesseth-Abgeordnete Dov 
Khenin. Es wurde eine gemeinsame 
Vorbereitungskommission gebildet, 


die die Abhaltung der Konferenz am 
5. und 6. Dezember in Haifa beschlos¬ 
sen hat. Geprüft wird die Möglichkeit 
einer Fortsetzung am 7. Dezember im 
palästinensischen Ramallah, um auch 
palästinensischen und arabischen Frie¬ 
denskräften aus anderen Staaten der 
Region die Möglichkeit zur Beteili¬ 
gung zu eröffnen. 

Wie aus dem Einladungstext hervor¬ 
geht, geht die Idee für die Konferenz 
auf eine Resolution der UNO-Voll¬ 
versammlung vom Mai 2012 zurück. 
Darin war die Einberufung einer 
internationalen Konferenz unter 
Schirmherrschaft der UNO in Hel¬ 
sinki vorgesehen, um die Schaffung 
einer kernwaffenfreien Zone im Na¬ 
hen Osten zu fördern, und zwar durch 
den Beitritt aller Staaten der Region 
einschließlich Israels zum Kernwaf¬ 
fensperrvertrag und zum Vertrag über 
das Verbot chemischer Waffen. Israel 
beschloss als einziges Land der Re¬ 
gion, die Konferenz zu boykottieren. 
Deshalb kam sie nicht zustande. Aber 
im Dezember 2012 fand eine interna¬ 
tionale Alternativkonferenz statt, die 
von finnischen Friedensorganisatio¬ 


nen organisiert wurde und an der auch 
der finnische Außenminister teilnahm. 
Dabei entstand die vom Vertreter des 
Emil-Touma-Instituts formulierte 
Idee: „Wenn das offizielle Israel nicht 
nach Helsinki kommt, ist es Sache der 
Friedens- und Fortschrittskräfte Israels 
und des Auslands, Helsinki nach Israel 
zu bringen.“ 

Inzwischen fand diese Idee bei den 
verschiedenen israelischen Friedensor¬ 
ganisationen, Persönlichkeiten des in¬ 
tellektuellen Lebens, Menschenrechts¬ 
gruppen und anderen Vereinigungen 
der Zivilgesellschaft zunehmende Un¬ 
terstützung. 

In dem veröffentlichten Text der In¬ 
itiatoren wird darauf verwiesen, dass 
jüngste Entwicklungen günstige Be¬ 
dingungen für die Abhaltung der Kon¬ 
ferenz zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
geschaffen haben. So die großen Fort¬ 
schritte in Sachen Beseitigung des 
Chemiewaffenarsenals in Syrien ge¬ 
mäß dem Beschluss des UNO-Sicher¬ 
heitsrats in Zusammenarbeit mit der 
syrischen Regierung und die jüngs¬ 
ten Äußerungen des neuen iranischen 
Staatspräsidenten Ruhani hinsichtlich 


seiner Bereitschaft, an der Schaffung 
einer kernwaffenfreien Zone im Na¬ 
hen Osten mitzuwirken. Es sei daher 
an der Zeit, „die Mauer der Gleich¬ 
gültigkeit“ zu durchbrechen, die vom 
israelischen Establishment errichtet 
worden ist, um die öffentliche Debatte 
über Kernwaffen und andere Massen¬ 
vernichtungswaffen zu durchbrechen, 
indem die Aufmerksamkeit nur auf die 
vermuteten iranischen Kernwaffen ge¬ 
richtet wurde. Die Sicherheit der Bür¬ 
ger Israels und der Völker der Region 
werde nicht durch die Lagerung von 
Atombomben und anderen Massen¬ 
vernichtungswaffen und noch weniger 
durch verheerende Kriege gewährleis¬ 
tet, sondern durch Abrüstung und ei¬ 
nen gerechten Frieden. Die Vorberei¬ 
tungskommission wolle die Beteili¬ 
gung an der vorgesehenen Konferenz 
so umfassend wie möglich machen und 
alle israelischen und internationalen 
Persönlichkeiten unabhängig von ih¬ 
rer politischen Orientierung zusam¬ 
menbringen, die die Zerstörung aller 
Massenvernichtungswaffen im Nahen 
Osten unterstützen. 

D.G. 
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Ausgesperrt! Polizei riegelte das Gelände des Senders ab. 


Protest gegen ERT-Räumung 

KKE und Pame unterstützen Angestellte des 
griechischen Fernsehsenders 


I n den frühen Morgenstunden des 
7. November marschierten acht Ein¬ 
heiten der griechischen Polizei in Be¬ 
gleitung eines Staatsanwaltes zum Ge¬ 
bäude der staatlichen Radio- und Fern¬ 
sehanstalten ERT, um auf Anweisung 
der griechischen Regierung aus konser¬ 
vativer ND und sozialdemokratischer 
PASOK die Gebäude des Senders ge¬ 
waltsam zu räumen. Im Athener Stadt¬ 
teil Agia Paraskevi sperrte die Polizei 
die Mesogeion-Straße und verschloss 
den Haupteingang des Gebäudes mit 
Handschellen. 

Spontan versammelten sich viele Men¬ 
schen dort und bekundeten ihre Soli¬ 
darität mit den gewaltsam von ihrem 
Arbeitsplatz entfernten ERT-Beschäf- 
tigten. Die hatten nach dem Präsiden¬ 
tenerlass vom Mai dieses Jahres, der 
die Zerschlagung des Senders mit dem 
programmatischen Ziel der Privati¬ 
sierung anordnete, ihren Arbeitsplatz 
weiter besetzt gehalten. Nun, am Tag 
des neuerlichen Generalstreiks in Grie¬ 
chenland schuf die Samaras-Regierung 
gewaltsam Fakten mit Tränengas und 
vorübergehenden Verhaftungen von 
vier Personen. In Solidarität mit den 
Betroffenen traten am Nachmittag für 
drei Stunden die Journalisten und An¬ 


gestellten im Bereich der Medien in 
den Ausstand. 

Die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands und die Gewerkschaftsfront 
PAME stehen vom ersten Moment 
an solidarisch an der Seite der in ih¬ 
rer Existenz Bedrohten. Auf der Nach¬ 
mittagskundgebung vor dem Gebäude 
verurteilte der Abgeordnete der KKE 
Spyros Chalvatzis die Regierungslogik 
der „Null-Toleranz“ sowie die gesamte 
volksfeindliche Politik. Vertreter von 
Bauernorganisationen, der entlassenen 
Reinigungsfrauen des Finanzministeri¬ 
ums und der Krankenhausangestellten 
fordern den Rückzug der Polizeikräf¬ 
te und die Wiedereinstellung der ERT- 
Angestellten. 

Die KKE-AbgeordnetenThanasis Pa- 
filis, Spyros Chalvatzis und Diamanto 


Manolakou waren beim Tränengas- 
Einsatz und der Verhaftungsorgie da¬ 
bei. In Radio- und Fernsehinterviews 
verurteilten sie die Übergriffe der Po¬ 
lizei, forderten die Wiedereröffnung 
der ERT und riefen die Beschäftig¬ 
ten auf wachsam zu sein. Die gewalt¬ 
same Schließung von ERT stehe im 
Zusammenhang mit einem ganzen 
Programm von Schließungen öffent¬ 
licher Betriebe. Die passende Antwort 
bestehe im einheitlichen Kampf aller 
Werktätigen, im öffentlichen Dienst 
und in der Privatwirtschaft, für den 
allgemeinen Umsturz der volksfeind¬ 
lichen Politik, insbesondere heute, wo 
der ERT-Schließung auch andere Be¬ 
triebe des Öffentlichen Dienstes fol¬ 
gen werden. 

Up/news.dkp.de 


Die DKP schrieb den Kolleginnen nach Athen: „Wir wissen, dass unsere griechischen Genos- 
senlnnen von der KKE Euch vom ersten Moment der Angriffe auf das öffentliche Radio- und 
Fernsehsystem ERT konsequent unterstützt haben. Euer Widerstand reiht sich ein in den 
Kampf aller in ihren sozialen und demokratischen Daseinsrechten bedrohten Beschäftigten, 
ob im öffentlichen Dienst oder in der Privatwirtschaft. Es gibt keine andere Wahl, als den 
Kampf zu vereinheitlichen und auf den allgemeinen Umsturz der volksfeindlichen Politik 
nicht nur in Griechenland zu orientieren. Lasst uns gemeinsam alles dafür tun, damit die 
volksfeindlichen Pläne und Angriffe des nationalen und internationalen Monopolkapitals bei 
Euch und bei uns durchkreuzt werden können.“ 


ln Rom spitzt sich Krise zu 

MsS-Chef Grillo droht Staatschef mit Amtsenthebung 


Wo beginnen bei einem Update über 
die schwelende Regierungskrise in 
Rom, die zu einer regelrechten Staats¬ 
krise anwächst. Die Auseinanderset¬ 
zung um den Ausschluss Berlusconis 
aus dem Senat, der zweiten Kammer 
des Parlaments, hat Staatspräsident 
Giorgio Napolitano mit seiner Ankün¬ 
digung einer Amnestie für Strafgefan¬ 
gene (wegen von der EU kritisierter 
Überfüllung der Haftanstalten) uner¬ 
wartet angeheizt und das bisherige Ein¬ 
vernehmen mit Premier Enrico Letta 
von der Demokratischen Partei (PD) 
in Frage gestellt. Denn die parteilose 
Justizministerin Anna Maria Cancelli- 
eri hat sofort klargestellt, dass für den 
rechtskräftig verurteilten Ex-Premier, 
gegen den noch mehrere Strafprozes¬ 
se anhängig sind, dieser Gnadenerlass 
nicht in Frage kommt. Die Anhänger 
Berlusconis in dessen Partei Volk der 
Freiheit (PdL), die dieser selbst wieder 
in Forza Italia (wie sie seit Gründung 
bis 2007 hieß) umbenannt hat, laufen 
Sturm gegen die Ministerin und fordern 
ihren Rücktritt. Premier Letta hat sich 
demonstrativ hinter seine Justiz-Chefin 
gestellt und eine Demission abgelehnt. 
Die Auseinandersetzung wird aufge¬ 
mischt durch den früheren Starkomi¬ 
ker Beppe Grillo, dessen Protestbe¬ 
wegung 5 Sterne (M5S) bei den Par¬ 
lamentswahlen im Frühjahr mit gut 20 
Prozent Stimmen drittstärkste Partei 
wurde. Wie die linke Zeitung „Fatto 
Quotidiano“ berichtete, beschuldigt 
Grillo den Staatschef, der Berluscon¬ 


is PdL nach den Wahlen in die Regie¬ 
rungskoalition mit der PD verholfen 
hat, damit seine verfassungsmäßigen 
Kompetenzen überschritten und Italien 
„in eine Präsidialrepublik“ verwandelt 
zu haben. Obendrein habe er den Ex- 
Premier in einem „Geheimabkommen“ 
eine Begnadigung zugesagt, die er jetzt, 
mit einer allgemeinen Amnestie Umset¬ 
zen wolle. Napolitanos Pressesprecher 
nannte das eine „lächerliche Lüge“, was 
in Rom jedoch niemand so recht glau¬ 
ben will. Denn von Berlusconi selbst 
und seinen Getreuen in der PdL wird 
in aller Öffentlichkeit gefordert, der 
„Colle“ (der Hügel, wie der Sitz des 
Staatspräsidenten im Quirinaispalast 
volkstümlich genannt wird) solle sich 
an die „getroffenen Vereinbarungen“ 
halten. Die „Repubblica“ zitierte am 
Mittwoch wörtlich die kategorische 
Forderung, Napolitano solle „eine Be¬ 
gnadigung“ entsprechend „seiner Ini¬ 
tiative“ gewähren. Napolitano selbst 
hatte den Anschuldigungen Nahrung 
gegeben, als er im August verlauten 
ließ, über die „Form eines Gnadener¬ 
lasses“ nachzudenken, wenn Berlusco¬ 
ni einen entsprechenden Antrag stelle, 
der aber bisher nicht vorliegt. Nun hat 
Grillo noch einen drauf gesattelt und 
angekündigt, gegen den Staatspräsi¬ 
denten ein Amtsenthebungsverfahren 
zu beantragen. 

In der PdL bemühen sich die beiden 
„Falken“ und „Tauben“ genannten 
Fraktionen, die Streitigkeiten über die 
Zukunft der Partei (rechtsextreme For¬ 


za Italia oder „gemäßigte“ Rechtspar¬ 
tei) vorerst beizulegen und Berlusconi 
als unangefochtenen Leader zu akzep¬ 
tieren, um ein Versinken ins politische 
Abseits zu verhindern. Es gelte, zitiert 
„Repubblica“ am Mittwoch den zum 
Anführer der „Falken“ aufgestiegenen 
Regierungschef von Puglien, Raffae- 
le Fitti (der selbst wegen Korruption 
in erster Instanz zu knapp vier Jahren 
Haft verurteilt wurde), zu verhindern, 
dass Berlusconis Kopf der PD „auf ei¬ 
nem Tablett serviert wird“. Im Gegen¬ 
zug zu einer Einbeziehung Berlusco¬ 
nis in einen Gnadenerlass will die PdL 
weiter in der PD-geführten Regierung 
Letta verbleiben. 

Die PD selbst marschiert aber nun eher 
auf einen Bruch zu. Die Weichen soll 
ein Parteitag am 8. Dezember stellen, 
auf dem Matteo Renzi als neuer Par¬ 
teichef und Kandidat für Neuwahlen 
antritt. Interessanterweise will die PdL 
am gleichen Tag ihren Kongress eröff¬ 
nen. Da dürfte es ein Beäugen geben, 
auf welche Entscheidungen zu reagie¬ 
ren ist. Als nächstes steht aber am 
27. November zunächst die mehrfach 
verschobene Sitzung des Senats an, 
die über den Ausschluss Berlusconis 
zu befinden hat. Der Antrag der PdL- 
Senatoren, in geheimer Abstimmung 
zu entscheiden, wurde vom Immuni¬ 
tätsausschuss verworfen. Die Senato¬ 
ren müssen offen Farbe bekennen. Die 
Hoffnung der PdL, einige Überläufer 
aus der PD zu gewinnen, ist damit zu¬ 
nichte gemacht. Gerhard Feldbauer 


Putin - einflussreichster 
Mann in der Welt 

Forbes: Obama - schwächster US-Präsident seit 1945 


Wladimir Putin ist laut Forbes 2013 der 
einflussreichste Mann in der Welt. Er 
überholte damit im Rating der Zeit¬ 
schrift US-Präsident Barak Obama und 
Chinas Staatschef Xi Jinping, die 2012 
vor ihm rangierten. Für den Spitzen¬ 
platz des russischen Präsidenten wer¬ 
den zwei Gründe genannt: 

Erstens die Konsolidierung seiner 
Macht in Russland. Putin, so heißt es, 
habe nicht nur die Präsidentenwahlen 
2012 gewonnen, sondern er sei auch 
der zwischenzeitlichen Unzufrieden¬ 
heit mit seinem Führungsstil Herr ge¬ 
worden. Zudem habe er mit seinen 
61 Jahren die Möglichkeit noch einmal 
für das höchste Amt im Staat zu kan¬ 
didieren. 

Als zweiten Grund hebt Forbes die 
erfolgreiche Rolle des russischen Prä¬ 
sidenten im Schachspiel um Syrien 
hervor. International sei damit ein 
deutlicher Stimmungsumschwung zu¬ 
gunsten Putins zu erkennen gewesen. 
Der Kreml habe konsequent gegen ein 
militärisches Eingreifen in Syrien ge¬ 
stimmt und am Ende seine Position auf 
internationaler Ebene durchgesetzt. 
US-Präsident Obama wird dagegen ein 
schlechtes Zeugnis ausgestellt. Er sei 
außen- und innenpolitisch geschwächt. 
Innenpolitisch sei dies jüngst durch sei¬ 
ne Abhängigkeit von einem ihm nicht 
wohlgesonnenen Kongress sichtbar ge¬ 
worden, die beinahe zum Finanzkollaps 
geführt habe. 

Außenpolitisch zeige Washington der¬ 
zeit ebenfalls keine Führungsqualitä¬ 
ten. Wie es in Syrien weitergehen solle 
sei unklar und die europäischen Ver¬ 
bündeten habe Amerika mit dem Ab¬ 
hörskandal gegen sich aufgebracht. 
„International ist Obama der schwächs¬ 
te Präsident seit dem zweiten Welt¬ 
krieg. Selbst der ,Über-meinen-Kopf- 
hinweg 4 Jimmy Carter war ein größerer 
Faktor in der Außenpolitik als Obama. 
Diplomaten sind immer noch verblüfft 
darüber, wie wenig Vorbereitung bei¬ 
spielsweise in internationale Konfe¬ 
renzen investiert wird. Er kommt we¬ 
der mit großer eigener Agenda, noch 
kontaktiert er andere Staatschefs, um 
sich Unterstützung zu sichern. Er ist 
einfach nur da“, kritisiert der Heraus¬ 
geber der Zeitschrift, Steve Forbes. Die 
russische Netzzeitung „Russland-Ak¬ 
tuell“, deren Bericht wir hier referieren, 
verweist allerdings darauf, dass dieses 
vernichtende Urteil über den US-Prä- 
sidenten zum Teil wohl auch auf Forbes 
persönliche Abneigung gegen Obama 
zurückzuführen sei. 

In einem in der russischen Zeitung 
„Russkaja Gazeta“ erschienenen Kom¬ 
mentar wird die Ablösung Obamas 


durch den russischen Präsidenten auf 
dem Spitzenplatz der Forbes-Liste der 
einflussreichsten Persönlichkeiten in 
der Welt als erneuter Ausdruck dafür 
gewertet, dass „in der heutigen multi¬ 
polaren Welt das Bruttoinlandsprodukt 
eines Staates oder der Umfang seiner 
Streitkräfte aufgehört haben, der be¬ 
stimmende Faktor des Einflusses auf 
die Weltpolitik zu sein“. 

Weiter heißt es: „Der Erfolg Putins auf 
der Forbes-Liste - das ist kein Sieg ei¬ 
nes führenden Politikers über den an¬ 
deren. Eher geht es um eine positive 
Bewertung der grundlegenden Prinzi¬ 
pien der russischen Außenpolitik durch 
die amerikanischen Verfasser der Lis¬ 
te, vor allem des Prinzips der Achtung 
des souveränen Rechts anderen Staa¬ 
ten, einen eigenen von Blöcken unab¬ 
hängigen Standpunkt zu den sich in 
der Welt vollziehenden Prozessen zu 
haben. Russland tritt für dieses vielsei¬ 
tige Herangehen in der Außenpolitik 
schon seit Jahrzehnten ein. Aber es ist 
Präsident Putin wahrscheinlich erst in 
der Syrienkrise gelungen, dieses Her¬ 
angehen in der Praxis zur Formierung 
bahnbrechender Entscheidungen anzu¬ 
wenden, die die Welt vor einem neuen 
Krieg bewahrt haben.“ 

Schließlich wird im Kommentar die 
Meinung vertreten, dass auch der ehe¬ 
malige Mitarbeiter des US-Geheim- 
dienstes Edward Snowden zum ersten 
Platz Putins auf der Liste beigetragen 
habe. Seine Enthüllungen der Ma¬ 
chenschaften des US-Geheimdienstes 
hätten zu einer Vertrauenskrise unter 
den NATO-Mitgliedern geführt. Der 
Skandal habe den Einfluss Obamas in 
der Welt geschwächt. Auf diesem Hin¬ 
tergrund mache die Außenpolitik des 
russischen Präsidenten einen solideren, 
konstruktiveren Eindruck. Darum sei 
nach Ansicht des Kommentators Wla¬ 
dimir Putin für das Forbes-Rating der 
einflussreichsten politischen Persön¬ 
lichkeiten in der Welt im Jahr 2013 der 
bessere Kandidat gewesen. Willi Gerns 



Durchbruch in Havanna? 

Kolumbianische Opposition soll Medienzugang bekommen 


Bei den Friedensverhandlungen zwi¬ 
schen der FARC-Guerilla und der ko¬ 
lumbianischen Regierung in Havanna 
hat es offenbar einen Durchbruch ge¬ 
geben. 

In einem gemeinsamen Kommunique 
der beiden Seiten, aus dem die kubani¬ 
sche Nachrichtenagentur Prensa Latina 
zitiert, heißt es, man habe sich auf ein 
Grundsatzabkommen über das Thema 
der politischen Beteiligung geeinigt 
und einen Konsens über Rechte und 
Garantien für die politische Opposi¬ 
tion in Kolumbien hergestellt. Dieser 
gelte auch für Kräfte und Bewegungen, 
die erst nach dem Ende des Konflikts 
neu entstehen. 

In dem Abkommen wird den Akteu¬ 
ren der Opposition der Zugang zu 
den Medien garantiert. Zudem sollen 
Mechanismen geschaffen werden, die 
allen Gesellschaftsschichten eine Be¬ 
teiligung an den politischen Entschei¬ 
dungen ermöglicht, auch den unter Si¬ 
cherheitsaspekten gefährdetsten Teilen 
der Bevölkerung. Rechte und Garanti¬ 
en für die Ausübung der Demokratie, 
den Pluralismus, Beteiligung und poli¬ 
tische Kultur in Kolumbien sollen aus¬ 
geweitet werden. 


Der Frieden brauche die Beteiligung 
der Bürger schon bei der Umsetzung 
der Friedensabkommen, heißt es in 
dem Papier, das von den Repräsentan¬ 
ten der beiden Garanten des Dialogs. 
Rodolfo Benftez für Kuba und Dag 
Hai vor für Norwegen, verlesen wurde. 
Es solle eine nationale Großveranstal¬ 
tung für politische Parteien und Bewe¬ 
gungen sowie die Sprecher der sozialen 
Bewegungen, Experten und Akademi¬ 
kern einberufen werden, um die Sta¬ 
tuten politischer Beteiligung festzule¬ 
gen. Mit Beendigung des Konflikts soll 
das Recht der Bürger auf Forderungen, 
Proteste und friedliches Zusammenle¬ 
ben garantiert werden. 

Das heute erzielte Abkommen ist das 
zweite im Rahmen der seit mehr als 
einem Jahr geführten Verhandlungen 
in der kubanischen Hauptstadt. Zu¬ 
vor hatten die Unterhändler der mar¬ 
xistischen Guerilla und der Regierung 
in Bogota eine Einigung über die Ag¬ 
rarentwicklung erzielt. Allerdings sind 
noch viele Fragen offen, und beide 
Seiten betonen, dass auch die jetzt er¬ 
zielten Einigungen erst in Kraft treten, 
wenn ein Gesamtabkommen erzielt ist. 

www.redglobe.de 
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Whistleblower-Schutz in die 
Europäische Menschenrechts¬ 
konvention aufnehmen! 


Whistleblower spielen eine immer 
größere Rolle in der nationalen und 
internationalen Politik. Die Verfol¬ 
gung der bekanntesten Beispiele, 
Bradley Manning und Edward Snow- 
den, durch die USA steht im krassen 
Widerspruch zur positiven Beurtei¬ 
lung ihrer Enthüllungen, durch die 
gravierende Rechtsverletzungen erst 
öffentlich bekannt wurden. 

Doch auch in Europa sind Whist¬ 
leblower nicht vor Verfolgung ge¬ 
schützt, wenn sie öffentlich machen, 
dass staatliche Akteure Menschen¬ 
rechte oder internationales Völker¬ 
recht brechen. Insbesondere Whist¬ 
leblower aus den Militär- und Ge¬ 
heimdiensten müssen mit harter 
Bestrafung rechnen. 

Die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates hat schon vor Jahren 
die 47 Mitgliedsstaaten des Europara¬ 
tes aufgefordert, allgemeine Gesetze 
zum Schutz von Whistleblowern in 
den einzelnen Ländern einzuführen. 
In Deutschland sind entsprechende 
Schutzgesetze bislang am Widerstand 
der bisherigen Regierungen geschei¬ 
tert. 

Die Mitgliedstaaten des Europara¬ 
tes und der Europäischen Menschen¬ 
rechtskonvention sollten m.E. jedoch 
alles unternehmen, um sicherzustel¬ 
len, dass die Bindung an Recht und 
Gesetz auch für staatliche Täter, Or¬ 
ganisatoren und Verantwortliche von 
Menschenrechtsverletzungen und Ver¬ 
letzungen des internationalen Rechts 
effektiv durchgesetzt wird. Der straf¬ 
rechtlichen Verfolgung kriminellen 
Handelns dürfen staatliche Geheimhal¬ 
tungsinteressen nicht entgegenstehen. 
Diese Grundsätze bedürfen einer 
dauerhaften Absicherung außerhalb 
der nationalen Zuständigkeit. Eine 
Verankerung des Rechts auf Whist- 
leblowing und einer Schutzgarantie 
für Whistleblower in der Europäi¬ 
schen Menschenrechtskonvention 
würde die Wahrung des internationa¬ 
len Rechts und der Menschenrechte 
durch die Staaten befördern, Verlet¬ 
zung der Verpflichtungen würden ris¬ 
kanter und schwieriger zu verheim¬ 
lichen. 

Ich habe deshalb in der parlamenta¬ 
rischen Versammlung eine entspre¬ 



chende Initiative gestartet, die gezielt 
Whistleblowern aus staatlichen Be¬ 
hörden schützen soll. Sie wurde von 
Mitgliedern aller Fraktionen unter¬ 
stützt. Der Ausschuss für Recht und 
Menschenrechte wird der Versamm¬ 
lung in einem Bericht vorschlagen, 
welche Empfehlungen sie an die Re¬ 
gierungen im Ministerrat richten soll. 
Verschiedene Organisationen wollen 
den 100. Jahrestag des Ersten Welt¬ 
kriegs im Jahr 2014 zum Anlass neh¬ 
men, diese Initiative mit einer Kam¬ 
pagne zu unterstützen. Nach der 
Erfahrung des Zivilisationsbruchs 
des ersten Weltkrieges begann die 
Fortentwicklung des internationa¬ 
len Rechts, bis zu der heutigen UN- 
Charta, der allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte und der Euro¬ 
päischen Menschenrechtskonventi¬ 
on. Heute gilt es diese Entwicklung 
zeitgemäß weiterzuführen. 

Wenn wir nächstes Jahr dem 100. 
Jahrestag des Beginns des Weltkrie¬ 
ges gedenken, sollten wir auch einen 
Blick auf diejenigen werfen, die schon 
damals Menschenrechte über staatli¬ 
che und nationale Interessen gestellt 
hatten. Und alles für einen möglichst 
sicheren Schutz solcher Menschen 
in der Zukunft tun. Nicht nur in den 
USA, auch in Europa. 

Andrej Hunko ist Bundestagsabgeordneter 
der Partei „Die Linke“ und Mitglied der Par¬ 
lamentarischen Versammlung des Europa¬ 
rates 


Wünsch-dir-was-Konzert 


Logik ist nicht gerade die Stärke neo¬ 
liberaler Wirtschafts- und Sozialpoli¬ 
tik. Da soll der Süden am deutschen 
Wesen genesen. Durch Massenentlas¬ 
sungen, Massenpleiten und Lohn- und 
Rentenraub. Ja, und Staatsbudgets sa¬ 
niert man am besten, indem man den 
Reichen die Steuern schenkt. Für erste- 
res steht Frau Merkel für letzteres Herr 
Schröder. 

Bekanntlich winkt uns nun eine 
Kombination von beidem. Ein Cars¬ 
ten Linnemann hat in der Süddeut¬ 
schen denn auch an dieser spezi- 
fisch-“marktwirtschaftlichen“ Logik 
weitergebastelt. Da würden in den Ko¬ 
alitionsverhandlungen „fleißig Ausga¬ 
benwünsche aufgelistet“, sogar „schon 
wieder Stimmen laut, doch noch die 
Steuern zu erhöhen, klagt der „Chef 
des CDU-Wirtschaftsflügels“. Dem sol¬ 
le die Union „hartnäckig widerstehen“. 
Stattdessen habe die neue Regierung 
„mit einem echten Schuldenabbau zu 
beginnen“. Was offensichtlich in Herrn 
Linnemanns Augen kein „Ausgaben¬ 
wunsch“ darstellt. 

Konsequenterweise kämpft der Wirt¬ 
schaftsflügelmann ebenso gegen einen 
„bundesweit einheitlichen Mindest¬ 
lohn von 8,50 Euro“ wie gegen eine 
„Rente mit 63“. Nicht dass am Ende 
noch ein Haushaltsplus durch Verklei¬ 
nerung des Hunger- und Zuschuss¬ 
lohnsektors entsteht. 

„Deutschland ist kein Schlaraffenland“, 
weiß der Ullrich Grillo in der Bild-Zei¬ 


tung. Nun auf einmal wieder nicht. Die 
Koalitionsverhandlungen liefen „in 
die völlig falsche Richtung“. Es müsse 
Schluss sein mit „dem Wünsch-dir-was- 
Konzert und immer neuen Ausgabeplä¬ 
nen“, ergrimmt der BDI-Präsident. Am 
Ende drohten noch Steuererhöhungen. 
Ogottochgott. Und gleich danach: Es 
werde beispielsweise zu wenig in den 
Straßen und Brückenbau investiert. 
Die Koalition müsse darüber sprechen, 
„wie sie Wachstum und Wohlstand si¬ 
chert. Auch der Staat muss mehr inves¬ 
tieren.“ Das ist natürlich kein Ausga¬ 
benplan. Nicht wenn der BDI was will. 
Weniger einnehmen, mehr ausgeben 
und Schulden abbauen. Das neolibe¬ 
rale Mantra seit Ronald Reagan und 
Margaret Thatcher. Plus zugehörigem 
Schuldenberg. 

Grillo und Co. dürfen getrost und un¬ 
verzagt sein. Die Damen und Herren 
Merkel und Gabriel werden ihrem 
Worte schon Folge leisten. Soweit es 
überhaupt des Wortes bedarf. Es dürf¬ 
te sich ohnehin eher an die Treugläu¬ 
bigen in der SPD richten, die, wenn 
schon Große Koalition, von den Ihren 
wenigstens einen ordentlichen Kampf 
um die sozialdemokratischen Werte 
(was auch immer das noch sein soll) 
erwarten. Immerhin soll ja noch eine 
Mitgliederbefragung stattfinden. Wenn 
eh schon alles in trockenen Tüchern ist. 
Aber da sollte die Optik doch nicht zu 
sehr verrutschen. 

Klaus Wagen er 


Heiße Auseinandersetzung um die 
hochgiftige CO-Pipeline von BAYER 

Tiefgehende Erörterung - Entlarvende Kritik der Pipeline-Gegner - 
Argumentative Resistenz bei BAYER - Über die Macht im Kapitalismus 


Explosives Thema in der Grugahalle 
in Essen über drei Tage: 24 000 Ein¬ 
wendungen gegen die Firma BAY¬ 
ER Materialscience (BMS), Tochter 
des BAYER-Konzerns. Die Einwen¬ 
dungen richteten sich dagegen, dass 
BMS Planvorgaben zur hochgiftigen 
Kohlenmonoxid-Pipeline eigenmäch¬ 
tig unterlaufen hatte und nachträglich 
genehmigt bekommen wollte. Mit Uwe 
Koopmann, einem der Einwender, 
sprach die UZ über den Verlauf der 
Anhörung und die weiteren Perspek¬ 
tiven des Protestes gegen das 67 Kilo¬ 
meter lange Giftgasrohr. 

UZ: Bevor wir zur Erörterung kom¬ 
men: Wie sieht es aus an der Pipeline 
zwischen Dormagen und Krefeld-Uer¬ 
dingen? 

Uwe Koopmann: Wenn man - wie 
BAYER - die Abweichungen in den 
Bauplänen und die Verstöße gegen die 
Bauvorgaben vernachlässigen würde, 
könnte man sagen: Die lebensbedro¬ 
hende CO-Pipeline ist praktisch fertig. 
Kohlenmonoxid (CO) befindet sich 
aber nicht in der Leitung, denn eine 
Inbetriebnahme wurde verboten. Zur 
Zeit befindet sich nach Angaben von 
Werner Breuer, dem BMS-Projektlei- 
ter, Stickstoff in der Leitung, das in rei¬ 
ner Form ebenfalls tödlich wirkt. 

UZ: Über die Planverstöße des Welt¬ 
konzerns wurde nun verhandelt. 

Uwe Koopmann: ... und zwar vor der 
Bezirksregierung Düsseldorf. Die ist 
zugleich die Behörde zur Genehmi¬ 
gung der Pipeline vor Baubeginn, zur 
Kontrolle der gesamten Verlegung 
einschließlich der verwendeten Mate¬ 
rialien während der Bauarbeiten und 
schließlich zur Prüfung und Entschei¬ 
dung über die Planabweichungen von 
BAYER und über eigene Fehler bei 
der Baukontrolle. Umgangssprachlich 
könnte man sagen: Die Bezirksregie¬ 
rung ist ihr eigener „Verteidiger“, der 
„Ankläger“ gegen BAYER und der 
„Richter“ in der Auseinandersetzung 
zwischen BAYER und den 24 000 
Einwendern, hinter denen wiederum 
110 000 Unterzeichner einer Protestre¬ 
solution gegen BAYER stehen. Es geht 
um die Frage, ob BAYER seine „Indus¬ 
triepolitik nach Gutsherrenart“ durch¬ 
ziehen kann. Und es geht um die Fra¬ 
gen, ob hier viele Millionen Euro durch 
eigenmächtiges Konzernhandeln in 
den Sand gesetzt wurden. 

UZ: Eine große Verantwortung für die 
Bezirksregierung, die ja „neutral“ sein 
müsste ... 

Uwe Koopmann: In der Tat. Sie hat mit 
Datum vom 22. Oktober 2013, also nur 
wenige Tage vor dem Erörterungster¬ 
min „Hinweise“ über 22 Seiten veröf¬ 
fentlicht, in denen die „Spielregeln“ 
dargestellt werden. Die gehen so weit, 
dass in Regel 6 „Verbotene Gegenstän¬ 
de“ aufgelistet werden: „Waffen oder 
gefährliche Gegenstände sowie Sachen, 
die, wenn sie geworfen werden, bei Per¬ 
sonen zu Körperverletzungen führen 
können.“ Die Umsetzung dieser Regel: 
Vor dem Podium waren mehrere Ord¬ 
ner in schwarzen Anzügen, mit roten 
Schlipsen postiert, die schicke Regen¬ 
schirme bei sich führten ... 

UZ: Die Coordination gegen Bayer-Ge¬ 
fahren (CBG) sah die Neutralität durch 
die Gutachterauswahl verletzt... 

Uwe Koopmann: Diese Kritik teilen 
wir alle. Es kann nicht sein, dass der 
TÜV-Gutachter Christian Engel, der 
im Auftrag von BAYER drei Gutach¬ 
ten erstellt hat, anschließend von der 
Bezirksregierung als ihr Gutachter be¬ 
stellt wird. Jan Pehrke (CBG) erinnerte 
daran, dass BAYER eine Gründungs¬ 
mutter des TÜV sei. Auch das Verwal¬ 
tungsgericht hatte „fehlende Neutrali¬ 
tät“ moniert. Es entstand der Eindruck, 


dass der „Richter“ über BAYER hier 
zum „Verteidiger“ des Weltkonzern 
mutierte. Der Antrag der Pipeline- 
Gegner, den Gutachter Engel zu erset¬ 
zen, wurde von der Behörde abgelehnt. 

UZ: Beschränkt war aber wohl auch der 
Verhandlungsgegenstand. 

Uwe Koopmann: Die Tagesordnung 
sah nur ganz wenige Planänderungs¬ 
anträge von BAYER in der Kritik der 
Einwender: zum Beispiel die fehler¬ 
hafte Geogrid-Matte über der Pipe¬ 
line, das fehlerhafte Rohrmaterial, die 
Abweichung vom genehmigten Tras- 
senverlauf. Ich habe BMS-Projekt- 
leiter Breuer gefragt, warum das Un¬ 
ternehmen die 80 cm breite „Schutz¬ 
matte“ nur in 60 cm Breite verlegt hat. 
Die Gleichstellung von 80 cm und 600 
mm wurde nicht erklärt. Das war aber 
nicht nur ein mathematisches Prob¬ 
lem ... 

UZ: Es gab wohl auch scharfe Kritik 
aus der Praxis ... 

Uwe Koopmann: Aus der Landwirt¬ 
schaft wurde moniert, dass die Matten 


und auch ein dünnes gelbes „Sicher¬ 
heitswarnband“ für einen Tiefpflug 
kein Hindernis darstellen. Es werde 
nicht einmal wahrgenommen. Das gel¬ 
te auch für Baggerfahrer. Die Bagger¬ 
schaufeln würden Matte und Band pro¬ 
blemlos zerreißen. Erwin Schumacher, 
engagierter Pipeline-Kritiker aus Mon¬ 
heim, demonstrierte, wie leicht es ist, 
die Matte mit bloßen Händen zu zer¬ 
reißen. 

UZ: Das Stichwort „Bombe“fiel. 

Uwe Koopmann: Erich Hennen von 
der Initiative in Duisburg monierte 
nicht nur, dass die Giftgasleitung im 
Duisburger Süden wenige Meter neben 
Schulen und Kindergärten verlaufe. Er 
erinnert auch an den Bombenfund, den 
es dort gab. Das mit der Verlegung der 
Pipeline beauftragte Unternehmen rief 
nicht nach dem Bombenräumkomman¬ 
do. Es machte Anstalten, den Fund an 
anderer Stelle selber zu „entsorgen“. 
Dieser Vorgang war nur aufgeflogen, 
weil die hervorragend aufgestellte 
Duisburger Initiative die Bauarbeiten 
permanent unter Beobachtung hat¬ 
te. Das war allein auch deshalb sinn¬ 
voll, weil die Trasse vor der Verlegung 
der Pipeline - regelwidrig - nicht nach 
Weltkriegsmunition untersucht wor¬ 
den war. 

Es gibt eine Wahrscheinlichkeitsbe¬ 
rechnung, die der Pipeline bescheinigt, 
dass sie nicht in alle Ewigkeit sicher ist. 
Was passiert, wenn ... 

CO ist geruchlos, feuergefährlich, farb¬ 
los, es verdrängt den Sauerstoff aus 
dem Blut, wirkt auch in kleinerer Do¬ 


sierung vergiftend bis tödlich. Mehrere 
Wissenschaftler, Ärzte und Leute von 
der Feuerwehr haben bei der Veran¬ 
staltung auf diese Gefahren hingewie¬ 
sen und auch darauf, dass im Falle eines 
Lecks oder eines Bruches keine Hilfe 
möglich ist. Es gibt in Düsseldorf, also 
im Einzugsbereich der Trasse, zwei Lie¬ 
geplätze in einer Sauerstoff-Rettungs¬ 
station. Bei einer Explosion kann es 
aber innerhalb von Minuten hunderte 
von Patienten geben. 

UZ: Die Feuerwehr und andere Ret¬ 
tungsdienste können also nichts ma¬ 
chen? 

Uwe Koopmann: Sie haben die not¬ 
wendige Ausstattung gar nicht im erfor¬ 
derlichen Umfang. Der vorgeschriebe¬ 
ne „Allgemeine Gefahrenabwehrplan“ 
(AGAP) liegt den Feuerwehren nicht 
vor, nicht einmal der „Sonderrettungs¬ 
plan“. Die Feuerwehren an der Trasse 
sind stinksauer! Ebenso die Initiativen. 
BAYER war sogar so unverfroren, dass 
am 19. März 2009 ein Eilantrag gestellt 
wurde, mit dem die Leitung vorzeitig in 
Betrieb genommen werden sollte. Da¬ 
bei hatte das Oberverwaltungsgericht 


(OVG) Münster schon am 17.12.2007 
verkündet, dass die CO-Pipeline nicht 
vor einer abschließenden juristischen 
Klärung in Betrieb genommen werden 
darf. 

UZ: Der Erörterungstermin wurde nach 
rund 20 Stunden beendet. Wie geht es 
nun weiter? 

Uwe Koopmann: Die Bezirksregie¬ 
rung muss nun „neutral“ entscheiden, 
ob und wie sie die Kritik der 24 000 
Einwender berücksichtigt. Am Ende 
wird sich zeigen, ob und wie sie die Er¬ 
wartungen von BAYER erfüllt. Die In¬ 
itiativen haben Hoffnungen, aber keine 
Illusionen. Wenn die sachlichen Argu¬ 
mente der Pipeline-Gegner berücksich¬ 
tigt würden, müsste die CO-Pipeline 
morgen auf Dauer für Kohlenmono¬ 
xid geschlossen werden. Das brächte 
Sicherheit für die Menschen. Die soll 
auch der noch nicht genau terminierte 
Prozess vor dem OVG Münster brin¬ 
gen. Da BAYER unterstellt, dass das 
Konzerninteresse hinsichtlich dieser 
Pipeline identisch ist mit dem „Allge- 
meininteresse“ und das Pipeline-Netz 
in Zukunft sicherlich noch ausbauen 
möchte, geht es um viel mehr. Es geht 
um eine neue Drehschraube des Kapi¬ 
talismus, ausgelegt an den Profitinte¬ 
ressen eines Sektors der chemischen 
Industrie. 

Herbert Schedlbauer sprach für die UZ mit 
Uwe Koopmann, der die DKP zehn Jahre lang 
im Rathaus von Düsseldorf-Gerresheim ver¬ 
trat und am 25. Mai 2014 für die DKP auch 
zum Europaparlament kandidiert. 



Protest am 6. November vor der Grugahalle in Essen. 
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Foto oben: Die brennende Synagoge in Siegen. 

Foto oben rechts: Das zerstörte Geschäft eines jüdischen Besitzers nach dem 
9.11.1938 in Berlin. 

Bild rechts: Magdeburg. 



Bild oben: Häftlinge in Dachau bei der Zwangsarbeit. Nach den Pogromen 
kamen mehr als 11 000 in dieses KZ. 

Bilder unten: Auf der antifaschistischen Kundgebung in München am 9.11.2013. 
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Kein Vergeben - 
kein Vergessen! 

Zum Jahrestag der Novemberpogrome 


Am vergangenen Sonnabend wurde in 
vielen Städten auch an den 75. Jahres¬ 
tag der Reichspogromnacht erinnert. 
Wir veröffentlichen einen Artikel über 
eine antifaschistische Kundgebung in 
München, 

K ein Vergeben - kein Vergessen! 
An den historischen Naziterror 
erinnern - dem aktuellen entge¬ 
gentreten! Unter diesem Motto fand 
am Samstag, 9. November 2013 auf 
dem Münchner Marienplatz eine an¬ 
tifaschistische Kundgebung anlässlich 
des 75. Jahrestags der Novemberpo¬ 
grome und des 2. Jahrestags des Be¬ 
kanntwerdens des Nationalsozialisti¬ 
schen Untergrunds statt. Aufgerufen 
hatten das Bündnis gegen Naziterror 
und Rassismus. 

Sigi Benker, ehemaliger Fraktionsvor¬ 
sitzender der Grünen im Münchner 
Stadtrat sprach zu Beginn für die Ini¬ 
tiative „München ist bunt“ und schlug 
einen weiten historischen Bogen von 
der Ausrufung der der Deutschen Re¬ 
publik durch Scheidemann und der 
freien sozialistischen Republik durch 
Karl Liebknecht vor 95 Jahren. 

Er erinnerte an die Ausrufung des frei¬ 
en Volkstaates Bayern, des späteren 
Freistaates Bayern. Ein „unheilvolles 
Bündnis der Sozialdemokraten mit 
den alten militärischen Mächten“ habe 
diese Revolution niedergeschlagen. 
Allein in München wurden 600 Ar¬ 
beiter, die wirklich oder angeblich 
als Revolutionäre angesehen wurden 
von den Freikorps ermordet. Es war 
diese Niederschlagung der Revoluti¬ 
on, die den Grundstein legte für die 
„Ordnungszelle Bayern“ in der sich 
seither reaktionäre, demokratiefeind¬ 
liche, antisemitische und militaristi¬ 
sche Gruppen unter dem Schutz des 
Staates, der Polizei und der Münchner 
Gesellschaft entfalten konnten. 

Der Aufstieg des deutschen Faschis¬ 
mus, so Benker, sei ohne die reaktio¬ 
näre Brutstätte, die München damals 
darstellte, kaum vorstellbar. Es gebe 
keine Stadt in Deutschland, in der 
Faschismus so lange politisch wirken 
konnte wie in München. München war 
„das Laboratorium der NSDAP“. 

Am 8. November 1923 wollte die NS¬ 
DAP mit einem Putsch der von ihr ver¬ 
hassten Revolution eine nationale Re¬ 
volution entgegen setzen. 

Der Putsch scheiterte, Hitler flüchte¬ 
te wurde aber festgenommen und vor 
Gericht gestellt. 

Der Prozess gegen ihn: Eine Farce. Die 
Justiz hat versagt, die Richter huldig¬ 
ten der deutschnationalen Einstellung 
der Putschisten und erwiesen sich als 


Steigbügelhalter für das was kommen 
sollte. 

Am 9. November 1938 nahmen die Na¬ 
zis den 15. Jahrestag des Putschversu¬ 
ches zum Anlass, zu Pogromen gegen 
die jüdische Bevölkerung und ihre Ein¬ 
richtungen aufzurufen. 

In dieser Nacht und am nächsten Tag 
wurden in Deutschland 400 Juden er¬ 
mordet, 1 400 Synagogen zerstört und 
mehr als 30 000 Juden festgenommen. 


logie der faschistischen Morde, Bom¬ 
benanschläge und anderen Verbrechen 
der letzten Jahrzehnte. 

Der zweifelhafte „Erfolg“ der Terror¬ 
anschläge waren die Abschaffung des 
Asylrechts und die Ermutigung ande¬ 
rer zu weiterem Terror. 

Eine Rednerin des Bündnisses ge¬ 
gen Naziterror und Rassismus zog 
eine Zwischenbilanz nach 2 Jahren 
NSU-Prozess und fragte: Nach drei¬ 



Mehr als 11 000 kamen in den darauf 
folgenden Tagen in das KZ Dachau, 
mehr als 9 000 Juden nach Buchen¬ 
wald. 

Dies war der Auftakt für den größten 
systematischen Raub der Geschichte. 
Am Ende standen 6 Millionen ermor¬ 
dete Juden. 

Wir haben aus der Geschichte zu ler¬ 
nen, so Benker weiter. Der Faschismus 
wird stark, wenn die bürgerliche Mitte 
wegschaut, wenn die Justiz wegschaut, 
wenn die Stadtgesellschaft wegschaut 
und die Gesellschaft die Verfolgung 
von Antifaschisten duldet. 

Aus der Geschichte lernen heißt da zu 
sein, wenn Nazis je wieder einen Stiefel 
auf den Boden dieser Stadt setzen, so 
Benker am Schluss seiner Rede. 
Weiter schilderte ein Vertreter der 
NSU-Prozessbeobachter die Chrono- 


zehn Morden und Banküberfällen 
des NSU - wo bleiben die politischen 
Konsequenzen? Warum bleibt das da¬ 
hinterstehende Netzwerk weiter im 
Dunkeln? Was ist mit den Akten, die 
verschwanden, was ist mit den Kon¬ 
sequenzen aus dem offensichtlichen 
Staatsverschulden und den Helfershel¬ 
fern aus dem Verfassungsschutz. 

Die Geheimdienste seien eine Gefahr 
für die Demokratie und müssten auf¬ 
gelöst werden. 

Aus der Vergangenheit lernen heißt 
heute in München: Solidarität mit den 
hungerstreikenden Flüchtlingen, die 
sich gegen unmenschliche Behandlung 
zu Recht zur Wehr setzen. 

Der Kundgebung schloss sich ein An¬ 
tifaschistischer Stadtrundgang an, an 
dem viele Menschen teilnahmen. 

Walter Listl 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Aspekte einer kriminellen Außenpolitik 

Bewaffnete Interventionen der USA und des CIA seit dem 2. Weltkrieg 


„ Wenn ich den Armen Brot gebe, 
bin ich ein Heiliger : 
Wenn ich frage, warum die Armen 
kein Brot haben, 
bin ich ein Kommunist“ (Blum, S. 620). 

E in kleiner Verlag hat vor einigen Jahren ein 
großes Werk herausgegeben. William Blums 
„Zerstörung der Hoffnung“ hätte eigentlich 
kriminelle Geschichte der US-Außenpolitik hei¬ 
ßen müssen. Der Autor legt eine umfassende Un¬ 
tersuchung „des andauernden US-amerikanischen 
weltweiten demokratischen* und multiethnischen 
Holocaust vor“ heißt es auf der Buchrückseite. 
Unbegreiflich, dass angesichts der zahlreichen 
US-Kriege seit Ende des Warschauer Paktes sowie 
der CIA-Folterkammern in Bagram/Afghanistan, 
Abu Graib/Irak und Guantanamo/Kuba und der 
permanenten CIA-Drohneneinsätze in Pakistan, 
in Afghanistan und im Jemen dieses Buch in den 
hiesigen Medien totgeschwiegen wurde. William 
Blum behandelt auf 656 Seiten insgesamt fünf¬ 
undfünfzig Fallbeispiele und im Anhang 165 Mi¬ 
litärinterventionen der USA von 1798 bis 1945. 
Eine angemessene Rezension dieses Buches ist 
kaum möglich, außer, man druckt den ganzen Text 
vollständig ab. Angesichts der Aktualität des Wer¬ 
kes sind dem Buch Übersetzungen in alle Spra¬ 
chen der Welt zu wünschen. Es sollte sogar zur 
Pflichtlektüre der Bürger/Innen der Vereinigten 
Staaten werden, und auch derer, die die US-Aus- 
senpolitik entweder kritisch oder unkritisch be¬ 
gleiten. 

William Blum „bombardiert“ den Leser mit tau¬ 
send Fakten, so dass man sich nach dem Lesen 
erschlagen fühlt. Es gibt kaum ein überflüssiges 
Wort. Die Einleitung gibt einen guten Überblick 
über Inhalt und Intention des Werkes. Im Vorder¬ 
grund steht hier die US-Militärintervention mit 
etwa 13 000 Mann im Sommer 1918 in die Russi¬ 
sche Sozialistische Föderative Sowjetrepublik um 
den „bolschewistischen Staat schon ,bei der Ge¬ 
burt zu erwürgen 4 “ (S. 1). Winston Churchill war 
seinerzeit Kriegs- und Luftfahrtminister und gab 
später zu, dass die westlichen Alliierten „als Inva¬ 
soren auf russischer Erde“ standen (S. 2). Obwohl 
die Intervention ihr eigentliches Ziel verfehlte, so 
hatte sie dennoch solch ernsthafte Konsequenzen 
für die Sowjetunion, „welche bis zum heutigen Tag 
andauern“ ( S.. 2). Die politische Klasse der USA 
war in der Tat erfreut, dass die faschistische deut¬ 
sche Wehrmacht die Sowjetunion überfiel. „Wenn 
wir sehen, dass Deutschland am Gewinnen ist, 
müssen wir Russland helfen, und wenn Russland 
am Gewinnen ist, müssen wir Deutschland helfen, 
damit sie gegenseitig so viele Menschen wie mög¬ 
lich umbringen“, sagte der damalige US-Präsident 
Harry Truman (S. 5). 

„Clash of Civilisations“ von Samuel Huntington 
war die Neuauflage dessen, was der ehemalige US- 
Aussenminister John Foster Dulles schon am An¬ 
fang des Kalten Krieges sagte: „Wir kennen in der 
Welt nur zwei Arten von Menschen: Es gibt dieje¬ 
nigen, die Christen sind und die Marktwirtschaft 
unterstützen, und es gibt die anderen“ (Sl 7). Wie 
aktuell diese Aussage ist, belegen die laufenden 
westlichen Kriege gegen die islamischen Länder 
sowie die Verbrennung von Koranausgaben und 
Beleidigungen des Propheten Mohammed. 

Die von William Blum untersuchten Fälle bele¬ 
gen eindeutig, „dass es völlig irrelevant war, ob 
die einzelnen Interventionsziele - seien es Indivi¬ 
duen, politische Parteien, Bewegungen oder Re¬ 
gierungen - sich selbst kommunistisch 4 nannten 
oder nicht. Es spielte kaum eine Rolle, ob sie den 
dialektischen Materialismus studiert hatten oder 
niemals von Karl Marx gehört hatten, ob sie Athe¬ 
isten oder Priester waren, ob eine starke kommu¬ 
nistische Partei eine Rolle spielte, ob die Regierun¬ 
gen durch eine gewaltsame Revolution oder durch 
freie Wahlen zustande gekommen waren, alle wur¬ 
den zu Zielen, alle waren Kommunisten 4 44 (S. 8). 
Daran hat sich bis heute nichts geändert und es 

Wissenschaftliche Konferenz: 

„50 Jahre NÖSPL-Richtlinien: 
Erfahrungen, Probleme, Lehren“ 
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Veranstalter: Dr. Roland Wötzel, Dr. Lothar 
Poppe, Prof. Ekkehard Lieberam 
„DIE LINKE“ Leipzig und Marxistisches Fo¬ 
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wird sich in absehbarer Zeit daran auch nichts 
ändern. Jeder der aus der Reihe tanzt wird zum 
Schurken und damit für vogelfrei erklärt. Nur die 
Begründungen lauten heute etwas anders, nämlich 
Menschen- oder Frauenrechte. 

Die USA setzten am Ende des 2. Weltkrieges be¬ 
kanntlich Atombomben gegen Japan ein. Dies 
hinderte sie aber nicht daran, noch bevor die Tin¬ 
te auf dem Kapitulationsvertrag mit Japan ganz 
trocken war, Seite an Seite mit den japanischen 
Truppen, die noch auf chinesischem Boden stan¬ 
den, gegen die chinesischen Kommunisten Militär 
einzusetzen. Die USA unterstützten den separa¬ 


tistischen General Chiang Kai-shek und trugen 
zur Trennung Taiwans vom chinesischen Festland 
bei. Die Insel Taiwan ist bis heute noch als US- 
Stachel in Chinas Fleisch wirksam (S. 24). An¬ 
fang 1946 befanden sich immer noch etwa 100 000 
US-Soldaten auf der Seite Chiang Kai-sheks im 
Kampf gegen die Einheiten der kommunistischen 
Volksbefreiungsarmee. Von 1945 bis 1949 haben 
die USA etwa 2 Mrd. Dollar an Geldmitteln und 
Waffen an Chiang Kai-shek vergeben und 39 Di¬ 
visionen seiner Soldaten ausgebildet (S. 27). Spä¬ 
ter setzte die US-Armee U2-Spionage Flugzeuge 
vom pakistanischen Peschawar aus gegen die VR 
China ein. Es ist gar nicht so lange her, dass Henry 
Kissinger erneut einen Krieg gegen China in Er¬ 
wägung zog. „Was würden die Verbündeten tun, 
wenn wir mit einem Krieg gegen China anfangen 
würden? 44 fragte er in der Springer-Zeitung „Die 
Welt“. 

In Italien wollten die USA nach dem 2. Weltkrieg 
auf jeden Fall eine Koalitionsregierung zwischen 
Kommunisten und Sozialisten verhindern. Zu¬ 
nächst erhielten die „Parteien der Mitte“ vom CIA 
10 Millionen Dollar (S. 43). Später war sogar auch 
der Einsatz einer NATO-Sondereinheit Bestand¬ 
teil dieser Strategie, falls die Kommunisten an die 
Regierung kommen sollten. 

Griechenland, das als Wiege der Demokratie galt, 
wurde zum US-Vasallen degradiert. Die demokra¬ 
tischen Kräfte wurden durch US-hörige Obristen 
in Blut ertränkt (S. 47ff.). Folge dieses Verbre¬ 
chens ist das Elend, das die griechische Bevölke¬ 
rung heute am deutlichsten zu spüren bekommt. 


28. Januar - 4. Februar: Januar-Streiks in Deutsch¬ 
land - Bildung erster Arbeiterräte. 

1.-3. Februar: Aufstand der Matrosen von Cattaro 
Juni-September: Streiks im ganzen Deutschen 
Reich wegen schlechter Ernährungslage und wach¬ 
sender Kriegsmüdigkeit. 

15.-18. Juli: Scheitern der letzten deutschen Of¬ 
fensive an der Marne und in der Champagne, Ge¬ 
genoffensive der englisch-französischen Truppen 
durchbricht die deutsche Front. 

21. September: General Ludendorff ist gezwungen, 
angesichts der drohenden militärischen Niederla¬ 
ge die Aufnahme von Waffenstillstands- und Frie¬ 
densverhandlungen vorzuschlagen. 

3./4. Oktober: Prinz Max von Baden wird zum 
Reichskanzler ernannt-Einbeziehung der SPD-Po- 
litiker Scheidemann und Bauer in die Regierung - 
Note an USA-Präsident Wilson mit der Bitte um 
Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen. 

7. Oktober. Reichskonferenz der Spartakus-Grup¬ 
pe in Berlin unter Beteiligung der„Linksradikalen“ 
aus Bremen und Hamburg - Orientierung auf die 
Bildung von Arbeiter- und Soldatenräten und die 
Vorbereitung des bewaffneten Aufstands für eine 
Volksrevolution zur sofortigen Beendigung des 


Die Philippinen sind die älteste Kolonie der 
Vereinigten Staaten. Die US-Armee ist seit fast 
100 Jahren auf dem Territorium des Landes stati¬ 
oniert. Niemand fragt, was sie da zu suchen haben, 
und wie lange sie noch da zu bleiben gedenken 
(S.56ff). 

Gegen Korea haben die USA unter UN-Flagge 
einen Krieg geführt und damit die koreanische 
Halbinsel geteilt. Sie hatten sogar in Erwägung 
gezogen gegen Korea biologische Waffen einzu¬ 
setzen ( S. 78). Die Folge der US-Kolonialstrategie 
gegen Korea wird die internationale Politik noch 
lange belasten. Da auf dem südkoreanischen Bo¬ 


den immer noch Militäreinheiten der USA stati¬ 
oniert sind, besteht immer noch die akute Gefahr 
einer US-Aggression gegen Nordkorea. 

In Indonesien haben die USA im März 1967 den 
national gesinnten Präsidenten Sukarno gestürzt, 
wobei die größte kommunistische Partei außer¬ 
halb des Ostblocks zerschlagen und über eine hal¬ 
be Million Menschen ermordet wurden (S. 158ff.). 
Sukarno war Anfang der 1950er Jahre neben Ga¬ 
mal Abdul Nasser, Josip Broz Tito und Jawaharlal 
Nehru Initiator bei der Gründung der Organisation 
der Blockfreien Staaten. Für die USA jedoch war 
Neutralität unmoralisch, so der damalige US-Au¬ 
ßenminister John Förster Dulles. 

Die CIA hatten 1953 den Putsch gegen den pa¬ 
triotisch gesinnten iranischen Ministerpräsidenten 
Mohamad Mossadegh finanziert, damit das irani¬ 
sche Öl weiter billig an die US-Konzerne fließen 
konnte. Mossadegh hatte zuvor die in britischer 
Hand befindliche Anglo-Iranian Oil Company ver¬ 
staatlicht (S. 101 ff). 

Mittel- und Lateinamerika galt von jeher als Hin¬ 
terhof der USA. Daher konnten sie dort Schal¬ 
ten und Walten, wie es ihnen gerade passte. Der 
CIA-Umsturzversuch in der kubanischen Schwei¬ 
nebucht in den 1960er Jahren ist allgemein be¬ 
kannt (S. 308ff). Am 11. September 1973 wurde 
mit massiver Unterstützung der CIA die gewähl¬ 
te Regierung Salvador Allendes in Chile gestürzt, 
wobei die Pinochet-Sodateska ein Blutbad unter 
den demokratischen Kräften verursachte. Das 
chilenische Volk wurde von Henry Kissinger am 
27. Juni 1970 bei einer Sitzung des Nationalen Si- 


Krieges, Erkämpfung demokratischer Rechte, Ent¬ 
eignung des Bankkapitals und des Großgrundbe¬ 
sitzes, Abschaffung der monarchistischen Dynas¬ 
tien u.a. 

27. Oktober: Matrosenaufstand in der deutschen 
Flotte gegen Auslaufen zu einem Angriff auf die 
englische Flotte - Bildung von Matrosenräten; auf 
den Kriegsschiffen wird die rote Fahne gehisst 

28. Oktober: Generalstreik in Wien und allen öster¬ 
reichischen Industriezentren für sofortigen Frie¬ 
den-Auftakt zur bürgerlich-demokratische Revo¬ 
lution in Österreich und Ungarn (30.Z31.Okt.) 

3.-9. November: Revolution in Deutschland - Be¬ 
waffneter Aufstand der Matrosen in Kiel (3V4.11.)- 
Ausbreitung der revolutionären Erhebung auf ganz 
Deutschland - am 9.11. Generalstreik und Aufstand 
in Berlin - Abdankung von Kaiser Wilhelm II. - 
Scheidemann (SPD) proklamiert vom Balkon des 
Reichstags die Republik - Max v. Baden tritt zu¬ 
rück und ernennt den SPD-Vorsitzenden Friedrich 
Ebert zum Reichskanzler-Parallel dazu verkündet 
Karl Liebknecht vom Balkon des Berliner Schlosses 
die„freie sozialistische Republik“-Am Abend des 
9.11. erscheint in Berlin die erste Nummer der„Ro- 
ten Fahne“. 


cherheitsrates der „Unverantwortlichkeit“ bezich¬ 
tigt (S. 349), weil es das Linksbündnis Unidad Po¬ 
pulär gewählt hatte. 

Im Kongo wurde mit der Hilfe von CIA und des 
belgischen Geheimdienstes Präsident Patrice Lu- 
mumba ermordet und seine Leiche in Säure auf¬ 
gelöst. Für die westlichen Kolonialmächte galt er 
als „unberechenbare“ Person (S. 259). 

In Afghanistan hat die CIA 1978 die islamischen 
Fundamentalisten, dann Al-Qaeda und die Tale- 
ban erfunden. Sie galten damals alle als Freiheits¬ 
kämpfer gegen die linksorientierte Regierung in 
Kabul. Diese CIA-Kreaturen haben über 50 Pro¬ 
zent der afghanischen Infrastruktur zerstört. Sie 
haben das Trinkwasser in Mädchenschulen vergif¬ 
tet und Krankenhäuser in die Luft gesprengt. Der 
ehemalige CIA-Direktor Robert Gates schrieb 
in seinen Memoiren, dass die US-Geheimdiens- 
te mit der Unterstützung der afghanischen Isla¬ 
misten bereits sechs Monate vor der sowjetischen 
Intervention Ende 1979 begonnen hätten. Auch 
der Sicherheitsberater des US-Präsidenten Jim¬ 
my Carter, Zbigniew Brzezinski, bestätigte, dass 
dieser am 3. Juli 1979 die erste Direktive über die 
geheime Unterstützung der islamistischen Oppo¬ 
sition gegen die Regierung in Kabul unterzeich¬ 
net hatte. „Wir haben die Russen nicht gedrängt 
zu intervenieren, aber wir haben die Möglichkeit, 
dass sie es tun, wissentlich erhöht“, betonte er. Am 
27. Dezember 1979 folgte die sowjetische Interven¬ 
tion, und damit wurde der Afghanistan-Konflikt 
internationalisiert. Die Folge war ein unabsehba¬ 
rer Zerfallsprozess der staatlichen Strukturen, der 
immer noch andauert. 

Die von der CIA und ihren Verbündeten ausge¬ 
bildeten und mit jährlich über 65 tausend Tonnen 
Waffen versorgten Islamisten terrorisierten Poli¬ 
tiker und Parteiaktivisten, die an der Umsetzung 
der Reformen unmittelbar beteiligt waren. Be¬ 
vorzugt wurden Bildungseinrichtungen, vor al¬ 
lem Mädchenschulen zerstört, Lehrkräfte umge¬ 
bracht und das Trinkwasser der Schulen vergiftet. 
Bis Ende 1362 [1983/84] wurden 1 814 Schulen, 
das heißt die Hälfte aller Schulen in Afghanistan, 
und 130 Krankenhäuser zerstört. Der Gesamt¬ 
schaden belief sich auf 35 Milliarden Afghani. Das 
entsprach damals etwa 50 Prozent der gesamten 
Investitionen des Landes in den letzten 20 Jahren. 
Die CIA bildeten nicht Widerstandskämpfer, son¬ 
dern Mörderbanden aus. Eine gängige Methode 
der afghanischen Islamisten war, dass sie ihre Ge¬ 
fangenen „folterten, wobei sie ihnen zuerst ihre 
Nasen, Ohren und Genitalien abschnitten und 
sie dann langsam häuteten“ ( S. 572). Diese Leute 
wurden dann auf Veranlassung des US-Energie- 
konzerns UNOCAL durch die Taleban aus Kabul 
vertrieben. Als dann 2001 die Taleban in Ungnade 
fielen, brachten die USA wiederum ihre alten Ver¬ 
bündeten, nämlich die islamistischen Mörderban¬ 
den an die Regierung. Durch direkte Militärprä- 
senz wurde Afghanistan zu einem Protektorat der 
USA und zu einem unsinkbaren Flugzeugträger 
für die NATO. 

Leider fehlt dem Buch die sehr aufschlussreiche 
Literaturliste. Darüber hinaus bei einem so um¬ 
fangreichen Werk ein Namens- und Sachregister. 
Ab und zu gibt es kleine Sach- bzw. Druckfehler, 
die aber ignoriert werden können. Matin Baraki 

Blum, William: Zerstörung der Hoffnung, bewaffne¬ 
te Interventionen der USA und des CIA seit dem 2. 
Weltkrieg, Zambon Verlag, Frankfurt/Main, 2008, 
674 s. 


14. November: Ermordung des Kommandanten der 
Volksmarinedivision, P. Wieczorek. 

6.-9. Dezember: Putschversuch konterrevolutionä- 
rerTruppen in Berlin-Verhaftung des Vollzugsrats 
der Berliner Arbeiter- und Soldaten räte, Besetzung 
der„Roten Fahne“-bricht nach kurzerZeit am Wi¬ 
derstand revolutionärer Arbeiter zusammen. 
16.-21. Dezember: Erster Reichsrätekongress in Ber¬ 
lin. Der Kongress stimmt am 18.12. mit Mehrheit 
für den sozialdemokratischen Antrag, bis zur Wahl 
der Nationalversammlung dem „Rat der Volksbe¬ 
auftragten“ die gesetzgebende und vollziehende 
Gewalt zu übertragen und legt den Termin für die 
Wahl einer Nationalversammlung auf den 19. Ja¬ 
nuar 1919 fest. 

24725. Dezember: Angriff konterrevolutionärer 
Truppen auf die Volksmarinedivision in Schloß und 
Marstall in Berlin auf Befehl von Reichspräsident 
Ebert, nachdem sich die Matrosen geweigert hat¬ 
ten diese Plätze zu räumen und sich aufzulösen. 
Am 25.12. Protestkundgebung von 30 000 Demons¬ 
tranten gegen den Angriff auf die Matrosen - Be¬ 
setzung des „Vorwärts“-Gebäudes und Druck des 
„roten Vorwärts“. 

30. Dezember 1918-1. Januar 1919: Gründung der 
KPD im Festsaal des Preußischen Abgeordneten¬ 
hauses in Berlin mit Referaten von Karl Liebknecht, 
Rosa Luxemburg, Paul Levi u.a. 



Das Revolutionsjahr 1918 in Deutschland 

Daten im Überblick: 
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Alltag in der DDR und 
„Geschichtspolitik“ aus Bonn 

Mit einer geschenkten Dauerausstellung will Kohls „Haus der Geschichte“ 

die Berliner Kulturbrauerei erobern 


S echs Jahre lang wurde in Stif¬ 
tungsträgerschaft des Bundes al¬ 
les getan, um den lebendigsten 
Kulturstandort mit ostdeutscher Tra¬ 
dition offensiv zu veröden. Das konnte 
sich die „Kulturmieterin“ des geschlos¬ 
senen Museumsgebäudes in der Kul¬ 
turbrauerei am Prenzlauer Berg leis¬ 
ten, die nur 3 Euro netto kalt für den 
Quadratmeter zahlt. Die Bonner Stif¬ 
tung „Haus der Geschichte der Bun¬ 
desrepublik Deutschland“ hat in Berlin 
schon den rührenden „Tränenpalast“ 
in Mitte als Standbein. Ohne Eigen¬ 
beteiligung des Bundes wurde auch 
das bislang weitgehend unzugängliche 
Gebäude ihrer Prenzelberger Depen¬ 
dance an der Knaackstraße zweimal 
denkmalpflegerisch saniert, zudem 
ein Mietausgleich mit kommerzieller 
Quersubventionierung zu Lasten von 
Nachbarn herbeigeführt. 

Heute, am 15. November 2013, signali¬ 
siert die Stiftung mit einer Daueraus¬ 
stellung offenbar schlechten Gewissens 
ihre zweite Berliner Präsenz. Obwohl 
der Forschungsstand bis heute nicht 
ausreicht, wie Präsident Hans Walter 
Hütter der „Berliner Zeitung“ schon 
mal vorab gestand, setzen die Stif¬ 
tungsgremien und die als Kronzeugin 
geladene Schriftstellerin Monika Ma- 
ron beim vorgeblich gezeigten „Alltag 
in der DDR“ wohl auf einen „erneu¬ 
erten“ Besucherkreis. Wenn er nur den 
stillschweigend realisierten Gegensatz 
zu einer vorgegebenen Position in der 
Gedenkstättenkonzeption des Bundes 
schluckt. Darin ist nämlich eine zeitge¬ 
schichtliche Ausstellung zur „Produkt- 
und Alltagskultur der DDR“ vorgese¬ 
hen. Das erklärt sich daraus, dass die 
wertvollste und umfangreichste Samm¬ 
lung von ungefähr 160 000 industriell 
gestalteten Gebrauchsgegenständen 
aus der DDR und aus der vormaligen 
SBZ im Jahr 2005 an die Stiftung über¬ 
ging, zum besseren konservatorischen 
Schutz und zum Umzug in ein geeig¬ 
neteres Depot nach Spandau. Seitdem 


blieben allerdings die über insgesamt 
elf Jahre wechselnden Anschauungs¬ 
objekte weggeschlossen, mit denen 
eine kleine engagierte Gruppe um den 
Kunsthistoriker Hein Köster Interes¬ 
senten im damals schon sanierten Mu¬ 
seum zum Staunen gebracht hatte. 
Das erklärt sich auch aus der öffentli¬ 
chen Diskussion am 29. Oktober 2008, 
die die Stiftung im sonst ungenutzten 
Museum der Kulturbrauerei inszenier¬ 
te. Sie reduzierte und fokussierte allein 
auf Alltagskultur - Joachim Gauck, 
heute Präsident der Siegermacht, war 
der ausgewiesene Stichwortgeber. Wen 
wundert’s, dass der Arbeitstitel zum 
„Alltag in der SED-Diktatur“ mutier¬ 
te? Auch wenn er nun wieder zurück¬ 
geführt wurde: Die offiziell begleiten¬ 
den Äußerungen Hans Walter Hütters 
zeigen die Mittelachse an, um die sich 
beim Betrachter die „Aspekte der ost¬ 
deutschen Lebenswirklichkeit in der 
Arbeitswelt und im Privaten“ drehen 
sollen. Hütter im fernen Bonn weiß, 
wie es war, „das vielschichtige Span¬ 
nungsverhältnis zwischen dem all¬ 
täglichen Leben, das individuell sehr 
unterschiedlich war, und dem politi¬ 
schen System, das diesem Alltag durch 
ideologische Vorgaben, Kontrolle und 
Zwang einen engen Rahmen setzte“. 
Die Ausstellung zeige, „dass der All¬ 
tag in der DDR nicht losgelöst von den 
politischen Bedingungen betrachtet 
werden kann. Wahlmöglichkeiten und 
Entscheidungsspielräume stießen in 
der SED-Diktatur an enge Grenzen.“ 
Vor dem Hintergrund solch „ideolo¬ 
gischer Deutungshoheit über DDR- 
Geschichte“ (Berliner Zeitung) sorgt 
sich die vormals wohl allzu vertrau¬ 
ensselige Gesellschaft für Designge¬ 
schichte in einem Offenen Brief an die 
Stiftung nun zu Recht. Die wertvollen 
Designobjekte, Bücher und Fotos aus 
den überwiegenden 1950er bis 1990er 
Beständen des Amtes für industrielle 
Formgestaltung der DDR könnten im 
Geist des Kalten Krieges missbraucht 


werden, wo doch bekannt ist, dass die 
Gründung des Amts auf den Bauhaus- 
Architekten und Gestalter Mart Stam 
zurückgeht. Auf deutlichere Nachfra¬ 
gen der vermittelnden Journalistin 
Birgit Walter bei Hütter wird der rein 
illustrative Einbau von einem Viertel 
der Sammlung ins antikommunistische 
Konzept bestätigt und der Missbrauch- 
Vorwurf „scharf“ verneint, wie es heißt. 
„Über das Stapelgeschirr zum Beispiel 
lassen sich die Probleme in der Versor¬ 
gung und Gastronomie abbilden. Über 
den Rasierapparat Bebo Sher die Ab¬ 
surdität, dass Schwermaschinenkom¬ 
binate Konsumgüter herstellen muss¬ 
ten. Das ist der Alltag, die politisch- 
ideologische Mittelachse.“ Die erste 
seriöse Design-Ausstellung stellen die 
Stiftungsgremien auf 200 Quadratme¬ 
tern (!) für 2014 in Aussicht, also zehn 
Jahre nach der Eröffnung der letzten 
Ausstellung. 

Die Gegenüberstellung macht doch 
den letzten Klippschülern klar: Hier 
Aufstieg, dort Abstieg; hier Recht, 
dort Unrecht; hier Geist, dort Macht, 
Anpasser und Andersdenkende. Wird 
im Bonner „Haus der Geschichte“ die 
erste Mercedes-Kanzlerlimousine aus¬ 
gestellt, dann muss es im Berliner Ge¬ 
genstück eben ein „Trabant 601“ mit 
Dachzelt sein, er beweist die kleinen 
Fluchten des Alltags. Wie originell! 
Hier die Eisdiele, dort der kleine Zei¬ 
tungskiosk vom Bahnhof. Na, sogar 
die Gartenlaube vom Typ „B 34“ als 
Grundmuster aller in Reihe ausgerich¬ 
teten Rückzugsorte darf nicht fehlen. 
Es musste ja, wie das rot eingebunde¬ 
ne Brigadetagebuch mit Titelprägung 
„Alltag in der DDR“, wohl auch der 
„sozialen Kontrolle“ in der „Mangelge¬ 
sellschaft“ dienen, nicht bloß der Ge¬ 
meinsamkeit und dem Zusammenhalt. 

„Europas 21. Jahrhundert“ 

Während Kohls Stein gewordenes 
„Haus der Geschichte“ programma¬ 
tisch ab 1945 einsetzt und die bundes¬ 


deutsche Geschichte von ihrer faschis¬ 
tischen Vergangenheit trennt, ist der 
Partner dieser Stiftung, das Deutsche 
Historische Museum (DHM) Unter 
den Linden, für Inhalte der Zeit von 
1900 bis 1945 zuständig. Doch auch 
hier scheint die eigentliche Erblast 
weniger der deutsche Militarismus 
und Faschismus, vielmehr der real 
existierende Sozialismus zu sein. Wie 
erklärt sich sonst der Fellow-Auftrag 
der DHM-Stiftung an eine ausgewähl¬ 
te australische Filmwissenschaftlerin, 
im Vorgänger-Fundus die Konzepti¬ 
on, Realisierung und Rezeption von 
Sonder- und Gastausstellungen des 
von 1952 bis 1990 existierenden Muse¬ 
ums für die Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung zu durchleuchten. 
So todsicher es scheint, dass auch hier 
„Verbrechen“ verharmlost wurden, 
umso zwingender muß eine „unbelas¬ 
tete“ Sichtung aus her. 

Alle Revanche-Anstrengungen sind 
aufs nächste Jahr ausgerichtet. Anna 
Kaminsky, Geschäftsführerin der Bun¬ 
desstiftung zur Aufarbeitung der SED- 
Diktatur, spricht von 2014 als einem 
„Europäischen Jahr der Zeitgeschich¬ 
te“. Dann jährten sich der Beginn des 
Ersten Weltkrieges zum 100. Mal, der 
des Zweiten Weltkrieges zum 75. Mal, 
die „friedlichen Revolutionen“ zum 25. 
Mal und die EU-Osterweiterung zum 
zehnten Mal. Durch diese Bündelung 
(einer Geschichte von Militarismus, 
Krieg und Konterrevolution, HF) kön¬ 
ne die Verflochtenheit der verschiede¬ 
nen Nationalgeschichten verdeutlicht 
werden. Wenn dabei die führenden 
Nationalisten Osteuropas, die ihre 
Kollaborateure wieder ehren dürfen, 
von westlichen „Demokratien“ an die 
Hand genommen werden - wer weiß: 
Beginnt dann der Prozess einer ernst¬ 
haften kritischen Diskussion, oder soll 
sich Kohls nationale Idee in einem her¬ 
beigeredeten „Haus der Europäischen 
Geschichte“ in Brüssel manifestieren? 

Hilmar Franz 


Über die Kohle, die nicht nach oben fällt... 

„Liedstöckel“ legt eine neue CD mit Liedern der Bergarbeiter vor 



Die Gruppe Liedstöckel aus dem Saarland 


„Kohle“ heißt die neue CD der saar¬ 
ländischen Polit-Folk-Gruppe „Lied¬ 
stöckel“. Es ist ein gelungenes Konzep¬ 
talbum mit 16 Titeln zum Thema und 
einer breiten Auswahl an deutschen 
und internationalen Bergmannslie¬ 
dern. Die Lieder sind gut ausgewählt 
und musikalisch abwechslungsreich 
arrangiert. 

Es versteht sich von selbst, dass eini¬ 
ge Lieder ihren Ursprung im Saarland 
haben. Der saarländische Bergbau ent¬ 
wickelte seine tragende Rolle (wie in 
anderen Bergbaugebieten Deutsch¬ 
lands) in der Zeit der Industrialisie¬ 
rung ab 1850. 

Mit diesem Album wird (nach Bernd 
Köhlers aktueller Sammlung von Lie¬ 
dern aus Arbeitskämpfen ab den Sieb¬ 
zigern) ein weiterer Beitrag geleistet 
zum musikalischen Rückblick auf die 
Geschichte der Arbeiterbewegung. In 
diesem Fall auf die reiche und jahr¬ 
hundertealte Liedkultur des Kohle¬ 
bergbaus. Dabei geht es nicht etwa um 
eine nostalgische Betrachtung, sondern 
um das Bewahren von Kultur. Um Ar¬ 
beitskämpfe heute und in Zukunft er¬ 
folgreich zu gestalten, ist der Blick auf 
die lange Geschichte der Arbeiterbe¬ 
wegung notwendig: Auf ihre Lebens¬ 
kultur, ihre Literatur, ihre Musik. Dies 
sind die Wurzeln für Neues. 

Nicht zufällig geht es im ersten Song 
der CD um das Zechensterben (im 
Wirtschaftsjargon ökonomisch-sach¬ 
lich als „Kohlekrise“ verbrämt): „Tau¬ 
send Feuer“ ist ein Song, der unter die 
Haut geht. Er stammt von Reinhold 
Kämmerer, der 35 Jahre im Pütt gear¬ 
beitet hat in Gelsenkirchen, eben der 


„Stadt der tausend Feuer“. Nachdem 
seine berufliche Laufbahn zu Ende 
war, nannte er sich Rudi Cash und wur¬ 
de Liedermacher. 

Zwei Titel sind den Bergarbeiterfrau¬ 
en gewidmet: „La femme des mineurs“ 
aus Frankreich, ein Lied im Balladen¬ 
stil (mit Akkordeon begleitet), erzählt 
die Parabel einer Begegnung zwischen 
einem Grubenbesitzer und einer Berg¬ 
arbeiterfrau, bei der diese ihm die Höl¬ 
le voraussagt, wenn er nicht die Löhne 
der Bergarbeiter erhöht. Und als zwei¬ 
tes das traditionelle amerikanische Ge¬ 
werkschaftslied „Which side are you 
on“ kraftvoll und kämpferisch interpre¬ 
tiert mit Chorgesang. Der Song stammt 
aus der Feder von Florence Reece, die 


als Bergarbeiterfrau mithalf, den Streik 
in Kentucky 1932 zu organisieren. 

Das „Internationale Knappenlied“ 
steht als gelungenes Beispiel für das 
Geschick von Arbeiterdichtern, reak¬ 
tionäre Liedvorlagen für gewerkschaft¬ 
liche Ziele umzuschreiben. Nicht selten 
gaben Soldatenlieder solche Vorlagen 
(sie waren im Volk bekannt), wie auch 
hier. Historischer Hintergrund für das 
Lied ist der erste größere Bergarbeiter¬ 
streik im Saarland 1889. 

Um gehorsame Belegschaften zu ent¬ 
wickeln, stellten Grubendirektoren üb¬ 
rigens Verhaltensregeln auf und trugen 
Regelverstöße (auch außerhalb der 
Arbeitszeit) in Verhaltensbüchern ein. 
Davon erzählt anschaulich ein nettes 


satirisches Liedchen nach der Melodie 
„Maikäfer flieg“. 

Es gibt eine Reihe von tollen interna¬ 
tionalen Liedern. Neben einem aktuel¬ 
leren Song des Engländers Alan Taylor 
über die Berufskrankheit von Bergleu¬ 
ten (Staublunge), gibt es u.a. das süd¬ 
afrikanische Lied „Shosholosa“ „Spjat 
kurgany tjomnyje“ (aus dem Donbass, 
zu Zeiten der Sowjetunion), sowie das 
Chanson „Les Corons“ (aus dem Nor¬ 
den Frankreichs). 

Werner Lutz 

Die CD kostet 12,- Euro zuzüglich 2,- 
Euro Versandkosten. Bestellung bei Pe¬ 
ter Balnis, PBBalnis@aol.com, Friedrich- 
Engels-Straße 21,66113 Saarbrücken. 


Ein echter Picasso 
für 16,23 Euro 

Über den Umgang mit Kunst 
von der NS-Zeit bis heute 

Seit mehreren Tagen geistert der 
„Münchner Kunstfund“ durch die Pres¬ 
se: Cornelius Gurlitt (79) bunkerte in 
seiner Wohnung in Schwabing 1406 
Meisterwerke. Dieses Ausmaß ist selbst 
unter betuchten Privatsammlern recht 
ungewöhnlich und wirft Fragen zur Her¬ 
kunft der Bilder auf. 

Aufgeflogen war die Leidenschaft des 
Kunstliebhabers, weil das Zollamt we¬ 
gen Steuerhinterziehung gegen ihn er¬ 
mittelte und die Bilder zunächst einmal 
sicherte. Das Zollkriminalamt (ZKA) 
war aktiv geworden. Dabei war Gurlitt 
ganz simpel an die Bilder - darunter Pi¬ 
casso, Chagall, Nolde - gekommen. Er 
hatte sie von seinem Vater Hildebrand 
Gurlitt 1895-1956) geerbt. Bleibt die 
Frage: Von wem hatte Gurlitt der Älte¬ 
re die wertvollen Arbeiten? 

Da sind 315 Kunstwerke, die aus Muse¬ 
en stammen. 181 Bilder gehörten zuvor 
einem jüdischen Sammler aus Dresden. 
Der musste in der NS-Zeit aus Deutsch¬ 
land vor den Nazis fliehen und seine 
Bilder zuvor „zu einem Spottpreis“ ver¬ 
kaufen. Rund 200 weitere Werke, die bei 
den Nazis als „entartete Kunst“ bewertet 
wurden, bekam Vater Gurlitt 1940 von 
Joseph Goebbels. Er zahlte dafür alles 
zusammen 4 000 Schweizer Franken an 
den Minister, also etwa 20 Franken pro 
Bild. Da es auch in der Schweiz eine ge¬ 
wisse Inflation gibt, ist die Umrechnung 
etwas gewagt. Rein rechnerisch ging Pi- 
cassos „Bauernfamilie“ für 16,23 Euro 
über die Ladentheke ... Bei diesen Prei¬ 
sen war in der Nazizeit gut Kunst sam¬ 
meln. 

Hildebrand Gurlitt - eine schillernde Fi¬ 
gur in der Kunstszene. Er litt unter dem 
Faschismus und verdiente an ihm. Bei 
seinen Entlassungen aus dem Zwickauer 
Museum und 1933 als Leiter des Kunst¬ 
vereins in Hamburg gab es Argumenta¬ 
tionsketten zu seiner jüdischen Abstam¬ 
mung. Dennoch kam er mit den Nazis 
ins Geschäft. Er verkaufte für Goeb¬ 
bels „entartete Kunst“, Werke der Klas¬ 
sischen Moderne, aus deutschen Museen 
ins Ausland, andere Werke sammelte er 
für das „Führermuseum“ in Linz. Gurlitt 
kooperierte bis 1945 mit Kunsthändlern 
in Paris, Luzern, Rom, Basel und Oslo. 
Vor den sowjetischen Truppen floh er 
mit seinen Bildern 1945 aus Dresden in 
das Schloss Aschbach (1945: amerika¬ 
nische Besatzungszone/1946: Bayern). 
US-amerikanische Kunstschutzoffiziere 
(„Monuments Men“) untersuchten sei¬ 
ne Zusammenarbeit mit den Nazis und 
votierten für „Freispruch“. Nach 1945 
wurde seine Sammlung in US-amerika¬ 
nischen Städten gezeigt, ohne dass es zu 
einem Aufschrei ob der „Verstrickun¬ 
gen“ des Sammlers gekommen wäre. In 
Düsseldorf wurde er 1948 Leiter des in¬ 
ternational renommierten Kunstvereins. 
Es gibt dort sogar eine Hildebrand-Gur- 
litt-Straße - ironischerweise ganz in der 
Nähe einer Mauer, an der fünf Wider¬ 
standskämpfer erschossen wurden. 

Was Sohn Cornelius über Jahrzehnte 
schweigen ließ, wird die Kriminalisten 
und Kunsthistoriker wohl noch einige 
Zeit beschäftigen. Ebenso ist zu fra¬ 
gen, was die Staatsanwaltschaft und die 
Steuerbehörden schweigen ließ, denn 
die wussten seit mehr als einem Jahr, 
wo die Schätze sind. Sogar die amtie¬ 
rende Bundesregierung möchte wissen, 
was los ist. Der „Fall Gur litt“ ist zu ei¬ 
nem Untersuchungsfall der Justiz über 
die Arbeitsweise, das Selbstverständnis 
und das Geschichtsbewusstsein der bay¬ 
erischen Staatsanwaltschaft geworden. 

Uwe Koopmann 


Vor wenigen Wochen gratulierten wir 
unserem Autor Manfred Hocke auf 
dieser Seite zu seinem 80. Geburts¬ 
tag. Nun haben wir die Nachricht von 
seinem plötzlichen Tod erhalten. Wir 
trauern um „Archie“, den parteilosen 
Kommunisten, der uns ein kritischer, 
humorvoller Freund war 


Wir trauern auch um unseren frü¬ 
heren Redakteur Hubert Reichel, 
der am 5. November verstarb. 

Die Redaktion 































12 Freitag, 15. November 2013 _ Hintergrund _ unsere zeit m 

„Sachsensumpf“ 

Kriminelle und korruptive Netzwerke in Sachsen • Von Klaus Bartl 


D er Freistaat Sachsen geriert sich 
gern als ostdeutsches Muster¬ 
ländle, als quasi sächsisches 
Pendant zu Bayern und Baden-Würt¬ 
temberg in puncto wirtschaftlicher 
Leistungskraft, Solidität der Staatsfi¬ 
nanzen, innerer Stabilität und freiheit¬ 
lich-demokratischer Gesinnung. Auf 
gerade letztere berief man sich im Üb¬ 
rigen auch, als in Sachsen just nach der 
Wiedereinrichtung des Freistaates mit 
besonderer Rigorosität, ja Brachiali- 
tät der sprichwörtliche Austausch der 
Eliten vollzogen wurde. Stichwort nur 
jenes als „Schwarze Liste für Berufs¬ 
verbote“ bekannt gewordene Rund¬ 
schreiben des 1. sächsischen Minis¬ 
terpräsidenten Prof. Kurt Biedenkopf 
vom 3. Juli 1991, das dieser an alle maß¬ 
geblichen neuen Instanzen im Lande 
versandte und auf der insgesamt 56 
Berufs- und Funktionsgruppen auf¬ 
geführt waren - beginnend beim vor¬ 
maligen Mitglied des Politbüros und 
endend bei hauptamtlichen Gewerk¬ 
schafts-, Sport- und Kulturfunktionä¬ 
ren, Bezirks- und Kreisärzten sowie 
Schuldirektoren. Tausende und Aber¬ 
tausende Betroffene wurden forthin 
wegen qua Amt unterstellter besonde¬ 
rer DDR-System- bzw. Staatsnähe für 
die Weiter- oder Wiederverwendung 
des Öffentlichen Dienstes im Freistaat 
Sachsen als nicht geeignet erklärt. Le¬ 
gendäres Beispiel auch jenes Schreiben 
des damaligen sächsischen Staatsminis¬ 
ters für Wissenschaft und Kunst, Hans- 
Joachim Meyer, vom 9.11.1992 an die 
Magnifizenzen aller Hochschulen im 
Freistaat Sachsen, dem zwei Listen an¬ 
gehängt waren, die insgesamt 884 Pro¬ 
fessoren und sonstige Akademiker des 
Freistaates aufführten, die zu kündigen 
bzw. auf Lebenszeit nicht mehr einzu¬ 
stellen waren. 

Dies alles im Namen einer, so aus¬ 
drücklich apostrophiert, notwendigen 
„politischen Hygiene“. Er sollte sauber 
sein, der neue Frei- und Rechtsstaat 
Sachsen. Der absolute Rechtsstaat 
quasi! 

★ 

In dieses mit großer Selbstgefälligkeit 
propagierte Modellbild passte so gar 
nicht, als im Frühjahr 2007 unter dem 
dann schnell von den Medien gepräg¬ 
tem Stichwort „Sachsensumpf“ Vor¬ 
würfe bekannt wurden, denen zufolge 
hochrangige Vertreter der sächsischen 
Politik, aus Wirtschaft, Polizei, Jus¬ 
tiz und Verwaltung, in schwerstkrimi- 
nelle Handlungen im Rotlichtmilieu, 
der Kinderprostitution, im grenzüber¬ 
schreitenden Menschenhandel, in du¬ 
biose Immobiliengeschäfte, ja selbst 
in Mordanschläge bzw. deren Vertu¬ 
schung verwickelt gewesen sein sollen. 
Raus kamen mit der Geschichte An¬ 
fang Mai 2007 zuerst das Magazin 
„Spiegel“ und die „Leipziger Volks¬ 
zeitung“. 

Nachdem kurz darauf, am 12. Mai 
2007; auf dem Blog des bundesweit be¬ 
kannten und ausgewiesenen Publizis¬ 
ten und Enthüllungsjournalisten Jür¬ 
gen Roth aus Frankfurt am Main ein 
offensichtlich vom Sächsischen Lan¬ 
desamt für Verfassungsschutz selbst 
stammendes Dossier unter der Be¬ 
zeichnung „Abseits III“ bzw. „Abseits 
Leipzig“ erschien, das quasi „amtlich“ 
den Verdacht der Verbandelung selbst 
von Polizeibediensteten, Richtern und 
Staatsanwälten mit Strukturen der Or¬ 
ganisierten Kriminalität bis hin zu in 
Sachsen agierenden Ablegern der ita¬ 
lienischen und osteuropäischen Mafia 
belegte, brach ein schon bundesweit 
verbreiteter Medienhype los bzw. über 
die Sächsische Obrigkeit herein. 
Selbige gelobte, beginnend beim da¬ 
maligen Ministerpräsidenten Georg 
Milbradt, in einem Wechselbad von 
Verunsicherung und Erklärungsnot 
zunächst maximalen Aufklärungswil¬ 
len. Man sah sich in der Bredouille, 
weil eben im Raum stand, dass es der 
Sächsische Verfassungsschutz gewe¬ 
sen ist, der auf ca. 15 000 Seiten diese 
ungeheuerlichen Verdachtsfälle doku¬ 
mentierte. 


★ 

Diese Vorgeschichte, diesen Zusam¬ 
menhang muss ich zum Verständnis al¬ 
les Weiteren kurz beleuchten. 

Die in der 3. Wahlperiode noch allein 
regierende CDU kam 2002 auf die 
Idee, im Kontext mit dem generellen 
Heißlaufen des Überwachungsstaates 
nach 9/11 dem Landesamt für Verfas¬ 
sungsschutz Sachsen eine neue Aufga¬ 


be zuzuordnen, nämlich die Beobach¬ 
tung der Organisierten Kriminalität. 
Gegen das entsprechende Gesetz reich¬ 
ten wir, die damals 30-köpfige PDS- 
Fraktion; eine Normenkontrollklage 
ein. Dies, weil es unsere Überzeugung 
und Auffassung war, dass die Aufklä¬ 
rung, Verfolgung und Prävention von 
Organisierter Kriminalität allgemein 
nicht Sache von Geheimdiensten, son¬ 
dern der Polizei ist und das Gesetz des¬ 
halb gegen das in der Sächsischen Ver¬ 
fassung verankerte Trennungsverbot 
verstößt. 

Der Sächsische Verfassungsgerichts¬ 
hof gab uns übrigens in einem im Juli 

2005 ergangenem Urteil weitestgehend 
Recht. Dem Landesamt sollte ferner¬ 
hin nur noch gestattet sein - und dage¬ 
gen hatten wir gar nichts - die Organi¬ 
sierte Kriminalität dann zu beobach¬ 
ten, wenn deren Wirken vermeintlich 
die so genannte freiheitlich-demokra¬ 
tische Grundordnung gefährdet. 

Der damalige Innenminister des Frei¬ 
staates Sachsen, Thomas de Maiziere, 
heute in anderem Zusammenhang als 
Bundes Verteidigungsminister ins Gere¬ 
de gekommen, legte die Hände an die 
Hosennaht. Er versprach, die Tätigkeit 
des betreffenden, 2003 eingerichteten 
Referates 33/34 des Landesamtes für 
Verfassungsschutz genau in diesem 
Sinne anzulegen bzw. zu beschränken. 
Damit war die Sache im Grundsätzli¬ 
chen für uns befriedet. 

Wir waren ausgesprochen überrascht, 
als dann plötzlich im späten Frühjahr 

2006 holterdipolter ein Gesetzentwurf 
der inzwischen seit der Landtagswahl 
2005 gemeinsam regierenden CDU 
und SPD auftauchte, der dem Landes¬ 
verfassungsschutzamt generell die Be¬ 
obachtung der Organisierten Krimi¬ 
nalität wieder entzog. Mit der Konse¬ 
quenz, dass dieses Referat, dem, wie wir 
heute wissen, zuletzt 12 Beamte, eine 
Referatsleiterin und ein zur Hälfte sei¬ 
nes Geschäftsbereichs zuständiger Ab¬ 
teilungsleiter angehörten, mit Wirkung 
zum 30. Mai 2006 aufgelöst wurde. 

Ob und was bis dahin von diesen ge¬ 
heim agierenden Verfassungsschützern 
in puncto OK-Beobachtung herausge¬ 
bracht wurde, war nicht einmal der Par¬ 
lamentarischen Kontrollkommission 
bekannt geworden. 


Im Herbst 2006 monierte dann der 
Sächsische Datenschutzbeauftragte 
in einer so genannten Beanstandung, 
dass das Landesamt ohne nunmehr ge¬ 
setzliche Grundlage die Daten weiter 
verwahre bzw. nicht sachgerecht an zu¬ 
ständige Institutionen abgegeben habe. 
Erst jetzt wurde die Parlamentarische 
Kontrollkommission des Landtages 
aufmerksam und ganz langsam sicker¬ 


te durch, dass die Verfassungsschützer 
offensichtlich nicht faul und zudem im 
Herangehen an die Beobachtung der 
OK-Strukturen in diesem Falle auch 
mitnichten zurückhaltend oder obrig¬ 
keitshörig waren. 


Nachdem die Medien quasi in Vor¬ 
leistung die besagten Erkenntnis¬ 
se des Sächsischen Landesamtes für 
Verfassungsschutz über Korruption 
und kriminelle Beziehungsgeflechte 
im Bereich der Justiz, der Polizei, der 
Wirtschaft, Verwaltung und Kommu¬ 
nalpolitik des Freistaates ans Licht der 
Öffentlichkeit gebracht hatten, fasste 
sich nun, wesentlich gedrängt von un¬ 


seren beiden Mitgliedern, die fünfköp¬ 
fige Parlamentarische Kontrollkommis¬ 
sion des Landtages ein Herz und emp¬ 
fahl am 15. Mai 2007 dem Sächsischen 
Staatsminister des Innern, die Akten¬ 
bestände des Landesamtes für Ver¬ 


fassungsschutz zu vier Fallkomplexen 
unter der Bezeichnung: „Italienische 
OK“ bzw. „Mafia“, „Osteuropäische 
OK“, „Abseits II“ bzw. „Abseits Vogt¬ 
land“ sowie „Abseits III“ bzw. „Abseits 
Leipzig“ an die Staatsanwaltschaft zu 
übergeben. 

Die Dresdner Staatsanwaltschaft bzw. 
eine eigens zur Thematik „Sachsen¬ 
sumpf“ bei dieser gebildete Ermitt¬ 
lungseinheit leitete dann tatsächlich 
auch erste Ermittlungsverfahren ge¬ 
gen im Verdacht der Verwicklung in 
schwerstkriminelle Handlungen und 
Strukturen stehende Funktionsträger, 
darunter auch Richter und Staatsan¬ 
wälte, ein. 

In der gleichen Situation öffentlichen 
Drucks hielt dann im Juni 2003 der 
sächsische Innenminister Albrecht But- 
tolo vor dem Landtag eine Rede, in der 
er nahezu wörtlich davon sprach, dass 
wir nun „zusammenrücken müssten“, 
da „dieses Netzwerk aus mafiosen und 
korruptiven Strukturen Zurückschla¬ 
gen“ werde. Viel Genaueres freilich 
ließ er nicht verlauten. Das wollte nun 
aber die Opposition im 4. Sächsischen 
Landtag wissen. In dessen 83. Sitzung 
am 4.7.2007 brachten insgesamt 44 Ab¬ 
geordnete der Linksfraktion.PDS, der 
Fraktion von FDP und Bündnis 90/ 
Grüne einen Dringlichen Antrag zur 
Einsetzung eines entsprechenden Un¬ 
tersuchungsausschusses ein. 

Von dieser Sitzung an begannen dann 
die Spielchen der Regierungskoali¬ 
tion, die offensichtlich schon das Zu¬ 
standekommen dieses Untersuchungs¬ 
ausschusses verhindern wollte. Unter 
Berufung auf Minderheitenrechte und 
mit dem dankenswerten heftigen Rü¬ 
ckenwind der Medien setzten sich die 
beantragenden Oppositionsfraktionen 
durch. In der 86. Sitzung am 19. Juli 
2007 wurde dann ein Untersuchungs¬ 
ausschuss mit der Kurzbezeichnung 
„Kriminelle und korruptive Netzwer¬ 
ke in Sachsen“ eingesetzt. Ich wurde, 
da unsere Fraktion den Vorsitz zu be¬ 
anspruchen hatte, zu dessen Vorsitzen¬ 
den gewählt. 

Was dann passierte, war ein Lehrstück 
parlamentarischer Demokratie in den 
Farben Sachsens. Die Staatsregierung 
zog sich flugs und total auf den Stand¬ 
punkt zurück, der Einsetzungsbe¬ 
schluss des Landtages sei verfassungs¬ 
widrig. 13 Monate lang gab sie kein 
Blatt Papier heraus, erteilte nicht einem 
einzigen Beamten oder Angestellten 
im Öffentlichen Dienst des Freistaates 
Sachsen, den der Ausschuss als Zeuge 
benötigte eine Aussagegenehmigung. 
Erst, nachdem der „Sachsensumpf- 
Untersuchungsausschuss“ beim Säch¬ 
sischen Verfassungsgerichtshof Klage 
erhoben hatte und dieser qua Urteil 
Ende August 2008 der Staatsregierung 
gravierenden Verfassungsbruch be¬ 
scheinigte, trudelten im Herbst 2008 - 
neun Monate vor Ende der damaligen 
Legislaturperiode, die nach dem so ge¬ 
nannten Diskontinuitätsprinzip auch 
das Ende der Tätigkeit des Untersu¬ 
chungsausschusses bedeutete - die ers¬ 
ten Papiere ein. 

Von den über 80 seinerzeit benannten 
Zeugen konnten trotz damals bis in 
die Nachtstunden reichender Sonder¬ 
sitzungen, die teils mit martialischen 
Geheimhaltungsritualen verbunden 
waren, nur 30 Zeugen vernommen und 
nur ein Bruchteil der beigezogenen 788 
Aktenordner aufgearbeitet werden. 
Mit der Begründung, nur ein Drittel 
des Einsetzungsauftrages sei über¬ 
haupt abgearbeitet, bekundeten Ende 
Juni 2009 in der letzten Sitzung des da¬ 
maligen 4. Sächsischen Landtages fünf 
der im Sachsensumpf-Untersuchungs¬ 
ausschuss vertretenen sechs Fraktionen 
die Auffassung, dass die Frage nach der 
Existenz derartiger krimineller Netz¬ 
werke noch nicht beantwortbar ist und 
empfahlen dem Landtag der 5. Wahl¬ 
periode einen neuen Untersuchungs¬ 
ausschuss einzusetzen, der die Arbeit 
der Beweisaufnahme fortsetzen solle. 
Dies geschah dann durch den 5. Säch¬ 
sischen Landtag nach einigen hier aus 
Zeitgründen nicht näher ausführbaren 
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Querelen auf Antrag der Fraktion „Die 
Linke“, SPD und Bündnis 90/Grüne 
Ende Juni 2010. 

Inzwischen hat dieser 2. UA der 5. 
Wahlperiode, zu dessen Vorsitzenden 
ich wiederum durch den Landtag ge¬ 
wählt worden bin, in 34 Sitzungen 33 
Zeugen vernommen. Die Wortproto¬ 
kolle der Anhörungen umfassen inzwi¬ 
schen über 2 300 Seiten. 

★ 

Das Zwischenfazit, das man aus heu¬ 
tiger Sicht ziehen kann, fasse ich wie 
folgt zusammen: 

1. Alle ehemaligen Mitarbeiter des Re¬ 
ferats Organisierte Kriminalität, die 
inzwischen durch den UA als Zeugen 
gehört wurden, ebenso dessen Leiterin 
sowie der zuständige Abteilungsleiter 
und der seinerzeitige, im Frühsommer 
2007 quasi als Bauernopfer abgelöste 
Präsident des Landesamtes für Ver¬ 
fassungsschutz, bis Anfang der 2000er 
Jahre im Übrigen Polizeipräsident von 
Dresden, bekundeten vor dem Aus¬ 
schuss, dass sie noch heute überzeugt 
sind, im Zuge ihrer OK-Beobachtung 
zwischen 2003 und 2006 zu Teilen 
durchaus substanzielle Erkenntnisse 
zur Problematik kriminelle und kor- 
ruptive Netzwerke unter Beteiligung 
von herausgehobenen Vertretern aus 
Politik, Wirtschaft, Polizei und Justiz 
gesammelt zu haben. Allerdings sei 
man mit der Verdichtung, der näheren 
Aufklärung dieser Verdachtsanhalte 
deshalb nicht fertig geworden, weil die 
Arbeit des Referats im Mai 2006 für 
dessen Mitarbeiter völlig unverständ¬ 
lich plötzlich abgestoppt worden sei. 

2. Die Sächsische Staatsregierung hat, 
wie nach meiner Überzeugung der 
Ausschuss, wenn man ihn lässt und 
nicht qua Abstimmungsmehrheit da¬ 
ran hindert, bis Ende seiner Tätigkeit 
im Frühsommer nächsten Jahres wegen 
des Auslaufens der Landtagswahlperi¬ 
ode beweisen wird, mit assistierender 
Unterstützung eines Teils der Staats¬ 
anwaltschaft Dresden, dem Arbeitsbe¬ 
reich „Sachsensumpfermittelungen“, ab 
Ende Juni 2007, just ab dem Moment, in 
dem die demokratischen Oppositions¬ 
fraktionen die rückhaltlose Aufklärung 
der im Raum stehendem Vorwürfe qua 
Untersuchungsausschuss einforderten, 
ein Krisenszenario entwickelt und ini¬ 
tiiert, das ebenso ausgeklügelt wie in¬ 
fam war. 

Von herausgehobenen Vertretern und 
Beauftragten der Staatsregierung, 
etwa dem neu eingesetzten Präsiden¬ 
ten des Landesamtes für Verfassungs¬ 
schutz, Boos, der inzwischen im Zuge 
der bisherigen Aufklärung des Ver¬ 
sagens des sächsischen Verfassungs¬ 
schutzes im Komplex „Nationalsozi¬ 
alistischer Untergrund“ seinen Hut 
nehmen musste, vom damaligen Lei¬ 
tenden Oberstaatsanwalt der ermit¬ 
telnden Dresdner Staatsanwaltschaft, 
wie von der Regierung eingesetzten 
angeblichen Unabhängigen Kommis¬ 
sionen wurde quasi unisono erklärt: 
Der Sachsensumpf existiert nicht! Al¬ 
les, was die Verfassungsschützer auf¬ 
geschrieben hätten, sei „heiße Luft“, 


„alte Teebeutel mit neu aufgegosse¬ 
nem Inhalt“. 

Seine Ursache habe dies in einer Über- 
ambitioniertheit, Übereifrigkeit vor al¬ 
lem der Leiterin des Referats Organi¬ 
sierte Kriminalität im Landesamt für 
Verfassungsschutz, von der man plötz¬ 
lich entdeckte, dass sie noch in den 
letzten Jahren der Existenz der DDR 


Staatsanwältin geworden war. Selbige 
Staatsanwältin war in den 90er Jahren 
eine in Sachsen hochdotierte Ermitt¬ 
lungsführerin und Anklägerin in den 
sogenannten Dresdner Kinderschän¬ 
derprozessen, bis sie ein erstes Mal un¬ 
ter schweres Feuer geriet, weil sie sich 
wagte, ihre Ermittlungen auch auf ei¬ 
nen Minister der damaligen CDU-Re- 
gierung auszudehnen, von welchem sie 
nach ihrer Überzeugung hinreichen¬ 
de Verdachtsanhalte der Verwicklung 
in das Umfeld der Dresdner Kinder¬ 
schänder hatte. 

Sie schied damals von sich aus aus 
der Justiz aus und war danach Leite¬ 
rin einer Kriminalpolizeiinspektion 
in einem Landkreis, wo sie wieder¬ 
um mit hervorragenden Aufklärungs¬ 
erfolgen in verschiedenen Verfahren 
der Schwerstkriminalität glänzte. Die- 
serhalb wurde sie vom damaligen Prä¬ 
sidenten des Landesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz, eben jenem, der als Bau¬ 
ernopfer im Sommer 2007 als Erster 
seinen Hut nehmen musste, mit der 
Aufgabe der Konstituierung und des 
Aufbaus des Referats Organisierte 
Kriminalität betraut. 

Anfang Juli 2007 wurde gegen die¬ 
se Referatsleiterin, die noch wenige 
Tage vorher durch den Innenminister 
selbst belobigt und prämiert worden 
war, ein Disziplinarverfahren eingelei¬ 
tet und ein sofort vollziehbares Ver¬ 
bot des Führens der Dienstgeschäfte 
auferlegt. Gleichzeitig wurde sie mit 
mehreren Ermittlungsverfahren über¬ 
zogen. Allein vier kamen im Frühjahr 
2009 hinzu wegen angeblich uneidli¬ 
cher Falschaussage, falscher Verdäch¬ 
tigung oder Verleumdung u.Ä., einge¬ 
leitet durch die Generalstaatsanwalt¬ 
schaft Sachsen, nachdem sie im Januar 
und Februar 2009 ein erstes Mal vor 
dem Landtagsuntersuchungsausschuss 
aussagte. 

In gleicher Weise wurde ein Leipziger 
Kriminalhauptkommissar, viele Jah¬ 
re Leiter des zuständigen Dezernats 
für die Aufklärung der organisierten 


Kriminalität, später Leiter der Mord¬ 
untersuchungskommission der Poli¬ 
zeidirektion Leipzig, der, längst als 
unzutreffend widerlegt, ihr Hauptin¬ 
formant gewesen sein soll, mit Beur¬ 
laubung und Strafverfahrenseinlei¬ 
tung überzogen. Gemeinsam mit der 
ehemaligen Referatsleiterin ist er in 
einer am 10.11.2010 durch die Gene¬ 


ralstaatsanwaltschaft erhobene An¬ 
klage des Verbrechens der Verfolgung 
Unschuldiger angeschuldigt. Diese An¬ 
klage hängt nun knapp drei Jahre beim 
Landgericht Dresden, ohne, dass auch 


nur das Hauptverfahren eröffnet ist. 
Warum wohl nicht? 

In Verfolg dieses Krisenszenarios sind 
ebenso sich als Zeugen zur Verfügung 
stellende, von ekelhafter Zwangspro¬ 
stitution betroffene Frauen, die - da¬ 
mals im 14., 15. Lebensjahr in einem 
Leipziger Kinderbordell namens „Jas¬ 
min“ missbraucht - aussagten, dass sie 
später Richter und Staatsanwälte als 
Kunden wiedererkannt haben wollen, 
mit Strafverfahren überzogen worden. 
Auch dieses dauert derzeit, anhängig 
beim Amtsgericht Dresden, noch an. 
Über 20 eingeleitete Ermittlungsver¬ 
fahren auch gegen Journalisten, die 
über „Sachsensumpf-Sachverhalte“ 
berichteten. Ein Musterprozess lief ge¬ 
gen die beiden freien Journalisten Tho¬ 
mas Datt und Arndt Ginzel, die für den 
„Spiegel“ und den MDR recherchiert 
hatten. Beide sind inzwischen rechts¬ 
kräftig frei gesprochen. 

Noch anhängig ist des Weiteren ein 
Strafverfahren wegen Verdachts des 
Geheimnisverrats gegen einen weite¬ 
ren Beamten des früheren OK-Refe- 
rates, gegen den sogar ein Haftbefehl 
erlassen wurde, dessen Vollstreckung 
lediglich zur Aussetzung kam. 

Als zuletzt gehörte Zeugen berichteten 
zwei weitere Verfassungsschutzbeamte 
des gleichen OK-Referates über unvor¬ 


stellbare Repressalien, die sie hinneh¬ 
men mussten, weil sie sich gegenüber 
dem vom Innenminister neu eingesetz¬ 
ten Präsidenten des Landesamtes für 
Verfassungsschutz weigerten, von ih¬ 
nen geführte, hochgefährdete Quellen 
preiszugeben. Versetzung zum Strei¬ 
fendienst bei der Polizei war noch das 
geringere Übel. Gesundheitliche Schä¬ 
den, die betroffene Mitarbeiter erlitten, 
gingen soweit, dass die frühzeitigen 
Versetzung in den Ruhestand erfolgen 
musste. 

Der Ehrgeiz der den Untersuchungs¬ 
ausschuss einsetzenden Minderheit, 
auch mein ganz persönlicher, ist es, bis 
zum Ende der Legislatur nachzuwei¬ 
sen, dass diese Verfolgungsorgie Sys¬ 
tem hatte, dass man die, die berechtigt 
oder unberechtigt der Frage nachgehen 
wollten, ob in Sachsen derartige krimi¬ 
nelle und korruptive Netzwerke exis¬ 
tierten, nach allen Regeln der Kunst 
mundtot machen wollte. Was nicht sein 
durfte, sollte nicht sein. Insoweit zu¬ 
mindest existiert ein „Sachsensumpf“. 

Redebeitrag zur Protestveranstaltung 
des Ostdeutschen Kuratoriums der 
Verbände (OKV e.V.) am 3. Oktober 
2013 in Berlin. 

Klaus Bartl, Partei „Die Linke“, ist Mit¬ 
glied des Landtages in Sachsen. 


Keineswegs aufgeklärt 

Trotz parlamentarischer Untersuchungsausschüsse: 
„Sachsensumpf“ wirft noch immer Vielzahl von Fragen auf 


B is heute sind die Vorgänge, die 
gemeinhin in der bundesdeut¬ 
schen Öffentlichkeit als „Sach¬ 
sensumpf“ bezeichnet werden, nicht 
aufgeklärt. Der gesamte Komplex 
um die auf insgesamt 15 600 Sei¬ 
ten Aktenmaterial dokumentierten 
Erkenntnisse des sächsischen Lan¬ 
desamtes für Verfassungsschutz, die 
die Verstrickungen hochrangiger 
Bediensteter aus Polizei, Justiz und 
Politik in ein kriminelles Netzwerk 
belegen sollen, welches sich im Frei¬ 
staat der Korruption, Beteiligung 
an dubiosen Immobiliengeschäften, 
Mordanschlägen und Kinderprosti¬ 
tution schuldig gemacht haben soll, 
wirft noch heute mehr Fragen auf als 
Antworten bereitstehen. 

Es lag in der politischen Verantwor¬ 
tung des damaligen sächsischen In¬ 
nenministers und heutigen Bundes¬ 
verteidigungsministers Thomas de 
Maiziere, dass - trotz eines vorliegen¬ 
den Prüfberichtes aus August 2005 - 
der Beobachtung der Organisierten 
Kriminalität in Sachsen durch den 
dortigen Landesverfassungsschutz, 
keinerlei strafrechtliche Ermittlun¬ 
gen folgten und auch das Landes¬ 
parlament nicht darüber informiert 
worden war, dass der Verfassungs¬ 
schutz offenbar bereits im zweiten 
Quartal 2005 Kenntnis vom sexuel¬ 


len Missbrauch hatte, der durch da¬ 
malige Leipziger Staatsanwälte und 
Richter begangen sein worden soll. 
Während die etablierte Politik mitt¬ 
lerweile gebetsmühlenartig wieder¬ 
holt, dass kein „Sachsensumpf“ exis¬ 
tiere, spricht vieles für ein Kartell 
von hochrangigen Kriminellen, die 
in Folge der Annexion der DDR im 
Osten aktiv waren. Erstaunlich ist zu¬ 
dem die Massivität, mit der die säch¬ 
sische Justiz in den letzten Jahren 
mehrfach gegen Zeugen, Journalis¬ 
ten und Aufklärer vorging. So wur¬ 
den von Zwangsprostitution betrof¬ 
fene Frauen, die im Jugendalter in 
einem Leipziger Kinderbordell na¬ 
mens „Jasmin“ missbraucht worden 
waren und aussagten, dass sie später 
Staatsanwälte und Richter als Kun¬ 
den wiedererkannt haben wollten, 
genauso mit Strafverfahren über¬ 
zogen, wie die kritischen Journalis¬ 
ten Thomas Datt und Arndt Ginzel. 
Wo es der sächsischen Politik und 
Justiz nicht gelang, engagierte Kriti¬ 
ker der „sächsischen Zustände“ wie 
etwa den SPD-Landtagsabgeordne¬ 
ten Karl Nolle mundtot zu machen, 
wurden diese mit öffentlichen Dif¬ 
famierungskampagnen und höchst 
fragwürdigen Strafverfahren über¬ 
zogen. Im Fall Nolles ging das bis 
zur Zerstörung seiner Gesundheit 


und seiner wirtschaftlichen Grund¬ 
lagen. Bei den renommierten säch¬ 
sischen Linksparteiabgeordneten 
Klaus Bartl und Volker Külow wur¬ 
de vergeblich versucht, diese mittels 
medialer Schmutzkampagnen zum 
Schweigen zu bringen. 

Um doch noch ein wenig mehr Licht 
ins Dunkel des „Sachsensumpfes“ 
bringen zu können, forderte die 
sächsische Linksfraktion kürzlich, 
dass sich der Untersuchungsaus¬ 
schuss „bis zum Ende der Legislatur 
vor allem auf die Vernehmung von 
Staatsanwälten und anderen Justiz¬ 
angehörigen sowie herausgehobener 
Vertreter der Staatsregierung und 
ihrer Ministerien konzentriert“, die 
„mit der ,Umkehrung 4 der Verfol¬ 
gung in Sachen Sachsensumpfaffäre 
zu tun hatten“. Es wird jedoch noch 
ein gutes Stück Arbeit geleistet wer¬ 
den müssen, um zumindest noch ei¬ 
nige weitere Details des unglaublich 
anmutenden Skandals ins Licht der 
Öffentlichkeit zu zerren. 

Markus Bernhardt 

Lesetipp zum Thema „Sachsensumpf“: 
Jürgen Roth:„Spinnennetz der Macht - 
Wie die politische und wirtschaftliche 
Elite unser Land zerstört“. Econ Ver¬ 
lag, Düsseldorf/Berlin 2013, 336 Sei¬ 
ten, 19,99 Euro 



... das Amtsgericht in Dresden 


Teurer Ruhestand 

DKP hat erhebliche Zweifel an der Dienstunfähigkeit des Ex-Arge-Chefs 


Mit einer Bürgeranregung fordert der 
DKP-Kreisvorsitzende und ehemali¬ 
ges Mitglied des Recklinghäuser Rates 
Werner Sarbok die Reaktivierung des 
Beamten der Stadt Recklinghausen, 
Ulrich Lammers. Ulrich Lammers war 
im Juni 2009 von der Stadtverwaltung 
Recklinghausen mit Zustimmung des 
Rates in den vorläufigen Ruhestand 
versetzt worden. Seit mehr als vier Jah¬ 
ren bezieht er ein um 10,8 Prozent ge¬ 
kürztes Ruhegehalt. 

Hintergrund war das Strafverfahren ge¬ 
gen den ehemaligen Geschäftsführer 
des Seniorenzentrums Grullbad und 
der Vestischen Arbeit vor dem Land¬ 
gericht Bochum (die UZ berichtete 
mehrfach). Im Rahmen dieses Verfah¬ 
rens hatte er in der Verhandlung vom 
12.2.2009 angegeben, durch das Verfah¬ 


ren schwere psychische Erkrankungen 
erlitten zu haben. Er sei in Behand¬ 
lung und nehme Psychopharmaka. Er 
sei dienstunfähig erkrankt und zurzeit 
dauerhaft arbeitsunfähig. 

Am 18.2.2009 wurde das Untreue-Ver¬ 
fahren gegen Ulrich Lammers im Wege 
eines Vergleiches und unter Zahlung 
von 5 000 Euro eingestellt. „Da war 
seine Stimmung bestens und er schmie¬ 
dete schon Pläne für die Zukunft“, er¬ 
innert sich Werner Sarbok. Gegenüber 
der Presse habe Ulrich Lammers verra¬ 
ten, dass er jetzt erst einmal „durchat¬ 
men, gesund werden und dann zusam¬ 
men mit der Stadt nach einer adäqua¬ 
ten Aufgabe schauen“ wolle. „Daraus 
ist wohl nichts geworden“, meint Detlev 
Beyer-Peters, stellvertretender Kreis¬ 
vorsitzender der DKP und ehemaliges 


Mitglied des Kreistages, sarkastisch 
und weist auf den Widerspruch hin, 
dass die Stadtverwaltung Recklinghau¬ 
sen mit Zustimmung des Rates Ulrich 
Lammers trotzdem schon vier Monate 
später in den vorläufigen Ruhestand 
versetzt habe. 

Die DKP hegt nicht zuletzt aufgrund 
neuer Informationen erhebliche Zwei¬ 
fel an der Dienstunfähigkeit von Ulrich 
Lammers. 

„Am 2.9.2011 hat Ulrich Lammers die 
Firma ,Lammers-Dülmen Dienstleis¬ 
tungs-Unternehmergesellschaft (haf¬ 
tungsbeschränkt) 4 gegründet. Und 
wenn man sich die Bilanz dieser Ge¬ 
sellschaft alleine nur für die letzten 
vier Monate des Jahres 2011 anschaut, 
dann muss Herr Lammers als alleini¬ 
ger Gesellschafter und Geschäftsfüh¬ 


rer des Unternehmens sehr rege ge¬ 
wesen sein. Das spricht nicht für seine 
Dienstunfähigkeit“, resümiert Detlev 
Beyer-Peters. Angesichts dieser Tatsa¬ 
chen erinnert sich Werner Sarbok an 
die öffentliche Erklärung des Bürger¬ 
meisters, Wolfgang Pantf örder. Tatsäch¬ 
lich hatte dieser am 24.6.2009 verkün¬ 
det, dass die Verfügung zur Versetzung 
in den vorläufigen Ruhestand jeder¬ 
zeit wieder rückgängig gemacht wer¬ 
den könne, sofern es die Ärzte erlau¬ 
ben würden. „Wir erwarten vom Rat 
der Stadt Recklinghausen, dass er die 
Ruhestandsverfügung der Stadt Reck¬ 
linghausen für Ulrich Lammers wie¬ 
der rückgängig macht und ihn im Rah¬ 
men einer sogenannten Reaktivierung 
erneut in das Beamtenverhältnis be¬ 
ruft.“ Detlev Beyer-Peters verweist 


auf Änderungen im Beamtenversor¬ 
gungsrecht, wonach statt eines vor¬ 
läufigen Ruhestands vorrangig auch 
eine begrenzte Dienstfähigkeit oder 
die Übertragung eines anderen Amtes 
bzw. einer geringwertigeren Tätigkeit 
zu prüfen sei. „Es muss also keine voll¬ 
ständige Dienstfähigkeit bestehen, es 
reicht schon eine Teildienstfähigkeit für 
eine Reaktivierung.“ 

Für Werner Sarbok wäre es fatal, wenn 
der Rat der Stadt das Gefühl der Un¬ 
gerechtigkeit, dass bei vielen Reckling- 
häusern aufkommen wird, billigend 
in Kauf nehmen würde. „Ein 55-jäh¬ 
riger Beamter wie Ulrich Lammers 
könnte noch bis zu elf Jahre für die 
Steuerzahler(innen) tätig sein. Statt- 
dessen erhält er ein Ruhestandsgeld, 
mit dem sich angesichts seines Zuver¬ 
dienstes gut leben lässt. Soviel Ent¬ 
gegenkommen kennen weder die Ar¬ 
beitslosen noch die übergroße Mehr¬ 
heit der Beamten und schon gar nicht 
die Beschäftigten in den Betrieben.“ 
Detlev Beyer-Peters 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Shalom, liebe 

Esther, 

Du wirst unvergessen bleiben. 
Heinz (Essen) 


Du bist nicht mehr, wo du warst, 
aber du bist überall, wo wir sind. 

Hubert Reichel 

7.9.1934-5.11.2013 

Hubert starb nach langer, schwerer Krankheit. Ich habe meinen 
lieben Mann, meinen Genossen, meinen Weggefährten über 60 
Lebensjahre, verloren. 

Wir, Anja und Marc, trauern um unseren Vater. 

Wir vermissen ihn so sehr. 

Ria Reichel und Familie 

Wir verabschieden uns von Hubert am 23.11.2013 auf dem 
Westfriedhof in Bottrop. Von Kranz- und Blumenspenden bitten wir 
Abstand zu nehmen 



Die neoliberale Stadt 

Spaltung - Zonierung - Widerstand 

Neue Finanzinvestoren auf den Woh¬ 
nungsmärkten Daniel Zimmermann* Rauf 
mit den Löhnen - Runter mit den 
Mieten! Klaus Linder*Die Internationale 
Bauausstellung Hamburg-Wilhelms¬ 
burg Andreas Hartle*Gentrifizierung am 
Dortmunder Phoenixsee Jürgen Evert 
★ Gemeinwesen und soziale Spaltung 
der Stadtgesellschaft Irina Vellay*Das 
Schwinden des ersten Arbeitsmarkts 
... Wolfgang Richter 

Weitere Beiträge: 

Wie es mit den Marxistischen Blättern 
begann Robert Steigerwald* Weltkulturerbe 
Marx Roman Stelzig* Revolutionäre The¬ 
orie in nichtrevolutionärer Zeit Georg 
Fülberth*Die Linke und die Bundestags¬ 
wahl 2013 Ekkehard Lieberam ★Transatlan¬ 
tische Verfassung für die Konzerne Pia 
Eberhardt* Klimawandel und Wetterextre¬ 
me Hans-Peter Brenner *Zum „arabischen 
Frühling“ und zur Lage in Syrien Alfred 
Kosing*Älvaro Cunhal und die April-Revo¬ 
lution Albano Nunes*Elemente einer ech¬ 
ten Energiewende Franz Garnreiter* Über 
Armut. Und über Armut hinaus. Richard 
Albrecht*Der Krieg vor Vietnam Rainer 
Werning*Anmerkungen zur Sozialismus¬ 
debatte Klaus Wagener 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 


ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


Der nächste Wahlkampf kommt bestimmt. 500 Stelltafeln DIN AI, 
Hartfaser, wegen Lagerauflösung in Düsseldorf abzugeben. 

Nur an Selbstabholer. Auch kleine Mengen. Bis Anfang Dezember. 
Kontakt: tramschuh@t-online.de 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Die Wahl ist vorbei - 
Klassenkampf geht weiter. 

Abendveranstaltung zur Auswertung der 
Bundestagswahl mitPatrik Köbele. 

Der Vorsitzende der DKP berichtet über unser Eingreifen in 
den Wahlkampf und gibt eine Einschätzung zu den 
Wahlergebnissen und der Situation nach der 
Bundestagswahl. 

Mittwoch, 20. November 2013,19 - 21 Uhr 

Eine Veranstaltung der Karl-Liebknecht-Schule der DKP 


1=bEH ULK,' ISA» iKVA 


Itihzbtt: 

Hans-Georg Müller 
HauplstrsBt 1 
5739Z Soli nid I lun ü n ry 
G Falsch alt 
Hncltrau erlantf 


TaL: DZ9/Z-B/-UU-U 
Fax.: [2972-97111)97 
Beslsursnf: 

Dienstag Duhelag 


Haus praspekt 
anl'crdern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegl uoser 
üasthoF. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heule der Wirt 
persönlich lür das Wohl der Gaste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen. 
gepHaQl& Cetränhs. Alle Zimmör haban 3;;d Jusclte. WC, 
Telelaro, Fernseher, die meisten DaUon und Vorsum, Im 
Hutelbereich befinden alc-fi UH. Sauna, Euter iurn. Nicht- 
raucheiTimmer und Kamin, Kindafspialraiim, GalAibiMet, 
Prühslücksbütfet. Auch Seniaren-Dortionen. 
Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HF 1$. GO Cp-F. * VF.ZZ.-tp.F- 
KostanlDS Llus-urd Dshnlahren im Sauarlend. 

Auch KuHJerßimaflipuiig / MeheraaJsonpKPse. 

Bei 21 TagEik Aufenthalt im Jahr ID % TroicnhstL 


mail@gasthoMtEimgs.de * www.gaslhoMißimes.rle 


Das WIR hat entschieden! Oder: Nach der Wahl ist vor der Wahl 

Kabarettistische Entscheidungsforschung 
von und mit Jane Zahn 

Wer gewinnt bei der Wahl der Qual? Und wer zahlt die Zeche? 

Ganz egal, wer Kanzlerin bleibt: Dieses Kabarett-Programm macht es 
lachbar! Und behandelt nebenbei noch andere weltbewegende Fragen: 

Wer zahlt beim ersten Date? Wie frei ist der Luftballon? Ist Antifalten¬ 
creme gut für Schuhe? 

Welche Haltung ist artgerecht? Und wie sehen die Nachrichten in zehn 
Jahren aus? 

Entscheiden Sie selbst: Das müssen Sie gesehen haben! 

Neues Kabarett-Programm für Frauentag, 1. Mai 
und andere Gelegenheiten! 

Kontakt: Jane Zahn, kontakt@janezahn.de, 06221 / 75 71 04 


Neuheiten bei JUMP UP November 2013 

Liedstöckeh 

Kohle - Lieder* üus ßergbauregionen - 

CD EUR 12,00 

Oie Folkgruppe Lied Stöckel Hat eine neue CO mit Liedern aus Kohle- 
re^ionen herousgebraeht. Oie Lieder stammen ms dem Saarland, 
dem Ruhrgebiet, aus Frankreich, USA, £rossbrifannien, Russland 
und aus Südafrika. 

Barbara Thalheim: 

Zwischenspiel-Live - CD EUR 16,95 

Zwischen Aggression und reinster Verliebtheit: starkes Comeback 
der ostdeutschen Sängerin. 

vvww.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplatteaversand Matthias Henk PF 11 04 4 7, 28207 Bremen 
_Tel/Fax: 0421/4988535 (Afc) 


Unser Genosse 

Wilhelm Benz 

wird am 19 . November 60 Jahre 

Dazu, lieber Wilhelm, gratulieren wir Dir schon heute. Seit 1972 bist 
Du als Mitglied in unserer DKP tätig, viele Jahre in Leitungsgremien, 
zuletzt als unser Kreisvorsitzender. 

Deine Genossinnen und Genossen 
aus Heidenheim 



DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Treffen und Demo 
in Berlin 

11. und 12. Januar 2014 
Wir sind dabei! 



Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 




Kosten pro Person: 60 Euro / Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus: 

Samstag, den 11. Januar um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 

6.30 Uhr in Duisburg, 7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 


Informationen und Anmeldung: 
DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 
Tel. 0201 - 22 51 47 Fax 0201 - 269 80 38 


Der Münsterlandbus fährt wieder! 


Samstag, den 11. Januar um 4 Uhr Stadtlohn, 5 Uhr Münster 
über verschiedene Stationen Ostwestfalens 




Informationen und Anmeldung: 

Ansgar Schmidt; ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 


Tel: 0251 6090905 



Entschleuiiigimg: 

Ruhr- Lt Hntur iulII im Mrtr. I v. 


Nationalpark. 2 FeWoJa 2-3 Pm. 
ganzjährig ln KniteblDf-G nuiJn 

Hu vH & HuvHuc*']], BuuE Kud. 

Iufu; irww.trJ HOLdt 
Mi MjigTOTW jABJ 


Für 1 - 3 Studentinnen 


biete ich endsprechende Zimmer 
in Dortmund-Bövinghausen an. 
Günstige Verkehrsanbindungen 
zur UNI Dortmund. 

Tel.: 0231/694414 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

v___y 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
Neue Internetseite : www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 23./24. November 2013 

Umwelt, Klimawandel, Energie 

Referent: Hans-Peter Brenner 

Themen: 

1. Marxismus und Ökologie: 

Ist eine „ökologische Ergänzung des Marxismus" nötig? 
Oder umfasst und schließt der historische Materialismus 
bereits die „ökologische Dimension" in sein Weltbild ein? 
Was meint dann "ökologischer Sozialismus"? 

2. Mensch-Natur-Gesellschaft: 

Was bedeutet die Konzeption des Menschen als einer 
„biopsychosozialen Einheit"? 

3. „Ökologische Krise" und „Klimawandel" - eine nur 

„anthropogene" Frage: 

Worin unterscheidet sich die Meinung der DKP zu anderen 
Krisenanalysen? Welche neue Fakten liefert die UNO? 

4. Die Umweltpolitik der sozialistischen Staaten in 

Europa bis 1989/90: 

Umweltkatastrophen, Versäumnisse, Korrekturen, positive 
Ansätze. 

5. Klimawandel und Energiewende: 

Welche Antworten gibt es? Was will die DKP? 

Das Seminar soll einen Anstoß geben zur Bildung einer 
Umweltkomission der DKP. Interessenten - mit und ohne 
Vorkenntnisse -, die an diesem Seminar und 
Kommissionsprojekt teilnehmen möchten, sind herzlich 
eingeladen. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn 
Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 €. Ab 
Freitag 30 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder 
Bezirk abklären. 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Für Veranstaltungen 2014 
zur Erinnerung an den 
Beginn des 1. Weltkriegs: 


Karl Kraus 

Die letzten 
Tage der 
Menschheit 

40 Szenen ans 
dem fiesamtwerk 

dargebracht von 

Erich Schaffner 


www.erichschaflner.de 


Toskana, nah am Meer 

mMM.feikani 'bürtHdt 1 

flfcühof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher* 

Haus öder Häuschen; 



Urlaub unter Freunden 

ln 4 m mMfAkcMitlulnn E rTia-lurvgt- 
UH0 Hw pvppunflWflM-l-r In Hardhnrt», 

I nr-nrniBliiZint-n und Uiu-JiiaiB unla-r: 

h^whiidviukdv ZT 4M 111 ■ ATTfl 

Das Silvester-Programm kann angefordert werden. 
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In Frage zu stellen 

Betr.: „Revolutionäre Theorie in 
nichtrevolutionärer Zeit“, 

UZ vom 18.10.2013, S. 10 

Die Thesen von Georg Fülberth sind 
vom revolutionären Standpunkt aus in 
Frage zu stellen: 

Die These, wir hätten weder eine revo¬ 
lutionäre noch eine vorrevolutionäre 
Situation, basiert auf dem verengten 
Blick auf die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land. Schon die Weitung des Blickes auf 
Europa öffnet uns die Augen. „Europa 
brennt, Deutschland pennt!“ so nann¬ 
te es Patrik Köbele einmal. Wenn man 
dann noch über den europäischen Tel¬ 
lerrand schaut, bekommt man erst recht 
den Eindruck, der Autor lebt in einer 
anderen Welt. Ob wir die arabischen 
Länder anschauen oder den südame¬ 
rikanischen Kontinent, die These lässt 
sich nicht halten, wenn man von der 
sonst so oft beschworenen globalisier¬ 
ten Welt ausgeht. 

(...) Die darauf aufbauende bzw. in 
kausalen Zusammenhang gestellte 
These, dass es keine revolutionäre The¬ 
orie im operativen Sinne gäbe, weil wir 
keine revolutionäre Praxis hätten bzw. 
dass revolutionäre Theorie revolutionä¬ 
rer Praxis nie weit vorausging, sondern 
sich immer zugleich mit ihr entwickel¬ 
te - ist unabhängig von der oben zitier¬ 
ten These ebenfalls in Frage zu stellen. 
Dies mag auf die deutsche Geschichte 
zutreffen, ist aber auch ihre entschei¬ 
dende Schwachstelle. Gerade die deut¬ 
sche Novemberrevolution von 1918 
zeigt, dass das Fehlen einer revolutio¬ 


nären Theorie in organisierter Form, 
dass der fehlende (nicht vorbereitete) 
subjektive Faktor in Deutschland zum 
Sieg der Konterrevolution führte, ohne 
den wiederum der deutsche Faschismus 
mit allen seinen Folgen nicht möglich 
gewesen wäre. 

Konni Lopau , Stuttgart 

Diskussion über Ursachen 
unserer Niederlage 
weiterführen 

Betr.: „Revolutionäre Theorie in 
nichtrevolutionärer Zeit“, 

UZ vom 18.10.2013, S. 10 

Diese Rede, die Fülberth anlässlich der 
Eröffnung des neuen Marx-Engels- 
Zentrum, am 5. Oktober in Berlin ge¬ 
halten hat, erscheint mir im wesentli¬ 
chen richtungsweisender Auftakt, end¬ 
lich „parteiweit“ und darüberhinaus, die 
seit 2006 im Programm (Seite 25) be¬ 
hauptete Diskussion über - innere und 
äußere, ökonomische, ideologische und 
politische, objektive und subjektive Ur¬ 
sachen - (unserer Niederlage) offiziell 
stattfinden zu lassen. 

Fülberth sagt in seiner Rede an einer 
Stelle: „Ideologiepolitisch hängt uns 
das Scheitern des Staatssozialismus 
wie ein Mühlstein am Hals. Wir werden 
uns nicht darum drücken können, Marx 
und Engels haben sich ja auch nicht ge¬ 
drückt.“ etc. 

Bei der Behandlung des Themas „Die 
Entwicklung des Sozialismus von der 
Utopie zur Wissenschaft“ von Fried¬ 
rich Engels, haben wir im Rahmen eines 


MAS CH Zirkels neun Fragen zu dem 
vorgenannten Problemfeld zusammen¬ 
gestellt (.) 

Günter Hennes, Köln 

Einigende Mobilisierung? 

Betr.: Leserbrief von Volker Scholz- 
Goldenberg, Köln 

Was soll diese Polemik? Es ist gut, dass 
die Mehrheit des PV die Teilnahme der 
DKP an den EU-Wahlen beschlossen 
hat. Volker kennt die Lage der Partei 
und weiß, dass nicht der PV für die Kan¬ 
didatenliste verantwortlich ist. Hätten 
sich die Landesverbände, die Volker 
namentlich benennt, nicht der Verant¬ 
wortung für die Partei entzogen (hängt 
sehr wahrscheinlich mit den Ergebnis¬ 
sen des 20. Parteitages der DKP zusam¬ 
men), sähe die Bundesliste anders aus. 
Ich bin seit 1946 Mitglied der kommu¬ 
nistischen Bewegung und freue mich, 
dass der neue PV endlich die Partei mo¬ 
bilisiert und nicht wieder zur Wahl der 
Partei „Die Linke“ aufruft. Auch liegt 
der PV richtig, aus der DKP eine Partei 
für ganz Deutschland zu machen, und 
dazu gehören dann auch Berlin und 
Brandenburg. 

Reinhold Ages , Köln-Kalk 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Mit voller Kraft zum UZ-Pressefest 

„Nordlichter“ sind mit ihrer Kogge auf Kurs 


„Vor Marx, zu Marx, in Marx“ 

Samstag, 23. November, 10.00 Uhr bis 
17.30 Uhr, Hoffnungstrasse 18, Essen 

DKP Ruhr-Westfalen veranstaltet ein Tagesse¬ 
minar zu den Quellen des Marxismus. 

Das Marxsche Werk ist mehr als die Ansamm¬ 
lung schlauer Ideen eines klugen Kopfes. Marx 
knüpfte an die progressivsten geistesgeschicht¬ 
lichen Strömungen seiner Zeit an, nutzte deren 
wissenschaftliche Erkenntnissen und Metho¬ 
den. Die theoriegeschichtliche Auseinanderset¬ 
zung mit Marx 1 Vorläufern ist daher nicht nur 
Bestandteil marxistischer Allgemeinbildung, sie 
ist ein wichtiger Schlüssel zum Verständnis des 
Marxschen Werkes. Umgekehrt führte die Ablö¬ 
sung des Marxismus von seinen progressiven 
ideengeschichtlichen Traditionslinien, ihre Er¬ 
setzung durch Versatzstücke jeweils modischer 
Strömungen spätbürgerlicher Ideologie, die po¬ 
litische Linke in regelmäßigen Abständen zu tie¬ 
fen Rückfällen hinter den von Marx und seinen 
Vorläufern erreichten Erkenntnisstand - und in 
der Folge zu fatalen politischen Konsequenzen. 
Im Kontext des aktuellen DKP Bildungsthe¬ 
mas findet das Tagesseminar zu den ideenge¬ 
schichtlichen Quellen des Marxschen Denkens 
statt. Unter Mitwirkung von Christoph J. Bauer, 
Floiger Wendt und Robert Steigerwald werden 
die Rolle der Flegelschen Philosophie, der klas¬ 
sischen Politischen Ökonomie und des utopi¬ 
schen Sozialismus vorgestellt und diskutiert. 
Um Anmeldung beim Bezirksvorstand der DKP 
Ruhr-Westfalen wird gebeten. 


Die „Nordlichter“ (die Nordbezir¬ 
ke der DKP, Hamburg und Schles¬ 
wig-Holstein) haben mit ihrer Kog¬ 
ge Kurs auf das UZ-Pressefest 2014 
aufgenommen. Auf der ersten Bera¬ 
tung der beiden DKP-Bezirksorgani- 
sationen Anfang November zeigten 
sich die anwesenden Genossinnen 
und Genossen überzeugt und hoch 
motiviert, auf dem UZ-Pressefest im 
nächsten Jahr einen attraktiven und 
erfolgreichen Beitrag der Nordbezir¬ 
ke gestalten zu können. 

Einig war man sich darüber, dass die 
Hamburger Kogge (in den letzten Mo¬ 
naten unter Einsatz vieler hundert Ar¬ 
beitsstunden und vieler ehrenamtlicher 
Helfer in zahlreichen Teilen frisch re¬ 
noviert) sowohl als eines der optischen 
Wahrzeichen als auch als umsatzstar¬ 
ke Einrichtung des Pressefests unbe¬ 
dingt wieder dabei sein sollte. Ebenso 
wird angestrebt, die allseits geschätz¬ 
ten Fischspezialitäten wieder anbieten 
zu können. Es wurde jedoch auch sehr 
offen und ehrlich über die zur Verfü¬ 
gung stehenden Kräfte diskutiert und 
Überlegungen angestellt, wie der Bei¬ 


trag der „Nordlichter“ noch konzent¬ 
rierter konzipiert und somit die Kräfte 
effektiver eingesetzt werden können. 
Dies soll unter anderem durch die bes¬ 
sere Absprache und Arbeitsteilung mit 
den benachbarten Bezirken ermöglicht 
werden. Zudem soll den Genossinnen 
und Genossen aus Mecklenburg-Vor¬ 
pommern angeboten werden, sich bei 
Interesse und im Rahmen ihrer Mög¬ 
lichkeiten am Beitrag der „Nordlichter“ 
zu beteiligen. 

Am Ende der Beratung wurde noch¬ 
mals die Bedeutung der finanziellen 
Absicherung des UZ-Pressefestes bis 
Mitte November und somit die Inten¬ 
sivierung des Verkaufs der UZ-Pres- 
sefest-Buttons sowie der Gewinnung 
weiterer Spenden betont. Die „Nord¬ 
lichter“ jedenfalls werden nach Kräf¬ 
ten mithelfen, dass die Mindestvoraus¬ 
setzungen für das Stattfinden des UZ- 
Pressefestes abgesichert werden und 
der Parteivorstand auf seiner Novem¬ 
ber-Tagung „grünes Licht“ geben kann. 
Und danach heißt es: Volle Kraft vor¬ 
aus für ein tolles und erfolgreiches UZ- 
Pressefest 2014! DirkWilke 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 15 . NOV 


Hannover: „Mietenfragen sind Klassenfra¬ 
gen“ , Veranstaltung der DKP im neuen Büro, 
Göttinger Straße 58 (gegenüber der ehern. 
Flanomag), 18.00 Uhr. 


SO ★ 17 . NOV 


Dortmund: Eröffnung der Fotoausstellung 
„Stadtansichten - Bilder aus der Nordstadt!“ 
Z, Oesterholzstraße 27,16.00 Uhr. 


MO ★ 18 . NOV 


Minden: „Die linken Kräfte in Europa und 
die Alternativen zum EU-Europa“. Veran¬ 
staltung der DKP Minden mit Heinz Stehr. 
BÜZ-Mehrzweckraum, Johanniskirchhof 1, 
19.30 Uhr._ 

Dortmund: „Drei Quellen und drei Bestand¬ 
teile des Marxismus“, dritter Teil der DKP-Bil- 
dungsreihe. Z, Oesterholzstraße 27,19.30 Uhr. 


Dl ★ 19 . NOV 


Dortmund: „EU-Wahlen und UZ-Pressefest“, 
Senioren Arbeitskreis der DKP Dortmund. Z, 
Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr. 


Ml ★ 20 . NOV 


Leverkusen: „Die Wahl ist vorbei - der Klas¬ 
senkampf geht weiter.“ Abendveranstaltung 
der Karl-Liebknecht-Schule der DKP zur Aus¬ 
wertung der Bundestagswahl mit Patrik Kö¬ 
bele. Karl-Liebknecht-Schule, Am Stadtpark 
68,19.00 Uhr._ 

Wuppertal: „45 Jahre DKP - kommunisti¬ 
sche Politik damals und heute“, Mitglieder¬ 
versammlung der DKP mit Georg Polikeit, Mit¬ 
glied des Gründungsausschusses einer neuen 
Kommunistischen Partei im Jahr 1968. Marx- 
Engels-Zentrum, Gathe 55,19.00. 


DO ★ 21 . NOV 


Mainz: „Kleiner Park - Große Wirkung. Wider¬ 
stand im Gezi-Park.“ Bericht aus den Kämp¬ 
fen in der Türkei und Diskussion. Eine ge¬ 
meinsame Veranstaltung von DKP Mainz, TKP 


und RotFuchs-lnitiative Mainz. Altes Rathaus 
Mainz-Bretzenheim, An der Wied 2,18.30 Uhr. 

Berlin: „Töchter des Terrors - Die Frauen in 
der IRA“, Vorstellung des Buches von Mari¬ 
anne Quoirin durch Marion Baur. Galerie der 
GBM, Weitlingstraße 89,18.30 Uhr. 

München: „Kapitalismus am Ende? - Zwi¬ 
schen Dauerkrise, Widerstand, Transformati¬ 
on“ Veranstaltung des isw mit Conrad Schuh- 
ler und Leo Mayer. EineWeltHaus, Schwantha¬ 
lerstraße 80,19.30 Uhr. 


FR ★ 22 . NOV 


Düsseldorf: „El Golpe - der Putsch“ - The¬ 
aterperformance und Diskussion. Das Stück 
setzt sich durch unterschiedliche Ausdrucks¬ 
formen mit den traumatisierenden Erfahrun¬ 
gen von Putsch und Diktatur (nicht nur) in Chile 
und Lateinamerika auseinander. Veranstalter: 
jAlerta! - Lateinamerika Gruppe Düsseldorf. 
Linkes Zentrum, Corneliusstraße 108,19.00 
Uhr. 


SA ★ 23 . NOV 


Elmshorn: „Kommunisten der DKP und Ein¬ 
heitsgewerkschaften“ , Bildungsveranstaltung 
der DKP Schleswig-Holstein mit Uwe Fritsch, 
Mitglied des Parteivorstandes der DKP und 
Betriebsratsvorsitzender bei VW in Braun¬ 
schweig. Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahn¬ 
straße 2a, 11.15 Uhr. 


Ml ★ 27 . NOV 


Stadtlohn: „(Warum) Vertrauen wir Politi¬ 
kern? - Theoretische Analysen und empiri¬ 
sche Befunde“, Mitgliederversammlung der 
DKP im Kreis Borken. Tenbusch.Vredenerstra- 
ße 54,19.15 Uhr. 


Ml ★ 4 . DEZ 


Röthenbach/Peg.: Röthenbach/Peg. Jahres¬ 
abschlussversammlung der DKP Nürnberger 
Land im „Floraheim“, Röthenbach, Siedler¬ 
strasse 10 - Beginn 19 Uhr mit gemütliche 
Beisammensein. 


Pressefest- 
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Stand 12 . November 2013 \ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 2. bis 8 . November 


Dienstag 

Dass ihnen durch die Ausspähung des 
US-Geheimdienstes NSA persönliche 
Nachteile entstehen könnten, halten 76 
Prozent der befragten Deutschen für 
nicht vorstellbar. 

Diese Mehrheit sollte sich genau an- 
sehen, was heute im NSU-Prozess zur 
Sprache kommt. Minutiös schildern 
Angehörige des Dortmunder Kioskbe¬ 
sitzers Kubasik, der von den Faschisten 
ermordet wurde, wie deutsche Behör¬ 
den und Dienste aus den zur Verfügung 
stehenden Daten und Ermittlungser- 
gebnissen ein Geflecht von Verdächti¬ 
gungen konstruieren, die aus dem Op¬ 
fer und seinen Familienangehörigen je 
nach Bedarf Drogenhändler, Zuhälter 
und Ehebrecher machten. Nichts von 
alledem ist wahr. Die Folge waren u. a. 
Gerüchte in der Nachbarschaft und in 
der Schule. Die Familie hat darunter 
so sehr gelitten, dass sie sich teils kaum 
noch vor die Tür traute. 

Deutsche Behörden taten das einer un¬ 
bescholtenen Familie an, weil die nahe¬ 
liegende Vermutung faschistischer Tä¬ 
ter weswegen auch immer beiseite ge¬ 
schoben wurde. Und da hat niemand 
Angst vor persönlichen Nachteilen? 

Mittwoch 

„ Lasst, die ihr eintretet, alle Hoffnung 
fahren!“In Dantes göttlicher Komödie 
steht dieser Spruch über dem Höllentor. 
Zu den Höllentoren unserer Zeit zählt 
wohl nicht ganz zu Unrecht der Ein¬ 
gang zum Militärtribunal. Nichtöffent¬ 


liches Verfahren, Ausschluss des zivilen 
Rechtsweges, keine Möglichkeit der Re¬ 
vision; das sind die Instrumente, die wir 
von dort kennen - vor allem von der 
glorreichen US-Armee. Wer vom Mi¬ 
litärtribunal jedoch nur Strenge erwar¬ 
tet, verkennt dessen Schutzcharakter 
für Soldaten, deren Geschäft bekannt¬ 
lich das Töten ist. Wer über die Stränge 
schlägt, kann vom Richter, der ja immer 
auch Mit-Killer im Geiste ist, Verständ¬ 
nis erwarten. 

Wider diesen Trend trat der Schutzcha¬ 
rakter zuletzt in Bangladesh als störend 
zu Tage. Militärangehörige dürfen dort 
nämlich nur zu maximal sieben Jahren 
Haft verurteilt werden. Das ist „hilf¬ 
reich “ bei Massakern an der Zivilbe¬ 
völkerung, Kriegsverbrechen aller Art 
oder auch bei Übergriffen von Vorge¬ 
setzten gegen Untergebene - vielleicht 
auch mal mit Todesfolge. 

Doch nun waren Meuterer abzuur¬ 
teilen. 2009 hatten sich Mitglieder der 
Grenzschutzeinheit „Bangladesh Rif¬ 
les“ aus Protest gegen Bezahlung und 
Arbeitsbedingungen erhoben. Mehr 
als 70 Menschen, darunter 57 rangho¬ 
he Offiziere, wurden von ihnen getötet. 
Und dafür solVs nur sieben Jahre ge¬ 
ben? 

Da sch... der Offizier auf das Mili¬ 
tärtribunal. Die Meuterer kamen vors 
Zivilgericht. Heute war Urteilsverkün- 
dung.152 Grenzschützer wurden zum 
Tode, 350 zu langjährigen Haftstrafen 
verurteilt. Es gibt viele Höllentore. 

Adi Reiher 



... steht an der Schwelle ihres 90. Lebensjahres und ist kein bisschen leise. Unermüdlich klärt sie in 
Gesang, Wort und Tat über die Verbrechen der deutschen Faschisten auf, die sie als Mitglied des 
Mädchenorchesters von Auschwitz miterlebte. Ihr Überleben gibt ihr die Möglichkeit sich zu rächen, 
wie sie selbst in einem Porträt der „Tagesthemen“ am vergangenen Samstag sagte. Aus diesem Film 
stammt auch unser Bild, dass sie während eines Auftrittes mit der Microphone Mafia zeigt. 

An diesem Samstag erhält die Antifaschistin und Kommunistin den Blue Planet Award 2013 von 
ethecon - Stiftung Ethik & Ökonomie. 

ethecon sieht in Esther Bejaranos anhaltendem Engagement für Frieden und gegen Antisemitismus, 
Rassismus und Faschismus einen ethisch überragenden Beitrag zu Rettung und Erhalt unseres 
„Blauen Planeten“. 


Der geheime Versorger der Thälmanns 

Von Alexandre Sladkevich 


Sehr gut erinnere ich mich an die Nach¬ 
barn meiner Großmutter: Ein älteres 
Ehepaar, Michail und Vera Nesdatny 
hießen sie. 1994 waren sie aus der Uk¬ 
raine nach Deutschland gekommen 
und in einem Seniorenheim in einem 
ruhigen Frankfurter Stadtteil fanden 
sie ein neues Zuhause. 

Wenn ich sie grüßte, lächelte mir 
Michail stets freudig zu. Etwas schüch¬ 
tern, ein wenig verschmitzt und gleich¬ 
zeitig offen, als ob er etwas wüsste, et¬ 
was sagen wollte, es aber verheimlichte. 
Unter seiner übergroßen, verblichenen 
blauen Baseballkappe, mit großen Bu¬ 
benaugen wirkte er wie ein Junge, der 
etwas angestellt hat und nun nicht weiß, 
was er zu erwarten hat. Vera wirkte im¬ 
mer viel ernsthafter und ein bisschen 
zurückhaltend. Michail war leise und 
dürr, wie eine Pusteblume. Als er vor 
acht Jahren nach einer langen Krank¬ 
heit starb, traf Vera ein Schlag. Später 
verlor sie auch ihren Bruder und blieb 
allein mit ihren Erinnerungen und Ge¬ 
danken. 

Vera weiß, dass sie nicht mehr jung ist 
und was wird aus den vielen Büchern 
und Dingen, die ihr Freude bereiten 
und mit denen sie etwas verbindet? 
Vera fragte meine Großmutter, ob sie 
mir Michails Kriegsauszeichnungen 
übergeben kann, damit sie „nach mir 
nicht verschollen gehen“. So kam ich 
zum ersten Mal zu ihr. Ihre Wohnung 
ist erwartungsgemäß nicht groß und 
die Einrichtung sehr bescheiden. Vera 
ist sehr gerührt, dass sie Besuch hat. 
Sie bietet mir Essen an, will mir etwas 
schenken, ist verlegen, dass jemand Zeit 
für sie aufbringt. Schließlich kommt sie 
auf ihren Mann zu sprechen. „Michail 
wurde 1921 im ukrainischen Ryshanov- 
ka geboren. Nach der Schule besuchte 
er die Maschinengewehrschützen-Lehr¬ 
anstalt in Kubinka bei Moskau. Als er 
zwei Jahre später fertig war, brach der 
Krieg aus. Statt im Dienstgrade eines 
Leutnants nach Hause zurückzukehren 
ging er als Maschinengewehrschütze 
der Infanterie nach Finnland, Rumäni¬ 
en, Bulgarien, Ungarn und Österreich. 
1945 kam er schließlich nach Berlin, als 
Oberleutnant.“ 

Michail musste schwere Maschinen¬ 
gewehre schleppen und bekam einen 


Leistenbruch, der ihn bis zuletzt quäl¬ 
te. Er geriet in schwierige, gefährliche 
Situationen. „Einmal musste er mit 
Wlassow-Soldaten Kapitulationsbedin¬ 
gungen aushandeln. Trotz einer weißen 
Flagge haben sie auf ihn geschossen ... 
In Ungarn auf der Frontlinie mussten 
sie sich in kleinen Gräben verstecken 
und die Panzer rollten über sie ... Was 
der Arme alles durchmachen muss¬ 
te ... Den Krieg zu erleben ist fürch¬ 
terlich!“ Vera schlägt die Hände über 
dem Kopf zusammen. „Auch in Finn¬ 
land gab es einen Vorfall. Zwei seiner 
besten Soldaten liefen zu den Finnen 
über und schrien ihm spöttisch zu: 
,Herzliche Grüße, Michail Nesdatny! 4 
Als Kommandeur rechnete Michail mit 
dem Strafbataillon, doch er kam zum 
Glück davon ...“ Michail erhielt zwei 
Orden und einige Medaillen, darun¬ 
ter eine „Für die Vertei¬ 
digung des sowjetischen 
Polargebietes“. 

Am 8. Mai war der Krieg 
zur Ende, an diesem Tag 
hatte Michail Geburts¬ 
tag. Es war wohl das bes¬ 
te Geschenk, das er je¬ 
mals bekam. 

1945 fuhr Michail nicht 
heim, sondern diente bis 
1950 in der Militärver¬ 
waltung Ost-Berlins. Sei¬ 
ne Eltern wollten ihn Wie¬ 
dersehen, sie sahen, dass 
alle seine Kameraden, die 
den Krieg überlebt hat¬ 
ten, Zivilisten geworden 
waren, doch auf Michail 
mussten sie fünf Jahre 
warten. „Michail diente 
als Adjutant bei einem 
General, er hieß ...“ Vera 
zögert, „glaube ich Demi- 
dow“. 

Ich schlug später nach 
und tatsächlich gab es in 
der Sowjetischen Militär¬ 
administration Deutsch¬ 
lands einen Generalma¬ 
jor Sergej Demidow, der 
auch bis 1950 in der DDR 
diente. 

„Michail hatte verschie¬ 
dene Aufgaben, eine da¬ 


von war geheim ...“ fährt Vera fort. 
„Die Familie Ernst Thälmanns muss¬ 
te im Auftrag der sowjetischen Re¬ 
gierung unterstützt werden, aber das 
wollten sie nicht an die große Glocke 
hängen. Rosa Thälmann befürchtete, 
die Nachbarn könnten neidisch wer¬ 
den, wenn sie mitkriegen, dass man 
sie mit Lebensmitteln versorgt. Es gab 
noch einen anderen Grund, das ge¬ 
heim zu halten. Da nicht auszuschlie¬ 
ßen war, dass jemand in der Nachbar¬ 
schaft antisowjetisch eingestellt war, 
hatte Rosa Angst, dass man einen so¬ 
wjetischen Offizier bei ihnen sieht. Sie 
begleitete Michail beim Abschied nur 
bis zur Wohnungstür und ging nie mit 
ihm runter ... Michail fuhr also einige 
Male mit einem Auto hin. Er zog Zi¬ 
vilkleidung an, setzte eine Sonnenbril¬ 
le auf und der Chauffeur fuhr los. Sie 


fuhren durch kleine Straßen und ein¬ 
mal wurden sie fast erwischt. Ich glau¬ 
be, dass der zivilgekleidete Michail 
keine Papiere, bzw. sein(en) Offiziers¬ 
ausweis/Soldbuch nicht bei sich hatte. 
Einmal passte Michails junger Fahrer 
nicht auf und hätte fast einen Unfall 
verursacht. Michail konnte das im letz¬ 
ten Moment verhindern, indem er den 
Fahrer anschrie. Er war sehr verärgert, 
dass der junge Soldat seine Mission in 
Gefahr gebracht hatte. Sie brachten 
der Familie Lebensmittel, Konserven, 
Schokolade und Butter. Gelegentlich 
auch Geld. Das Auto hielt nie direkt 
bei den Thälmanns und Michail ging 
immer die letzten Meter zu Fuß. Er 
sprach sehr gut Deutsch, bei Verhören 
von Kriegsgefangenen hatte er über¬ 
setzt. Es gab also keine Sprachbarrie¬ 
re zwischen ihm und den Thälmanns. 

Die Familie war sehr gast¬ 
freundlich. Sie mochten 
ihn sehr. Frau Thälmann, 
die er immer ,eine nette 
Frau 4 nannte, wollte ihn 
stets bewirten und ob¬ 
wohl er wenig Zeit hatte, 
lehnte er nie ab. Nie gab 
es Fleisch, aber Gemü¬ 
se und Kartoffelknödel, 
Kaffee. Nichts Alkoholi¬ 
sches. Es waren schwere 
Zeiten, Lebensmittel gab 
es nur auf Karten. Sie sa¬ 
ßen dann in dem großen 
Zimmer, nicht in der Kü¬ 
che, unterhielten sich nett, 
manchmal hörten sie zu¬ 
sammen Radio. Die Woh¬ 
nung war bescheiden, 
aber geschmackvoll möb¬ 
liert. Es war sehr gemüt¬ 
lich bei den Thälmanns. 
Rosa Thälmann war oft 
traurig wegen der Ermor¬ 
dung ihres Mannes. Sie 
war bestürzt, wie die Nazis 
das Land in den Abgrund 
gerissen hatten und dass 
so viele Menschen, vor 
allem junge Leute sinn¬ 
los in diesem unheilvol¬ 
len Krieg gestorben wa¬ 
ren. Dann fragte sie sich, 
was die Zukunft bringen 



Michail Nesdatny in Gloggwitz (Österreich) 1945. 


werde, besonders für die Kinder und 
machte sich Sorgen um Irma, die durch 
den Krieg viel in der Schule versäumt 
hatte. Doch sie scherzten auch viel, be¬ 
sonders Irma und Michail. Er hatte sie 
gern und nannte sie ,rotes Kätzchen 4 , 
lacht Vera. „Sehr gut kannte er die Fa¬ 
milie und erwähnte oft die junge Irma 
Thälmann“ 

Liebevoll spricht sie über Michail und 
bedauert, dass sie keine Kinder hatten. 


Der rote Kanal 


Der Mann mit dem goldenen Arm, 
USA 1955 

„Eine düstere Studie, vortrefflich in¬ 
szeniert und mit hohem schauspie¬ 
lerischem Können bewältigt, die in 
Ansätzen klarmacht, dass nicht Zu¬ 
fall oder Veranlagung, sondern Her¬ 
kunft und Milieu den Weg in die 
Sucht vorherbestimmen.“ (Lexikon 
des internationalen Films) Frank Si- 
natra als Alkohol- und Heroinsüch¬ 
tiger. 

So., 17. 11., 9.45-11.40 Uhr, 
einsfestival 

Incendies - Die Frau die singt, 
Kanada 2011 

Nach dem Tod ihrer Mutter fährt die 
Kanadierin Jeanne in deren Heimat 
Libanon. Auf den Spuren der Fa¬ 
miliengeschichte stößt sie auf den 
grausamen Bürgerkrieg des letzten 
Jahrhunderts. Gelungene Verbin¬ 
dung von politischer und familiärer 
Tragödie. 

Mi., 20.11., 20.15-22.20 Uhr, arte 

John F. Kennedy - 
Tatort Dallas, USA 1991 

Oliver Stone gelang mit seinem 
Spielfilm über das Kennedy-Atten¬ 
tat eine durchaus plausible Darstel¬ 
lung der Ermordung eines Präsiden¬ 
ten, der für die Herrschenden zum 
unsicheren Kantonisten geworden 
war. 

Sa., 23.11., 0.45-3.45 Uhr, ard 









